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Vorwort

Deutschland hat sich im Rahmen der Energiewende das Ziel gesetzt, den überwiegen-
den Anteil der Energieversorgung bis zum Jahr 2050 mittels erneuerbarer Energien 
zu decken. Damit hat Deutschland eine Pionierrolle, da in keinem anderen Land das 
Energiesystem derart grundlegend reformiert wurde. Somit kann die Bundesregie-
rung auf keinen Masterplan für die Umsetzung der Energiewende zurückgreifen. 
Besondere Achtsamkeit ist also geboten, wenn das Projekt gelingen soll. Daher gilt es 
eine umfassende, integrative Herangehensweise zu wählen, die es ermöglicht, dyna-
mische und komplexe Prozesse bei der Transformation des Energiesystems aus einem 
interdisziplinären Blickwinkel heraus zu betrachten. Insbesondere die Schnittstellen 
zwischen technischer Umsetzung, ökonomischen Anreizen, ökologischen Herausfor-
derungen und gesellschaftlichen Entwicklungen sind dabei zu beachten.

Das Projekt „Energiesysteme der Zukunft“ (ESYS) nimmt sich dieser Aufgabe an. Mit 
der Initiative bündeln die Akademien die Expertise verschiedener wissenschaftlicher 
Disziplinen. Die hier vorliegende Publikation ist ein Ergebnis dieser Initiative.

Die Autoren des hier vorliegenden Bandes diskutieren aus raumplanerischer, psycho-
logischer, sozial- und politikwissenschaftlicher Perspektive zentrale Herausforderun-
gen der Energiewende. Ausgangspunkt ist das Individuum, das einerseits als Nutzer 
von Energie, andererseits aber auch zunehmend als Erzeuger und Innovator von 
Energieprozessen auftritt. Denn das Individuum beeinflusst mit Meinungsbildung, 
Nachfrageverhalten und Veränderung seines Lebensstiles in einem erheblichen Um-
fang die Energieversorgungsstrukturen. Darüber hinaus greifen die Autoren beson-
ders kontrovers diskutierte Themen auf: die sogenannte Energiearmut infolge erhöh-
ter Energiepreise, die Frage der Kommunikation und Beteiligung bei der Planung 
und beim Bau von Energieanlagen sowie die komplexen Steuerungsprobleme, die mit 
einer sozialverträglichen Umsetzung der Energiewende verbunden sind.

Um alle diese Aspekte darzustellen, haben die Autoren für die Aufarbeitung ihrer 
Thesen eine induktive Vorgehensweise gewählt. Anhand ausgewählter Forschungs-
schwerpunkte und der dazu verfügbaren empirischen Daten werden Einsichten 
vermittelt, die für das Gelingen der Energiewende besondere politische Bedeutung 
erlangen. Hierdurch wollen wir die wissensbasierte Grundlage für gut begründete 
politische Entscheidungen zum Thema „Energiewende“ erweitern.

Prof. Dr. Ortwin Renn
Leiter der AG „Gesellschaft“
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Zusammenfassung

braucherverhalten einwirken können. Das 
Kapitel zeigt auf, warum es unerlässlich 
ist, neben dem bisher überwiegend tech-
nologischen Fokus bei der Behandlung 
von Energieeffizienz auch verhaltenssti-
mulierende Elemente zu untersuchen. 
Ziel der Analyse ist es, einen Überblick 
über die in der empirischen Forschung zu 
diskutierenden Maßnahmen zu geben, die 
auf ein umweltbewusstes Energieverhal-
ten abzielen. Dabei soll auch die mögliche 
Umsetzung solcher Maßnahmen durch öf-
fentliche und private Institutionen disku-
tiert werden. Es werden sowohl kommuni-
kative, ökonomische als auch strukturelle 
Anreize vorgestellt. Dieser Beitrag soll als 
Basis dienen, um durch empirische Unter-
suchungen erfolgversprechende Maßnah-
men zu identifizieren und Handlungsopti-
onen für die Politik entwickeln zu können. 
Damit können technische Innovationen 
im Energiebereich auch gesellschaftlich 
wirksam werden und sich gegebenenfalls 
schneller durchsetzen.

Im Kapitel „Sozialräumliche Per-
spektiven der Energiewende auf lokaler 
Ebene“ wird die Perspektive auf die sozi-
alräumliche Bedeutung der Energiewende 
gelenkt. Das Gelingen der Energiewende 
hängt nicht zuletzt davon ab, wie gut die 
verschiedenen energiepolitischen Maßnah-
men auf die jeweiligen sozialräumlichen 
Gegebenheiten abgestimmt sind. Stich-
worte hier sind „Energiearmut“ und „Ver-
teilungsgerechtigkeit von Belastungen“. 
Auf der Basis aktueller wissenschaftlicher 
Kenntnisse erörtert dieses Kapitel die sozi-
alräumliche Verträglichkeit energetischer 
Sanierungen und zeigt anschließend auf, 
welche Konsequenzen sich daraus für die 
sozialräumliche Struktur ergeben.

Der vorliegende Band fasst wichtige Er-
gebnisse der sozialwissenschaftlichen For-
schung zur Energiewende zusammen. Die 
Auswahl der Themen umfasst Aspekte des 
individuellen Verhaltens in Bezug auf effi-
zienten und sparsamen Umgang mit End-
energie, Fragen der sozialen Resonanz auf 
Maßnahmen im Rahmen der Energiewen-
de – einschließlich der aktuellen Debat-
te um Energiearmut und Akzeptanz von 
Infrastrukturanlagen – sowie die Kom-
munikation zwischen Energieversorgern, 
Behörden, zivilgesellschaftlichen Gruppen 
und Endverbrauchern. Sie erschienen den 
Autorinnen und Autoren besonders rele-
vant und drängend für die anstehenden 
politischen und planerischen Vorhaben, 
auch wenn sie nur einen Teil der in der so-
zialwissenschaftlichen Debatte um Energie 
behandelten Themen und Problemberei-
che abdecken. Um die für diese Analyse 
ausgewählten Aspekte auch gesamtgesell-
schaftlich einordnen zu können, wird die 
Energiewende im abschließenden Kapitel 
als Teil einer nationalen und europäischen 
Governance-Architektur thematisiert. Da-
mit werden die heterogenen Befunde aus 
den verschiedenen sozialwissenschaftli-
chen Disziplinen in einen größeren Zusam-
menhang integriert. Die Autorinnen und 
Autoren haben bewusst bei der Darstellung 
der Befunde und Einsichten ein induktives 
Vorgehen gewählt: Anhand ausgewählter 
Forschungsschwerpunkte und der dazu 
verfügbaren empirischen Daten werden 
Schritt für Schritt Einsichten vermittelt, 
die für das Gelingen der Energiewende be-
sondere politische Bedeutung haben.

Im Kapitel „Verbraucherenergiepo-
litik als Innovationspolitik“ werden Ein-
flussgrößen beschrieben, die auf das Ver-



8 Zusammenfassung

Im Kapitel „Kommunikation im 
Planungsprozess“ geht es um die Bedeu-
tung einer konstruktiven und lösungsori-
entierten Kommunikation im Planungs-
prozess. Der Schwerpunkt liegt dabei 
weniger auf den gesetzlichen Bestimmun-
gen und vorgeschriebenen Konsultati-
onsprozessen im Rahmen des deutschen 
Planungsrechtes, sondern vielmehr auf 
der Vermittelbarkeit von planungsrele-
vanten Verfahren und Bewertungsinst-
rumenten wie etwa der Nutzwertanalyse 
für eine breite Öffentlichkeit. Die im Pla-
nungsrecht vorgesehenen Formen der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung werden hier nicht 
behandelt. Vielmehr werden die zentralen 
Herausforderungen für eine kommuni-
kative Begleitung im Planungsprozess 
herausgearbeitet und Hinweise gegeben, 
wie formale Bewertungsverfahren öffent-
lich wirksam und überzeugend eingesetzt 
werden können.

Das Kapitel 5 analysiert die Chan-
cen- und Risikokommunikation im Kon-
text der Energiewende. Hintergrund ist 
das grundsätzliche Verständnis, dass die 
Akzeptanz energiepolitischer Maßnahmen 
in engem Zusammenhang damit steht, ob 
geplante Projekte nachvollzogen werden 
können und eine potenzielle Identifikation 
mit den geplanten Veränderungen von-
statten gehen kann. Anhand von Modellen 
zur Chancen- und Risikokommunikation 
zeigt das Kapitel auf, welche Kriterien für 
die Entwicklung von Kommunikations-
formaten relevant sind und welche Kon-
fliktebenen dabei berücksichtigt werden 
müssen. Darüber hinaus erläutert dieses 
Kapitel, wie eine verständnisorientierte 
Risikokommunikation unter Berücksich-
tigung von Komplexität, Unsicherheit und 
Ambiguität in der Praxis gelingen kann.

Das Kapitel „Partizipation im Kon-
text der Energiewende“ wendet sich der 
Partizipation im Rahmen der Energie-
wende zu. Im Mittelpunkt steht die Frage, 
wie man effektiv, effizient und fair inter-
essierte Bürgerinnen und Bürger an der 

Planung und Umsetzung der Energiewen-
de beteiligen kann, damit sie „ihr Energie-
system“ mitgestalten können. Das Kapitel 
erörtert die dazu notwendigen und grund-
legenden Anforderungen. Abschließend 
werden die aktuellen politischen Hand-
lungsbedarfe diskutiert und die wesentli-
chen Bedingungen für das Gelingen von 
Beteiligungsverfahren aufgezeigt.

Das Kapitel „Governance der Ener-
giewende“ hebt wesentliche Ergebnisse 
aus der neueren Governance-Forschung 
hervor und stellt ihre Bedeutung für die 
Energiewende dar. Eine zunehmend kom-
plexe und vernetzte Welt erfordert insbe-
sondere aufgrund der Gleichzeitigkeit von 
Prozessen und Zielkonflikten eine neue 
Herangehensweise an politische Steue-
rung: Obwohl komplexe Systeme nicht 
kontrolliert werden können, bedarf es 
doch einer Governance, die innovativen 
Akteuren Nischen verschafft und Feed-
backprozesse ermöglicht. Anhand konkre-
ter Probleme wird im Kapitel die Komple-
xität der Energiewende angedeutet und 
die Bedeutung partizipativer und reflexi-
ver Governance-Formen illustriert.

Das Fazit fasst die Kernaussagen 
der einzelnen Kapitel zusammen und stellt 
deren Zusammenhänge sowie die Bedeu-
tung für das Gelingen der Energiewende 
heraus. Im Anschluss folgt ein Ausblick 
auf die geplanten Stellungnahmen, bei de-
nen in Form von Handlungsoptionen die 
politischen Schlussfolgerungen aus dieser 
Analyse gezogen werden.
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1.	 Einleitung

Steuerungsinstrumenten sowie wissen-
schaftlichen Entwicklungen und techno-
logischen Möglichkeiten bedarf. Auch für 
die Energieforschung ergeben sich hier-
aus neue Herausforderungen und Aufga-
ben. Gefragt sind nicht mehr disziplinäre, 
klar abgrenzbare Aktivitäten, sondern die 
Initiierung und Weiterentwicklung von 
system- und themenübergreifenden For-
schungsansätzen. Nur durch einen umfas-
senden Ansatz können Einflüsse und Aus-
wirkungen der Energiewende umfänglich 
abgeschätzt und nachvollzogen werden.

Die Integration der gesellschaft-
lichen Perspektive bei der Umsetzung 
der Energiewende ist hierbei von großer 
Bedeutung, da der Um- und Ausbau des 
Energiesystems weitreichende Folgen für 
eine Gesellschaft und ihre entscheidungs-
befugten Instanzen hat. Politische Ent-
scheidungen müssen verstärkt unter Un-
sicherheit getroffen werden, Interessen 
verschiedener Stakeholder-Gruppierun-
gen gilt es zu integrieren, Werte, Befürch-
tungen und Ängste der Bürger aufzugrei-
fen und zu beherzigen. Angela Merkel 
spricht in diesem Zusammenhang in ihrer 
Regierungserklärung zum Thema „Ener-
gie der Zukunft“ vom Juni 2011 von einer 
„Herkulesaufgabe“ und der „Quadratur 
des Kreises“.5 Denn auch wenn eine aktu-
elle Studie des Institutes für Demoskopie 
Allensbach aufzeigt, dass die Zustimmung 
zur Energiewende in Deutschland in der 
Bevölkerung bei rund 70 Prozent liegt,6 
so herrscht dennoch keine Einigkeit be-
züglich der einzelnen Maßnahmen zum 
Erreichen der Energiewende, geschweige 

5	 Merkel 2011, S. 12963; S. 12966.
6	 WiWo 2014.

Ausgehend von dem Tsunami in Japan 
im Jahre 2011 und der dadurch verur-
sachten Kernschmelze des Kernkraftwer-
kes Daiichi erfolgte in Deutschland eine 
Neubewertung der Energieerzeugungs- 
und Versorgungskonzepte. Die deutsche 
Bundesregierung legte die Laufzeiten der 
Kernkraftwerke in Deutschland auf ma-
ximal zwölf Jahre fest, wodurch spätes-
tens im Jahre 2022 das letzte Kernkraft-
werk abgeschaltet werden wird.1 Diese 
Direktive zeigt Wirkung: Der Anteil der 
Kernenergie an der Stromerzeugung in 
Deutschland lag im Jahre 2013 bei gera-
de einmal 16 Prozent. Zum Vergleich: Im 
Jahr 2000 lag dieser noch bei 35 Prozent.2 
Der beschleunigte Ausstieg aus der Kern-
energie verlangt nach einer umfänglichen 
Neuausrichtung der Energieversorgung, 
die allerdings schon Jahre vor dem Unfall 
von Fukushima eingeleitet und unter dem 
Schlagwort „Energiewende“ vor allem im 
Hinblick auf den Klimaschutz Eingang 
in den politischen Diskurs gefunden hat-
te.3 Der Übergang von einer Gesellschaft, 
die ihren Energiebedarf vorwiegend mit 
fossilen Energieträgern deckt, zu einer 
„Gesellschaft mit langfristig gesicher-
ter, nachhaltiger Energiewirtschaft“4 er-
scheint jedoch alles andere als einfach. 
Schließlich handelt es sich bei der Ener-
giewende um ein Projekt, das sowohl 
intra- als auch intergenerationelle Aus-
wirkungen hat und das eines gut koordi-
nierten und strukturierten Zusammen-
spiels von gesellschaftlicher Nachfrage, 
organisatorischen Veränderungen, neuen 

1	 BMWi 2014.
2	 Statista 2014.
3	 Bundesregierung 2014.
4	 Leopoldina 2009, S. 12.
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denn bezüglich der anzusetzenden Um-
setzungsgeschwindigkeit.7 Um die Ener-
giewende erfolgreich zu realisieren, be-
darf es daher einer langfristig angelegten 
Steuerung und Koordinierung von umfas-
senden Kommunikations-, Beteiligungs- 
und Projektmanagementstrukturen, die 
die Werte und Interessen der gesellschaft-
lichen Akteure einbindet und einen Weg 
zur Umsetzung der Ziele findet, der nicht 
nur technisch möglich, wirtschaftlich 
tragbar und ökologisch kompatibel mit 
den Zielen von Klima- und Ressourcen-
schutz ist, sondern auch sozialverträglich, 
akzeptabel und gerecht. Dies bedeutet, 
neben technischen Innovationen und 
deren Implikationen für Wirtschaft und 
Umwelt auch einen systematischen Blick 
auf gesellschaftliche Strukturen und Pro-
zesse zu werfen, in die diese technischen 
Entwicklungen eingebettet sind.8 Nur 
durch einen umfänglichen interdiszi-
plinären und systemisch orientierten 
Blick auf das Geschehen kann es gelin-
gen, die durch die Bundesregierung mit 
der Energiewende verknüpften Ziele der 
„Versorgungssicherheit“, „Wirtschaftlich-
keit“ und „Umweltverträglichkeit“9 auf 
eine sozialverträgliche und als gerecht 
empfundene Art und Weise zu erreichen.

Aus gesellschaftswissenschaftlicher 
und systemischer Sicht stellt sich die Ener-
giewende daher als umfassender Transfor-
mationsprozess dar, dessen Dimensionen 
in fünf Fragen resümiert und interdiszipli-
när bearbeitet werden können:10

Wie? Technik und Gesellschaft

Die Energiewende ist eine sozio-techni-
sche Transformation, bei der Technik und 
Gesellschaft in enger Wechselwirkung zu-

7	 Ähnliche Argumentation in: Gawel et al. 2014; Althaus 
2012.

8	 Schweizer-Ries et al. 2013.
9	 Buchholz et al. 2012, S. 1.
10	 Die nachfolgend aufgeführten fünf Punkte basieren im 

Wesentlichen auf der von dem Mitglied der AG „Gesell-
schaft“, Prof. Dr. Claus Leggewie, verfassten Präambel.

einander stehen. Für technische Innova-
tionen ist daher nicht nur im Nachhinein 
nach sozialer Akzeptanz zu suchen. Viel-
mehr sind Innovationsprozesse bereits in 
der Entstehungs- und Planungsphase so-
zialen Gestaltungskräften ausgesetzt und 
ergeben sich in Wechselwirkung zwischen 
technischen Entwicklungen, organisatori-
schen Strukturen, gesellschaftlichen und 
politischen Steuerungsprozessen sowie 
individuellem Verhalten.

Was? Portfolio

Die Energiewende beschränkt sich nicht 
auf die zentrale Bereitstellung von Strom 
und Wärme aus erneuerbarer Energie, sie 
umfasst Mobilitätsmuster, Raumordnung 
und Ernährungsweisen und bezieht den 
Import nicht-nachhaltiger Strukturen und 
Rebound-Effekte in die Analyse mit ein.

Wo? Sozialräumliche Differenzierung

Die Energiewende gestaltet sich sozial-
räumlich unterschiedlich aus – in Regio-
nen mit hohem Durchschnittseinkommen 
anders als in ärmeren, in schrumpfenden 
Gemeinden und Stadtvierteln anders als 
in wachsenden, in urbanen Zonen anders 
als in ländlichen, in Neubaugebieten an-
ders als beim Altbestand. Von daher sind 
Fragen der Fairness und der sozialen Ge-
rechtigkeit eng mit der Umsetzung der 
Energiewende in Raum und Sozialstruk-
tur verbunden.

Wer? Systemsteuerung und
kollektive Aktion

Die Energiewende wird durch eine große 
Zahl von Akteuren angetrieben: Top-down 
im politisch-administrativen System und 
durch Unternehmen ebenso wie Wissen-
schaft und Politikberatung, Bottom-up 
durch Bürgerinitiativen, Produktions- 
und Verbraucher-Genossenschaften und 
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nicht zuletzt durch eine Vielzahl von un-
abhängig getroffenen Entscheidungen 
und Verhaltensweisen in der alltäglichen 
Lebenswelt, die wiederum systemisch 
auf Nachfragemuster und Leistungsinan-
spruchnahme zurückwirken.

Warum? Infrastruktur

Die Energiewende kann als eines der größ-
ten Infrastrukturprogramme seit Jahr-
zehnten gelten. Parallel dazu verlaufen 
Aufbau, Renovation und Abbau anderer 
Infrastrukturen. Während digitale Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien weiter zügig ausgebaut werden, ste-
hen Reparatur und Modernisierung des 
Straßen- und Bahnverkehrsnetzes ebenso 
an wie der Strukturwandel altindustrieller 
Strukturen und Entsorgungsaufgaben wie 
etwa die Endlagerung von radioaktiven 
Abfällen. Systemisch betrachtet gilt es, das 
Gewicht von Pfadabhängigkeiten (etwa 
bei der individuellen Automobilität) zu 
bedenken und mögliche konzeptuelle Wi-
dersprüche sowie wirtschaftliche Zwänge 
in Betracht zu ziehen, die die erwünschten 
Effekte der Energiewende ins Gegenteil 
verkehren könnten. Infrastrukturpolitik 
sollte nicht als Lückenbüßer verstanden 
werden, um bestehende Systeme funkti-
onsfähig zu erhalten, sondern als Beitrag 
zur Modernisierung des Altbestands und 
zur Bereitstellung innovativer Strukturen. 
Wichtig ist, dass sich infrastrukturelle 
Projekte an neuen gesellschaftlichen Be-
dürfnissen, Präferenzen und Werten aus-
richten.11

In der vorliegenden Analyse sollen 
diese Aspekte anhand ausgewählter Fra-
gestellungen des Transformationsprozes-
ses beschrieben und analysiert werden. 
Dabei haben die Autoren bewusst eine 
Auswahl getroffen, die sich vor allem an 
den Kriterien der Handlungsrelevanz, 

11	 Technische und gesellschaftliche Zusammenhänge 
der Energiewende werden unter anderem von der 
Helmholtz-Allianz ENERGY TRANS erforscht. 

Dringlichkeit und Effektivität im Hinblick 
auf die Ziele der Energiewende orientiert 
und zudem Gegenstandsbereich aktueller 
wissenschaftlicher Forschung ist. Die vor-
genommene Selektion der Themen erfolgt 
entlang der drei gesellschaftlichen Ebe-
nen Mikro, Meso und Makro.12

Die Mikroebene

Diese Ebene umfasst primär die Indivi-
duen einer Gesellschaft und deren Inter-
aktionen in Abhängigkeit von sozialen 
Strukturen. Im Kontext des Energiesys-
tems impliziert dies, den Fokus auf das 
Verbraucherverhalten, auf individuelle 
Werte, Präferenzen, Interessen und Moti-
vationen für das Handeln eines jeden Bür-
gers und einer jeden Bürgerin zu legen. 
Hierbei werden Werte, Präferenzen, In-
teressen und Motive gemeinsam mit den 
gezeigten Verhaltensweisen als ein sich 
gegenseitig beeinflussendes Beziehungs-
gefüge verstanden.

Der Erörterung dieses Bezie-
hungsgefüges wenden sich die Autoren 
im zweiten Kapitel dieser Analyse zu. 
Sie analysieren das Verbraucherverhal-
ten im Kontext der Energienutzung und 
in Abhängigkeit struktureller Vorgaben. 
Die Autoren schlagen vor diesem Hinter-
grund vor, Verbraucherpolitik als Inno-
vationspolitik zu verstehen. Hierzu wird 
ein Überblick zu aktuell in der Forschung 
diskutierten Instrumenten und Maßnah-
men gegeben, die darauf abzielen, das 
Verbraucherverhalten zu lenken. Diese 
Instrumente und Maßnahmen könnten 
etwa auf Anreizen, Kommunikationspro-
zessen, neuartigen kollaborativen Kon-
sumformen oder auch auf sogenannten 
„Nudges“13 basieren. Die Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen ist im Rahmen wei-
terer empirischer Forschung zu untersu-

12	 Vergleiche zur Unterteilung Mikro-, Makro-, Mesoebene 
beispielhaft: Weber 1980.

13	 Beeinflussungen der Wahlsituationen.
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halte verständlich kommuniziert werden 
können, ohne sie zu sehr zu simplifizie-
ren, zum anderen müssen geeignete For-
mate der Kommunikation gefunden und 
umgesetzt werden, die eine gelingende 
Kommunikation komplexer Sachverhal-
te ermöglichen. Auch die Frage, wie sich 
Mechanismen des Agenda-Settings auf die 
Kommunikation auswirken, erscheint in 
diesem Zusammenhang relevant.

Kapitel 6 wendet sich dem nächsten 
Schritt in der Kommunikationskette zu: 
den Gestaltungsmöglichkeiten von Kom-
munikationsprozessen in Form von parti-
zipativen Verfahren. Aspekte der Vertrau-
ensbildung, der Nachvollziehbarkeit von 
Entscheidungen sowie die Möglichkeit, 
Themen in den Dialog einzubringen und 
Rückkopplungen vorzunehmen, werden 
dabei ebenso erörtert wie der Gestaltungs-
spielraum für einen verständigungsori-
entierten Diskurs. Hierbei wird deutlich, 
dass die Energiewende als gesamtgesell-
schaftlicher Transformationsprozess zu 
verstehen ist, der einer aktiven Teilhabe 
der Bürgerinnen und Bürger bedarf. Denn 
eine erfolgreiche Umsetzung der Energie-
wende muss gesellschaftliche Wandlungs-
prozesse sowie die Pluralität von Werten 
und Interessen berücksichtigen. Kapitel 6 
erörtert hierfür die Grundlagen und An-
forderungen sowie die Funktionen, die 
partizipative Verfahren im Rahmen der 
Energiewende erfüllen müssen.

Die Makroebene

Der dritte Themenblock, der in dieser 
Analyse angesprochen wird, bezieht sich 
auf die Makroebene. Die Makroebene be-
zeichnet gesamtgesellschaftliche Phäno-
mene und wird mit dem Fokus auf politi-
sche Lenkungs- und Regelungsstrukturen 
(Governance) zur Steuerung von komple-
xen Sachverhalten aufgegriffen. Zwei we-
sentliche Aspekte zeichnen die Auseinan-
dersetzung mit dem Thema „Governance“ 
im Kontext der Energiewende aus:

chen, damit erfolgversprechende Opti-
onen für die Politik identifiziert werden 
können. Das Verbraucherverhalten ist 
hierbei nicht als ein unabhängiges Agie-
ren zu verstehen. Es ist stets in einen 
sozialen und kulturellen Kontext einge-
bunden. Verhalten wird auch über Insti-
tutionen und Organisationen direkt und 
indirekt gesteuert. Organisationen und 
Institutionen zählen zur nächsten Ebene, 
die als Mesoebene bezeichnet wird.

Die Mesoebene

Das Wirkungsspektrum von Institutio-
nen und Organisationen, die auf das Ver-
halten der Individuen durch Regeln oder 
Strukturvorgaben einwirken, wird in der 
vorliegenden Analyse anhand einer so-
zialräumlichen Perspektive erörtert. Im 
Fokus stehen hierbei Muster und Prozes-
se, die dazu führen, dass soziale Gruppen 
im Zuge der Transformation des Ener-
giesystems unterschiedlich stark belastet 
werden. Hierbei überlagern sich sozialpo-
litische, wohnungspolitische und energie-
politische Dimensionen. Die Autoren ge-
hen daher in Kapitel 3 der Frage nach, wie 
sich Ausmaß und Zielstellungen energie-
politischer Maßnahmen in städtebauliche 
und wohnungsmarktrelevante Entwick-
lungsstrategien integrieren lassen.

Für die Umsetzung solcher Maß-
nahmen und Instrumente bedarf es einer 
angemessenen Kommunikation. Diesem 
Thema sind zwei Kapitel aus unterschied-
licher Perspektive gewidmet. Das vierte 
Kapitel beschäftigt sich mit kommunika-
tiven Anforderungen aus der Perspektive 
der Planungsebene, während das fünfte 
Kapitel den öffentlichen Kommunikati-
onsprozess vor allem mit Fokus auf die 
Chancen- und Risikodiskussion ins Blick-
feld nimmt. Die Kommunikation komple-
xer Sachverhalte bei der Umsetzung gro-
ßer Infrastrukturprojekte erscheint hierbei 
als doppelte Herausforderung. Zum einen 
gilt es zu klären, wie komplexe Sachver-
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•	 die Verbindung des Energiewenden-
planes mit regionalen Planungen,

•	 die Einbindung der Energiewende in 
den Kontext der Europäischen Union.

Hierbei steht die Politik bei der Steuerung 
der Energiewende diversen Herausforde-
rungen gegenüber. Kapitel 7 zeigt solche 
Herausforderungen auf und definiert, 
was unter dem Begriff der „Governance“ 
im Rahmen der Energiewende verstan-
den werden kann. Diese Begriffsbestim-
mung erfolgt anhand der Beschreibung 
unterschiedlicher Governance-Ansätze. 
Die Bündelung und Eignung von Gover-
nance-Strategien wird hierbei maßgeb-
lich von den Zielen der Energiewende, 
den damit verbundenen Herausforde-
rungen sowie den Handlungsoptionen 
bestimmt. Das Kapitel beleuchtet diese 
Verknüpfung und gibt einen Ausblick auf 
potenzielle Wege, die bei der politischen 
Steuerung der Energiewende beschritten 
werden können. 

Das Gelingen der Energiewende 
beruht nicht nur auf verbesserten tech-
nischen Innovationen und der Optimie-
rung dieser Innovationen im Rahmen der 
gesamten Wertschöpfungskette von der 
Förderung der Energierohstoffe bis zur 
Energiedienstleistung beim Endverbrau-
cher sowie der Entsorgung ausgedienter 
Energietechnologien. Vielmehr muss die 
Energiewende als ein gesamtgesellschaft-
licher Transformationsprozess unter Ein-
beziehung von Technik, Organisation, 
politischer Steuerung und sozialem Ver-
halten gefasst werden. Die Erforschung 
und das Aufzeigen dieser ineinander-
greifenden Zusammenhänge von techni-
schen und gesellschaftlichen Prozessen 
sind notwendige Bedingungen, damit wir 
sowohl das Energiesystem in seinem sys-
temischem Charakter verstehen lernen 
als auch erfolgreiche Interventionen zur 
Umsetzung der energiepolitischen Ziele 
identifizieren und in politisches Handeln 
überführen können. Technische Verän-
derungen im Energiesystem werden auch 

gesellschaftliche Veränderungen und An-
passungsprozesse einfordern und nach 
sich ziehen. Neben der gesellschaftlichen 
Wahrnehmung und Bewertung von Tech-
nologieoptionen betrifft dies insbesonde-
re das Nutzer- und Verbraucherverhalten, 
Innovationsprozesse, die Wahrung und 
Berücksichtigung von Werten und Inte-
ressen unterschiedlicher Akteure sowie 
die Festlegung geeigneter Anreiz- und 
Steuerungsinstrumente. Das Schlusska-
pitel greift diese Aspekte nochmals auf 
und weist auf die Notwendigkeit system-
übergreifender Forschung zur Energie-
wende hin. Diese rückt Kontextbedin-
gungen ebenso in den Mittelpunkt ihrer 
Forschungsanstrengungen wie Wechsel
wirkungen und Schnittstellen bei Prozes-
sen und Umsetzungsstrategien.
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2.	 Verbraucherenergiepolitik als Innovationspolitik

ten lässt sich die Nachhaltigkeitsstrategie 
der Effizienz17 gut von der Suffizienz (der 
bewussten Einschränkung von Energie-
konsum zur Unterstützung der Energie-
wende) unterscheiden:18 Effizienz erfor-
dert Investitionen durch die öffentlichen 
und privaten Energienutzer und damit 
bewusste, meistens an Zeitfenster gebun-
dene Entscheidungen, die wiederum stark 
abhängig vom finanziellen Budget und 
damit auch zugänglich für Subventionen 
und ökonomische Anreize sind. Suffizienz 
erfordert hingegen Verhaltensänderungen 
bei den Energienutzern selbst, insbeson-
dere im Bereich der Gewohnheiten, die zu-
nächst wenig bewusst und daher vielfach 
änderungsresistent sind. Information und 
Umweltbewusstsein helfen hier kaum.19 
Effizienz und Suffizienz haben daher un-
terschiedliche Zeitmaße. Sie beziehen sich 
auch auf unterschiedliche Ansätze und 
Anreize. Bisherige politische Instrumente 
waren nur begrenzt erfolgreich, insbeson-
dere was erwünschte Verhaltens- und Ge-
wohnheitsänderungen anbelangt. 

Im Rahmen der Energiewende wird 
eine Vielzahl von Zielen angestrebt, um 
die Transformation des Energiesystems 
voranzutreiben. Im Mittelpunkt steht das 
Zieldreieck von Versorgungssicherheit, 

17	 Hier ist insbesondere die Endenergieeffizienz der 
Nachfrageseite (Irrek/Thomas 2008) gemeint, das heißt 
die Erreichung desselben Nutzens für den Verbraucher 
mit geringerem Energieeinsatz, etwa durch technische 
Maßnahmen.

18	 Konsistenz (das Schließen von Stoffkreisläufen) als drit-
te Nachhaltigkeitsstrategie spielt in diesem Kapitel eine 
untergeordnete Rolle, da Verbraucher beim Energiekon-
sum darauf in der Regel keinen direkten Einfluss haben. 
Eine Ausnahme bildet hier zum Beispiel der Wechsel 
zu Ökostrom. Letztlich ist aber die gesamte technische 
Strategie der Energiewende auf Konsistenz angelegt, da 
Verbrennung, insbesondere fossiler Ressourcen, eine 
solche in endlicher Zeit verhindert.

19	 Ernst 2008; Ernst 2010; Delmas et al. 2013.

Nach wie vor unterstützt eine große Mehr-
heit der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher in Deutschland die Entscheidung 
für den Ausstieg aus der Kernenergie und 
die damit verbundene Energiewende. Die 
Ethikkommission für eine sichere Ener-
gieversorgung stellte bereits fest, dass für 
ein Gelingen dieses Gemeinschaftswerks 
nicht nur die Anbieterseite, sondern auch 
die Nachfrageseite konsequent einbezo-
gen und motiviert werden muss.14 Schon 
vor der politischen Energiewende gingen 
sämtliche Szenarien davon aus, dass der 
Endenergieverbrauch der privaten Haus-
halte um mindestens ein Drittel reduziert 
werden müsse, um die Transformation in 
ein umwelt- und klimafreundliches Ener-
giesystem der Zukunft zu ermöglichen.15 
Dieses Kapitel zeigt auf, wie der bisher 
überwiegend technologische Fokus bei der 
Energiewende um verhaltensstimulieren-
de Elemente ergänzt werden könnte, um 
deren Gelingen mit zu ermöglichen. Inno-
vationen und Engagement auf der Nach-
frageseite sind heute, im vierten Jahr der 
Energiewende, mehr denn je gefragt.

Verbraucherinnen und Verbrau-
cher tragen in ihren unterschiedlichen 
Rollen wesentlich zur Energiewende bei: 
als private Haushalte mit bedeutsamer 
Nachfragemacht, als Energieerzeuger 
und „Prosumenten“, als Investoren in er-
neuerbare Energien, als Teilhaber von 
genossenschaftlichen Energieerzeugern 
und Netzbetreibern, als Bürger bei Betei-
ligungsverfahren.16 Beim Energieverhal-

14	 Ethikkommission für eine sichere Energieversorgung 
2011.

15	 Bundesregierung 2010.
16	 Zum Beispiel acatech 2011; Kress et al. 2014; Reisch 

2013.
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Wirtschaftlichkeit sowie Umwelt- und 
Klimaverträglichkeit unter der für alle 
Ziele geltenden Randbedingung der Sozi-
alverträglichkeit.20 Unbestritten ist, dass 
ein emissionsarmes Energiesystem nur 
mit hohen Standards der Energieeffizienz 
vorstellbar ist, wenn auch Zielkonflikte 
dadurch nicht ausgeschlossen sind. Empi-
rische Forschung wird die Wirkungen von 
Effizienzverbesserungen oder von Suffizi-
enzbemühungen nach dem Grad ihrer Ef-
fektivität im Hinblick auf das Zieldreieck 
und in Bezug auf Kosteneffizienz festzu-
stellen haben. Inwieweit diese Überein-
stimmung im Einzelnen vorliegt, ist eine 
empirische Frage und jeweils fallweise zu 
untersuchen. 

Hinzu kommt, dass ernsthafte Kon-
flikte zwischen den energiepolitischen 
Zielen bestehen.21 Die Existenz von Ziel-
konflikten macht eine Priorisierung der 
Ziele notwendig, die aber bislang vonsei-
ten der Politik noch nicht explizit erfolgt 
ist. Die Reduktion von Energieverbrauch 
durch Effizienz und Suffizienz kann jedoch 
als instrumentelles Ziel betrachtet und ihr 
Beitrag sowohl zum Klimaschutz, zum 
Atomausstieg als auch zur Minderung der 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 
analysiert werden. In dem vorliegenden 
Beitrag wird folgerichtig angenommen, 
dass Effizienz und Suffizienz im Kontext 
von Verbraucherverhalten verfolgt wer-
den sollten. Sinn der vorliegenden Analy-
se ist es, einen Überblick zu konzeptionell 
begründeten und in der bisherigen em-
pirischen Forschung als potenziell viel-
versprechend diskutierten Instrumenten 
zur Gestaltung von Energieeffizienz und 
-suffizienz zu geben. Dies soll als Basis 
dienen, erfolgversprechende Maßnahmen 
zu identifizieren und Handlungsoptionen 
für die Politik zu entwickeln.

20	Das im Energiekonzept der Bundesregierung festge-
schriebene Zieldreieck ergänzt um die Randbedingung 
der Sozialverträglichkeit ist auch in der Grundsatzerklä-
rung von ESYS auf Seite 2, Abschnitt 2 enthalten.

21	 Auf Zielkonflikte wird in Umbach et al. 2015 vertiefend 
eingegangen.

Vor diesem Hintergrund schlagen 
wir vor, Verbraucherenergiepolitik als 
Innovationspolitik zu verstehen und ent-
sprechend zu gestalten. So wie technische 
und soziale Neuerungen als Innovatio-
nen behandelt und gefördert werden, so 
ließe sich die Energiewende aus der Per-
spektive einer sozio-technischen Inno-
vation behandeln und fördern. Denn es 
geht auch um neuartiges Verhalten auf-
seiten der Energieverbraucher, um neue 
kollaborative Konsumformen sowie um 
neue Geschäftsmodelle von Prosumenten 
– dies alles in Wechselwirkung mit den 
technischen Möglichkeiten, neuen orga-
nisatorischen Modellen und wirksamen 
Anreizstrukturen. Im Folgenden werden 
mögliche Instrumente und Maßnahmen 
einer solchen nachfrageseitigen Innovati-
onspolitik im Energiebereich erörtert.

Der Schwerpunkt liegt dabei auf 
verhaltenswissenschaftlich basierten In-
strumenten, nicht auf rechtlichen oder 
ökonomischen (anreizbasierten) Instru
menten. Diese werden in anderen Ar-
beitsgruppen des Akademienprojekts 
„Energiesysteme der Zukunft“ detailliert 
beleuchtet. Gleichzeitig bilden letztere 
aber auch den regulatorischen Rahmen, 
in dem die hier behandelten Instrumente 
zur Wirkung kommen können.

Die Arbeitshypothese des vorlie-
genden Kapitels ist, dass Effizienz und 
Suffizienz im Kontext von Verbraucher-
verhalten als Ziele verfolgt werden sollen, 
da sie einen wichtigen Beitrag zur Ener-
giewende leisten.

2.1	 Effizienz durch Investitionen

Es lassen sich aus unserer Sicht folgende 
erfolgversprechende Ansatzpunkte22 iden-
tifizieren:

22	Vergleiche dazu die Analyse von Kardel 2015. Hier 
werden vier Handlungsempfehlungen genannt, die mit 
den hier genannten vergleichbar sind.



16 Verbraucherenergiepolitik als Innovationspolitik

Es gibt viele Möglichkeiten, zu ei-
ner besseren Nutzung der technischen 
Energieeinsparpotenziale und zu einer 
Erhöhung der Energieeffizienz beizutra-
gen. Erreicht werden könnte dies etwa 
durch Standards und Vorschriften für 
energiesparende Produkte (beziehungs-
weise deren Nutzung), durch mehr Kreis-
laufwirtschaft und Recycling. Nationale 
Ziele können zwar ambitionierter als die 
entsprechenden Regelungen der Euro-
päischen Union ausgestaltet werden, 
doch ist dies mit Risiken wie etwa einer 
verringerten Wirksamkeit europäischer 
Instrumente oder einer möglichen ener-
giepolitischen Zersplitterung in Europa 
abzuwägen. Insofern muss der Beitrag zu-
sätzlicher Instrumente zu anderen Zielen 
untersucht und denkbare positive Effekte 
mit den Inkonsistenzen durch die Inter-
aktion bereits bestehender Instrumente 
abgewogen werden.

Ziele alleine reichen aber nicht aus. 
Um umgesetzt zu werden, müssen sie 
wirksam durch Maßnahmenpakete flan-
kiert werden, die Anreize für Investitionen 
in Effizienztechnologien bieten. Es könn-
ten hier die Programme zur Förderung der 
energetischen Sanierung und der Moder-
nisierung der Heizungsanlagen vorange-
trieben und mit effektiven Anreizsystemen 
verbunden werden. Allerdings ist damit zu 
rechnen, dass ein substanzieller Teil der 
energetischen Effizienzgewinne (je nach 
Schätzung zwischen 20 und 50 Prozent) 
durch direkte und indirekte Rebound-
Effekte wieder verloren geht.23 Wichtig ist 
dabei also, die Praxis des Konsum-, Inves-
titions- und Nutzungsvorgangs genau zu 
untersuchen und wirksame Instrumente 
auf die Empirie des gelebten Alltags abzu-
stimmen. Denkbar für die Förderung der 
Energieeffizienz in der Masse sind unter-
schiedliche Ansätze von Abwrackprämi-
en für alte, ineffiziente Heizungen bis zu 
Kombiangeboten für Hausbesitzer, ener-
getische Sanierung und altersgerechten 

23	IRGC 2013; Santarius 2012.

Umbau gemeinsam umzusetzen und ent-
sprechend steuerlich zu fördern. 

Eine weitere Möglichkeit, auf das 
Verhalten einzuwirken, kann über die 
Vorbildfunktion der öffentlichen Hände 
erfolgen. Bundesregierung und Landes-
regierungen könnten bei der energeti-
schen Gebäudesanierung vorangehen und 
die bundes- und landeseigenen Gebäude 
energetisch sanieren. Die Erfahrungen, 
die damit gemacht werden, können wei-
terhin als Informationen auch privaten 
Investoren zur Verfügung gestellt werden. 
Zudem könnte die Straßenbeleuchtung 
auf Leuchtdioden-Leuchtkörper umge-
stellt werden. Diese amortisieren sich 
schon nach acht bis zehn Jahren, haben 
eine Lebenszeit von rund 25 Jahren und 
sparen rund 60 Prozent der elektrischen 
Energie ein. Um die anfänglichen Investi-
tionen zu finanzieren, könnten von regio-
nalen Banken aufgelegte Klimasparbriefe 
ausgegeben werden. Auch in einem an-
spruchsvollen öffentlichen Beschaffungs-
wesen, das klare Energieeinsparpotenzia-
le verfolgt, liegt viel Potenzial. 

Die Akzeptanz der Energiewen-
de ist mit davon abhängig, dass sie nicht 
den Eindruck erweckt, sie könnte zu einer 
„Energiearmut“ bei Bevölkerungsgrup-
pen mit niedrigem Einkommen beitragen. 
Gesellschaftsweit besteht Einigkeit dar-
über, dass die Erhöhung der Strompreise 
(Erneuerbare-Energien-Gesetz-Umlage) 
begrenzt werden muss. Eine der Priori-
täten ist es hierbei, die Gesamtkosten der 
Energiewende bei gleicher Zielsetzung 
möglichst zu reduzieren, um die Höhe 
der ungleich verteilten Belastung gering 
zu halten. Sind jedoch erhebliche Preis-
erhöhungen nicht zu vermeiden, könnte 
die Bundesregierung gegebenenfalls ein-
kommensschwache Bevölkerungsteile im 
Rahmen sozialpolitischer Maßnahmen 
von hohen Energiekosten entlasten. Mit 
solchen Maßnahmen könnte einer mögli-
chen Konzentration betroffener Haushalte 
in bestimmten Stadtquartieren und einer 
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Verstärkung sozialräumlicher Segregati-
onsprozesse entgegengewirkt werden. In 
diesem Zusammenhang sind außerdem 
Anreizprogramme für mehr Energieeffi-
zienz und energetische Sanierung sowie 
eine zielgruppengerechte Energieberatung 
vor Ort denkbar.24 Ein sozialpolitisches 
Nachjustieren der Verteilungswirkungen 
könnte möglicherweise die Gesamtkosten 
weiter erhöhen, sodass eine möglichst kos-
teneffiziente Umsetzung der Energiewen-
de eine der Stellschrauben sein kann, um 
degressive Effekte bereits im Entstehen zu 
vermeiden.

Maßnahmen zur höheren Energie-
effizienz könnten durch Förderprogram-
me zur Eigenproduktion regenerativer 
Energie unterstützt werden. Investitionen 
in die Energiewende könnten nicht nur im 
Effizienzbereich unternommen werden, 
sondern auch bei der Eigenproduktion re-
generativer Energie. Dazu gehören auch 
neue partizipative Betreibermodelle, bei 
denen die Bürgerinnen und Bürger selbst 
als aktive Teilhaber und Unternehmer 
auftreten können.25 Inzwischen gibt es 
bereits eine Vielzahl von Genossenschaf-
ten oder Bürgervereinen, die Windkraft- 
oder Biogasanlagen betreiben.26 Zudem 
können die Energieversorgungsunterneh-
men auch Anteilsscheine an entsprechen-
den Anlagen ausgeben oder den Anwoh-
nern die Möglichkeit einräumen, sich an 
den Investitionen zu beteiligen und von 
der garantierten Verzinsung zu profitie-
ren. Damit können die Bürgerinnen und 
Bürger vor Ort besser eingebunden und 
auch mit erneuerbaren Energieanlagen 
vertraut gemacht werden.27 Wenn die so 
dezentral erzeugte Energie rein regenera-
tiv ist, dann könnte ein gesellschaftlicher 
Nutzen – über den individuellen hinaus 
– einerseits in der Erhöhung der abso-
luten Menge an regenerativer Energie 

24	Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 2013; Del-
mas et al. 2013.

25	Nanz/Fritsche 2012.
26	Klemisch 2014.
27	Renn 2013-1.

und damit der relativen Verlagerung des 
Energiemixes und andererseits in der Er-
höhung der Systemresilienz durch die Er-
gänzung oder den Ersatz zentraler Quel-
len liegen. Allerdings sind diese etwaigen 
Vorzüge unbedingt mit den dadurch zu-
sätzlich entstehenden und von der Gesell-
schaft zu tragenden Kosten abzuwägen. 

Schließlich werden Verfahren der 
nutzerintegrierten Innovationen für viel-
versprechend gehalten, bei denen Nutzer 
in Innovations- und Optimierungsprozes-
se von Produkten und Prozessen einge-
bunden werden. Gerade im Energie- und 
Mobilitätsbereich, in dem die Nutzungs-
phase durch die Käufer entscheidend für 
den Gesamtenergieverbrauch ist, sind 
dies vielversprechende Verfahren, die zu-
nehmend von Energieversorgern gewählt 
werden. Nutzer werden hier zu „Prosu-
menten“ und steuern ihr Wissen über die 
Produkte und Dienstleistungen im Praxis-
test bei und helfen damit, attraktive, ener-
gieeffiziente Angebote zu entwickeln.28

2.2	 Verhaltensänderungen als
	 soziale Innovationen

Auch um die negativen Effekte von Re-
bounds aufzufangen und Effizienzmaß-
nahmen wirkungsvoller zu machen, sind 
Verhaltensänderungen von Verbrauchern 
auf breiter Basis eine Option. Die Diffu-
sion innovativer Verhaltensmuster hat 
deutliche Gemeinsamkeiten mit der Pro-
duktinnovation. Der Erfolg beider Inno-
vationstypen lässt sich an den gleichen 
Merkmalen festmachen. Diese könnten 
dann begründete Ziele für bestimmte 
Maßnahmen darstellen29:

•	 Relativer Vorteil/wahrgenomme-
ne Nützlichkeit: Ohne subjektiven 
Mehrwert wird weder ein Produkt noch 

28	Zum Beispiel Freeman et al. 2013; Ornetzeder/Rohra-
cher 2006.

29	Schwarz/Ernst 2009.
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ein neues Verhalten angenommen. Da-
bei kann der Mehrwert durchaus auch 
in immateriellen (psychologischen) 
Vorteilen wie dem Imagegewinn durch 
ein Produkt oder ein Verhalten gesehen 
werden. Einer wahrgenommenen sozi-
alen Norm zu folgen, kann subjektiv als 
Mehrwert aufgefasst werden. 

•	 Kompatibilität: Erfolgreiche Pro-
dukte und Verhaltensweisen passen in 
den jeweiligen materiellen, aber auch 
rechtlichen Rahmen (zum Beispiel 
Mieter versus Hausbesitzer). Sie fügen 
sich gut in den Rahmen der Praxis des 
täglichen Lebens ein, um so eine Dif-
fusion überhaupt zu ermöglichen. Es 
bestehen sowohl bei Verhaltens- als 
auch bei Produktinnovationen starke 
Pfadabhängigkeiten, aber auch Mög-
lichkeiten der gezielten Intervention 
durch Gelegenheitsfenster (zum Bei-
spiel Umbau, Umzug, Aufgabe des al-
ten Kraftfahrzeuges, Übertritt in einen 
neuen Lebensabschnitt). 

•	 Wahrgenommene Einfachheit: 
Je einfacher ein Umstieg auf ein neu-
es Verhalten, desto höher die Wahr-
scheinlichkeit der Adoption. Subjek-
tiv wahrgenommene Risiken einer 
Neuerung dämpfen hingegen den 
Innovationswillen stark.

•	 Erprobbarkeit und Beobachtbar-
keit: Beide helfen bei der Adoption. Je 
sichtbarer eine Innovation ist und je 
mehr sie zum Thema des informellen 
Gesprächs wird (zum Beispiel Solarpa-
nels), desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit der Wissensvermittlung auch 
über persönliche Kanäle.

•	 Freiwilligkeit: Freiwilligkeit ver-
hindert psychologische Reaktanz.30 
Darunter wird der Widerstand ver-
standen, der sich bei dem Gefühl 
der Einengung der eigenen Verhal-
tensmöglichkeiten einstellen kann, 
insbesondere wenn die Gründe für 
diese Einengung nicht subjektiv ein-
sichtig sind. Psychologische Reaktanz 

30	Brehm 1966.

hat den Versuch der Umgehung von 
Regelungen zur Folge. Freiwilligkeit 
ist damit aus dieser Sicht ein Grund-
baustein für eine aktive Zustimmung 
zu einer geplanten Neuerung. Die Zu-
schreibung der Innovationsquelle (Zi-
vilgesellschaft, Industrie, Staat), das 
Vertrauen in diese Akteure und die 
Sinnhaftigkeit der Innovation für das 
eigene Leben spielen hier eine wichti-
ge Rolle.

Hinsichtlich der Zielgruppen von Kom-
munikation und Intervention gibt es 
eine Reihe von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen. Unterschiedliche Lebens-
stile (Milieus) haben Auswirkungen auf 
die Affinität zu Nachhaltigkeitsfragen31, 
auf Größe und die Art der persönlichen 
Netzwerke32 sowie auf die Budgets oder 
die generelle Innovationsbereitschaft. Es 
ist stark zu vermuten, dass die Energie-
wende bei progressiven, aber materiell 
gut situierten Milieus zunächst etabliert 
werden muss.33 Es ist vermutlich auch 
nicht in allen Milieus mit freiwilliger 
Unterstützung und Akzeptanz einer sub-
stanziellen Verhaltensänderung zu rech-
nen. Je nach Art des angestrebten Ver-
haltens variieren die Instrumente. Sollen 
zum Beispiel Gewohnheiten verändert 
werden, so sind der soziale Vergleich 
oder andere normative soziale Anreize 
wirksam, die etwa den Wettbewerbscha-
rakter eines Verhaltens betonen.34 Sollen 
hingegen neuartige Verhaltensweisen 
eingeübt werden, sind gezielte Informa-
tionen sinnvoll (zum Beispiel zu Lüftver-
halten oder zum Einsatz von neuartigen 
Leuchtmitteln). Ziel sollte es sein, dass 
Instrumente dauerhaft neue Verhaltens-
gewohnheiten etablieren können, die 
sich von selbst tragen und zu einer neuen 
sozialen Norm heranwachsen.

31	 Kleinhückelkotten 2005.
32	Holzhauer et al. 2013.
33	Ernst et al. 2013.
34	Zum Beispiel Goldstein et al. 2008.
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2.3	 Innovative Politikansätze

Das gelingt allerdings nicht immer. Die 
äußeren Strukturen und die Verbrauchs-
gewohnheiten selbst könnten deshalb zu-
sammen weiterentwickelt werden, da sie 
sich gegenseitig bedingen. So prägen Mo-
bilitätsgewohnheiten und die Attraktivität 
der Infrastruktur für das Auto den Auto-
kauf, der Autokauf wiederum die Mobili-
tätsgewohnheiten und den dabei anfallen-
den Energieverbrauch.35 In diesem Sinne 
könnten Instrumente der „verhaltensba-
sierten Regulierung“36 oder des „Nudging“ 
zum Einsatz kommen. Nudges sind „sanfte 
Stupser“, die – bei strenger Wahrung der 
Wahl- und Entscheidungsfreiheit des Indi-
viduums – bestimmte Verhaltensoptionen 
als bequemer, einfacher oder komfortab-
ler präsentieren. Nudges beeinflussen das 
Verhalten durch eine entsprechende „Ar-
chitektur der Wahl“ des Entscheidungs-
umfeldes sowie durch die systematische 
Berücksichtigung empirischen Wissens 
über menschliche Verhaltenstendenzen 
und Entscheidungsheuristiken37 und legen 
so ein bestimmtes Verhalten nahe, erzwin-
gen dies aber nicht. Solche Architekturen 
der Wahl gab und gibt es überall, zum Bei-
spiel bei der Präsentation von Waren in ei-
nem Supermarkt oder Standardangeboten 
von Energieanbietern. Entscheidend ist 
hier, ihre mögliche Anwendung in reflek-
tierter Weise auch bei Fragen der Energie-
nutzung zu überprüfen.

In diesem Zusammenhang wurde 
insbesondere die Wirksamkeit sogenann-
ter „grüner Voreinstellungen“ oder „Green 
Defaults“ wiederholt gezeigt.38 Ein Beispiel 
für solche Defaults ist, Strom aus erneuer-
baren Energien als Standardangebot beim 
Zuzug in eine Stadt anzubieten;39 ein an-

35	Gessner 1996.
36	Sunstein/Thaler 2003.
37	 Behavioural Insights Team et al. 2011; Newell/Siikamä-

ki 2013; Reisch/Sandrini 2015.
38	Überblick in: Sunstein/Reisch 2013; 2014; Goldstein/

Dinner 2014.
39	Momsen/Stoerk 2014.

deres Beispiel ist, die Standardtemperatur 
in Gebäuden um ein Grad herunterzustel-
len (wie in einer Studie der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) getan) oder von 
vornherein energieeffizientere Servicelö-
sungen statt konventioneller Produkte als 
„Standardprodukt“ anzubieten. Menschen 
neigen dazu, bei der Voreinstellung zu blei-
ben und nicht zu wechseln – solange damit 
keine prohibitiven Kosten und Unannehm-
lichkeiten (wie zu niedrige Raumtempera-
turen) einhergehen oder es zu psychologi-
scher Reaktanz (siehe oben) kommt.

Eine stärkere Ausrichtung der öf-
fentlichen Infrastruktur auf energiespa-
rende Verhaltensanreize und auf eine sys-
temisch gedachte Mobilitätspolitik könnte 
politisch Handelnde in die Lage versetzen, 
durch viele unterschiedliche Ansätze nicht 
nur monetäre Anreize zu schaffen, son-
dern Verhalten auch zum Beispiel durch 
mehr Komfort, Zeitersparnis oder Status-
gewinn, also durch nicht-monetäre Anrei-
ze für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher attraktiver zu machen.40 Ein Beispiel 
wäre, die Nutzung von Busspuren und pri-
vilegierten Parkzonen für Elektroautos zu 
prüfen. Mögliche Restriktionen wie Fahr-
verbote, Umweltzonen oder Sperrungen 
sowie preisliche Anreize inklusive einer 
Maut könnten mit diesen Anreizen kom-
biniert werden. Rollenvorbilder und die 
Bewerbung energiesparender Lebensstile 
könnten helfen, Einstellungen und soziale 
Normen zu verändern.

Was aus wissenschaftlicher Sicht 
unverzichtbar ist und sich auch aus poli-
tischer Sicht als nützlich erweisen kann, 
ist die regelmäßig Überprüfung der In
strumente – ex ante, ex interim und ex 
post – auf ihre intendierte Wirkung („Nut-
zen“) sowie auf ihre Kosten und nicht in-
tendierten Nebenwirkungen. Daraus kann 
eine Anpassung der Instrumente erfolgen. 
Auch ein solches systematisch empirisch-

40	Bruhns/Keilhacker 2011.



20 Verbraucherenergiepolitik als Innovationspolitik

iteratives Vorgehen, bestehend aus Test, 
Rückkopplung und Optimierung, stellt 
eine Innovation im Politikprozess dar. 
Vorbild ist hier insbesondere Großbri-
tannien, wo seit 2010 ein „Behavioural 
Insights Team“ (BIT) Politikinstrumente 
empirisch basiert optimiert und systema-
tisch einem Kosten-Nutzen-Vergleich un-
terzieht.41 Auch in den Vereinigten Staaten 
von Amerika gibt es seit August 2013 eine 
entsprechende Einheit im Weißen Haus, 
und die Europäische Kommission arbeitet 
zunehmend mit verhaltensbasierten An-
sätzen.42 In Deutschland ist im Kanzleramt 
im Rahmen der „Wirksamer Regieren“-In-
itiative der Bundesregierung im Stab „Po-
litische Planung“ eine Projektgruppe im 
Aufbau, die sich mit Nudging beschäftigt. 

2.4	 Fairness, Planungssicherheit 
und Transparenz

Die Umsetzung von energiepolitischen 
Maßnahmen unterliegt vier Akzeptanz
bedingungen:43

•	 Orientierung und Einsicht: Liegt 
eine Einsicht in die Notwendigkeit 
der Maßnahme vor und steht man 
hinter den mit den Maßnahmen ange-
strebten Zielen und Mitteln, dann ist 
eher mit einer Akzeptanz zu rechnen. 
Damit sich Menschen aber eine Vor-
stellung davon machen können, was 
sie bei Planungsvorhaben erwartet, 
brauchen sie Informationen über die 
Planungsoptionen und den Planungs-
prozess. Jeder will wissen, was er von 
den Planungen in Zukunft zu erwar-
ten hat und was auf ihn zukommt. 
Dazu gehört auch die Frage, ob Alter-
nativen verfügbar sind und wenn ja, 
warum diese nicht gewählt wurden. 
Gleichzeitig verlangen die Bürgerin-
nen und Bürger eine transparente, 

41	 Behavioural Insights Teams 2013; Jones et al. 2013; 
Vodafone Stiftung 2014.

42	Bavel et al. 2013; Reisch/Sandrini 2015.
43	Schweizer et al. 2014; Scheer et al. 2014, S. 17f.

das heißt nachvollziehbare Argumen-
tation, wenn es um die Begründung 
von Entscheidungen geht.

•	 Selbstwirksamkeit: Menschen nei-
gen dazu, Eingriffe in ihre Lebenswelt 
abzulehnen, wenn sie damit die Vor-
stellung assoziieren, dass der Frei-
heitsspielraum und die Souveränität 
über ihre Lebensgewohnheiten ne-
gativ beeinträchtigt werden könnten. 
Beispielsweise empfinden Menschen 
einen Eingriff in ihre Nutzungsge-
wohnheiten von Haushalts- oder Un-
terhaltungsgeräten im Rahmen einer 
Smart-Grid-Lösung (zum Beispiel die 
Abschaltung bei zu hoher Stromnach-
frage) als unzulässige Beeinträchti-
gung ihrer Souveränität. Auch die 
zeitweise Überlassung des Elektro-
fahrzeuges als Strompuffer wird von 
den meisten Bürgerinnen und Bür-
gern als ein unzumutbarer Eingriff 
in ihre Privatsphäre empfunden. Je 
mehr also eine Maßnahme den Ein-
druck verschafft, den Freiheitsspiel-
raum einzuengen, desto eher ist mit 
mangelnder Akzeptanz zu rechnen.

•	 Positive Risiko-Nutzen-Bilanz: 
Akzeptanz ist umso eher zu erwarten, je 
mehr die geplanten Maßnahmen einem 
selbst oder den Gruppen und Individu-
en zugutekommen, die man besonders 
schätzt. Auch wenn durch Maßnahmen 
das Allgemeinwohl gestärkt wird, ist 
mit einer höheren Akzeptanz zu rech-
nen. Bei allen Informationen ist es den 
Anwohnern wichtig zu erfahren, ob sie 
selber oder andere, die ihnen naheste-
hen, eine positive Risiko-Nutzen-Bilanz 
mit der Realisierung des Vorhabens er-
fahren werden. Ohne Informationen 
über Nutzen und Risiko kann man 
auch schwer die Wünschbarkeit der 
Planungsvorhaben beurteilen.

•	 Identität: Je mehr man sich mit ei-
ner Maßnahme auch emotional iden-
tifizieren kann, desto größer ist die 
Akzeptanzbereitschaft. Im Rahmen 
neuer Planungen sind Informationen 
bedeutsam, die den Anwohnern helfen, 
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den Stellenwert des Vorhabens für die 
weitere Entwicklung des örtlichen Um-
feldes zu erfassen und die Passgenau-
igkeit des Vorhabens in das Selbst- und 
Fremdbild des eigenen sozialen und 
kulturellen Umfeldes zu überprüfen. 
Hier sind etwa neue Betreibermodel-
le und Eigentumsoptionen zu prüfen 
(wie Genossenschaften, Ausgabe von 
Anteilsscheinen, Gewinnbeteiligung 
etc.), die über eine emotionale Bin-
dung an Eigentum oder Nutzungsrech-
ten Identifikation schaffen könnten.

Will man diese vier Aspekte zugunsten 
einer größeren Akzeptanz der geplanten 
Vorhaben beeinflussen, dann ist zumindest 
erforderlich, dass die Informationen und 
Kommunikationsangebote auf alle vier As-
pekte bezogen sind. Nur wenn man deutlich 
machen kann, wie die geplanten Vorhaben 
den Nutzen für einen selbst und andere 
verbessern und in welchem Ausmaß positi-
ve Identifikation ermöglicht wird, kann mit 
höherer Akzeptanz gerechnet werden.

Verbraucher schätzen – wie Unter-
nehmen auch – verlässliche, zeitlich fest-
gelegte Rahmenbedingungen, um Inves-
titionen frühzeitig zu planen und deren 
Rentabilität abschätzen zu können. Schon 
das Schaffen stabiler Rahmenbedingun-
gen ist also eine wichtige Voraussetzung 
für erfolgreich umgesetzte Energienach-
fragepolitik. Klar definierte Energiever-
braucherrechte, wie zum Beispiel faire 
und transparente Vertragskonditionen 
oder der schnelle und unbürokratische 
Wechsel des Energieanbieters, können als 
starke Anreize für verbesserte Energieeffi-
zienz wirken. Planungssicherheit sollte je-
doch nicht mit Starrheit verwechselt wer-
den. Zu Fairness und Planungssicherheit 
für Verbraucher gehört auch, dass große 
Stromverbraucher der Wirtschaft nicht 
zulasten der Verbraucher begünstigt und 
durch falsche Anreize von einem ener-
gieeffizienten Handeln abgehalten wer-
den. Die Ausnahmegenehmigungen für 
energieintensive Betriebe sind zwar für 

im internationalen Wettbewerb stehende 
Unternehmen sinnvoll, um den Standort 
Deutschland attraktiv zu halten. Es ist 
aber ebenso sinnvoll, sie immer wieder 
auch hinsichtlich ihrer Wirkung gegen-
über anderen Energienutzern kritisch zu 
überprüfen. Dies ist ganz im Sinne einer 
empirisch-iterativ überprüften Politik. 
Entsprechend dem Verursacherprinzip ist 
es möglich, Fehlplanungen unter anderem 
der Netzbetreiber und verwandter Betei-
ligter von deren Eigentümern, nicht aber 
von den Verbrauchern tragen zu lassen.

Eine zielgruppenspezifische Auf-
klärung (siehe auch oben) durch entspre-
chende Medien und Kanäle und eine Ener-
gieberatung, gestützt von Partnern aus 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft, können 
wegen ihrer Nähe zu den Verbrauchern 
zu zentralen Elementen einer wirksamen 
Verbraucherinformation und Verbraucher-
kommunikation werden.44 Ein gutes Bei-
spiel dafür sind die „Cari-Teams“ für vul-
nerable Konsumenten. Im Rahmen dieses 
Projekts werden einkommensarme Haus-
halte von Caritas-Mitarbeitern und Ener-
gieberatern besucht, vor Ort beraten und 
auf kostensparende Alternativen hingewie-
sen. Teilweise werden Energiesparlampen 
und energieeffiziente Kühlschränke direkt 
installiert und über Energiekosteneinspa-
rungen schrittweise refinanziert.

Noch fehlt es an Transparenz, das 
heißt einer für jedermann zugänglichen 
und klar verständlichen Information bei 
den Strompreisen, hinsichtlich zum Bei-
spiel der Definition von Ökostrom, Neu-
kundenboni und Vertragslaufzeiten. Sol-
che Informationen müssen im Sinne einer 
besseren Vergleichbarkeit, eventuell durch 
Einführung zertifizierter Siegel oder neu
traler Vergleichsportale, für alle Konsu-
menten verständlich und leicht nachvoll-
ziehbar aufbereitet sein. Wichtig sind dabei 
sowohl problem- als auch handlungsorien-
tierte Informationen. Des Weiteren kann 

44	Reisch 2013.
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und Bürger die Ergebnisse mitbestimmen 
können. Dies gilt etwa für die Wahl eines 
Standortes für Windkraftanlagen oder die 
Trassenführung inklusive unterirdischer 
Varianten in siedlungsnahen Bereichen. 

Sofern Schieds- oder Schlichtungs-
stellen im Energiebereich eingerichtet 
würden, könnten diese dann angerufen 
werden, wenn es über energetische Sanie-
rung zu Konflikten zwischen Vermietern 
und Mietern kommt oder wenn Infra-
strukturmaßnahmen unter den Beteilig-
ten umstritten sind. Verbraucher sind im 
Energiesystem bislang praktisch nur über 
die Arbeit der Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbände vertreten. Ein Sitz 
der Verbraucherverbände im Direktorium 
der Bundesnetzagentur würde der Nach-
frageseite entsprechendes Gewicht geben.

2.6	 Ausblick

Der vorliegende Beitrag hat neuere ver-
haltenswissenschaftliche Ergebnisse zum 
Thema Einflussfaktoren auf das indivi-
duelle Energieverbrauchsverhalten zu-
sammengestellt und ihre Relevanz für die 
erfolgreiche Bewältigung der Energiewen-
de zu verdeutlichen gesucht. Dabei wur-
de die Perspektive eingenommen, dass 
das gesellschaftliche Gemeinschaftswerk 
nicht nur technischer Innovation bedarf, 
sondern von sozialer Innovation begleitet 
werden muss. Im Einzelnen wurden die 
Begleitung von technischen Effizienzmaß-
nahmen, die Charakteristika von wirksa-
men sozialen Innovationen, innovative 
Politikansätze durch Nudging und die 
Wichtigkeit von Fairness, Planungssicher-
heit und Transparenz hervorgehoben. 

Um ein klares Bild der systemi-
schen Wirkungszusammenhänge der ein-
zelnen Maßnahmen, auch in Wechselwir-
kung untereinander sowie mit rechtlichen 
und ökonomischen Instrumenten, zu er-
halten, ist weitere, auch interdisziplinäre, 
Forschung nötig.

auch im Energiewirtschaftsgesetz der wett-
bewerbliche Rahmen von Tarifen weiter 
optimiert werden (bezüglich Vertragslauf-
zeiten, Kündigungsrechten, Boni etc.). Für 
die Verbraucher vorteilhaft wäre eine Re-
gelung, die eindeutige Vorschriften für die 
Transparenz über Vertragsbedingungen 
enthält, um eine optimale Vergleichbarkeit 
über die Anbieter hinweg zu gewährleisten.

Das Gleiche gilt für eine aktiv be-
reitgestellte, leicht zugängliche und 
verständliche Förderinformation. Die-
se bezieht sich auf die bestehenden und 
weiter geplanten Anreize, wie zum Bei-
spiel steuerliche Begünstigungen und 
direkte Zuwendungen bei Maßnahmen 
zur energetischen Sanierung oder der 
verstärkten Nutzung von erneuerbaren 
Energien. Der Zugang zu diesen Infor-
mationen und Fördermitteln muss so 
einfach wie möglich gestaltet sein.45 Zu-
sätzlich könnten vorbildliche Ideen und 
Initiativen unterstützt werden, die Hilfe 
bei der Umstellung auf energiesparende 
Technologien und Verhaltensweisen an-
bieten. Zielgruppenspezifische Kampag-
nen können auch hier angeregt werden, 
um energieleichtere Lebensstile und Ver-
haltensweisen als „Normalität“ in der Ge-
sellschaft zu etablieren.

2.5	 Konfliktlösung

Die Forschung zu ziviler Bürgergesell-
schaft und Demokratie hat innovative Ver-
fahren der Kommunikation, Partizipation 
und Konfliktschlichtung vorgeschlagen.46 
Sie empfiehlt die frühzeitige, transparente 
Information und Einbindung der Öffent-
lichkeit als das geeignete Mittel, wenn 
geplante Vorhaben und ihre Alternativen 
zu diskutieren sind. Der Einsatz von Be-
teiligungspolitik ist dann gefragt, wenn 
es eine echte Wahlfreiheit, das heißt Er-
gebnisoffenheit gibt und die Bürgerinnen 

45	Sunstein 2013; Behavioural Insights Team 2014.
46	Renn 2013-2.
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3.	 Sozialräumliche Perspektiven der Energiewende
	 auf lokaler Ebene

Haushalte aufgrund von Einkommens-
unterschieden oder Wohnpräferenzen zu 
den verschiedenen Segmenten des Woh-
nungsmarktes unterschiedlichen Zugang 
beziehungsweise unterschiedliche Chan-
cen des Verbleibs haben. Analyseergeb-
nisse des Bundesamtes für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) zeigen, dass 
die räumliche Konzentration von Armuts-
lagen in deutschen Städten seit einigen 
Jahren wieder zunimmt.48

Aus energiepolitischer Perspekti-
ve kann diese Entwicklung zu doppelten 
Benachteiligungen führen. Einkommens-
schwächere Haushalte, die sich einerseits 
nur schlechter sanierte Wohnlagen leisten 
können, müssen andererseits besonders 
hohe Heizungskosten aufbringen, um 
einen angemessenen, gesunden Wohn-
komfort zu erreichen. Diese doppelte Be-
nachteiligung ist der Kern der Debatte um 
„Energiearmut“, die eine durch erhöhte 
Energiekosten verstärkte Armutslage be-
schreibt. Diese Debatte wird in Großbri-
tannien und Irland bereits seit gut zwei 
Jahrzehnten geführt.49 Sie erreichte jüngst 
auch in Deutschland Aufmerksamkeit.50 
Zentral ist die Frage nach dem Anteil des 
Haushaltseinkommens für den Bezug von 
Wärme und Strom, der aufgewendet wer-
den muss, um eine angemessene Wohn-
qualität zu befördern. Um dieses Ziel zu 
erreichen, darf es nicht zu Einschnitten in 
der Lebensqualität einschließlich gesund-
heitlicher Beeinträchtigungen der Haus-
haltsmitglieder kommen.

48	BBSR 2009.
49	Boardman 1991; Walker et al. 2014.
50	Tews 2014-1; Malottki/Vaché 2013.

Die Energiewende ist eine Intervention 
in komplexe Systeme auf verschiedenen 
geografischen Ebenen. Auf der Ebene 
der Städte und Gemeinden greifen die 
energiepolitischen Maßnahmen, unter 
anderem in Form der energetischen Sa-
nierung der Bausubstanz, unmittelbar in 
den Lebensalltag der Bürgerinnen und 
Bürger ein.47 Allerdings sind im kommu-
nalen Raum nicht alle Bewohnergrup-
pen einheitlich den gleichen Wirkungen 
ausgesetzt. Wohnraum unterschiedlicher 
Qualität einschließlich unterschiedli-
cher energetischer Standards wird von 
verschiedenen Einkommens-, Qualifika-
tions- und Altersgruppen bewohnt. 

Die nachfolgenden Aussagen basie-
ren auf Analysen themenbezogener For-
schungsergebnisse im In- und Ausland 
sowie auf Untersuchungsresultaten und 
konzeptuellen Annäherungen der Autoren. 
Deren stadtsoziologische Expertise auf 
dem Themenfeld der sozialen Ungleich-
heit, sozialräumlicher Ausdifferenzierung 
und residenzieller Segregation bildet die 
Grundlage für die Thematisierung von 
Energiearmut und ihrer sozialräumlichen 
Konsequenzen.

3.1	 Das Konzept der sozialräumli-
chen Differenzierung

Die unter den Begriffen der sozialräumli-
chen Ausdifferenzierung und der residen-
ziellen Segregation bekannten Prozesse 
und Muster der ungleichen Verteilung 
soziodemografischer Gruppen im Stadt-
raum kommen dadurch zustande, dass 

47	Kopatz et al. 2013.
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lichem Maße davon profitieren. Besonders 
benachteiligt sind unsanierte Altbauquar-
tiere, in denen Eigentümer nicht durch 
diese Programme zur Sanierung motiviert 
werden und sich eine einkommensschwä-
chere Bevölkerung konzentriert. Sollte in 
anderen Quartieren sanierungsbedingt 
Verdrängung von einkommensschwachen 
Bewohnern initiiert werden, sind preis-
werte, unsanierte Lagen die Zielgebiete, in 
denen sich Armut verfestigt.

Dieser Aspekt verdient Beachtung 
bei der Ausweisung von Schwerpunktge-
bieten zur energetischen Sanierung seitens 
der kommunalen Verantwortungsträger, 
der verantwortlichen Wohnungsmarktak-
teure und der Fördermittelgeber. Die ent-
sprechenden Umsetzungsmaßnahmen 
weisen ambivalente Konsequenzen auf. 
Zum einen können sie Quartiere stabili-
sieren, diese vor baulichem Verfall und 
sozialem Abstieg bewahren. Zum anderen 
können sie aber auch Preissteigerungen 
bewirken und zur Verdrängung einkom-
mensschwacher Haushalte führen. Zu 
beantworten ist demnach die Frage nach 
dem Ausmaß und den Zielstellungen 
energiepolitischer Maßnahmen, einge-
ordnet in städtebauliche und wohnungs-
marktrelevante Entwicklungsstrategien.

3.3	 Folgen und Nebenfolgen von 
Gebäudesanierung

In der aktuellen Debatte werden zwei po-
larisierende Standpunkte im Zusammen-
hang mit der energetischen Sanierung der 
Bausubstanz und deren sozialen Konse-
quenzen herausgestellt:

•	 Eine „Win-win-Situation“: Für alle 
beteiligten Seiten entstehen positive 
Effekte mit Blick auf Kostenreduzie-
rung für die Haushalte, ökologische 
Effekte hinsichtlich Ressourceneinspa-
rung bis hin zu Beschäftigungseffekten.

•	 Eine „Gewinner-und-Verlierer-
Situation“: Nur einkommensstärkere 

3.2	 Die Ausgangssituation in 
Deutschland

Die skizzierte Problemstellung konzen-
triert sich in Teilräumen der Städte und 
Gemeinden, deren Gebäudebestand durch 
geringe energetische Qualität gekenn-
zeichnet ist. Dass die Problematik auch 
in Deutschland relevant ist, sich im ver-
gangenen Jahrzehnt sogar deutlich ver-
stärkt hat, zeigt Kocks51 auf der Basis der 
BBSR-Daten. Die Mietbelastung durch 
die Warmmiete ist im Zeitraum von 2000 
bis 2010 viel stärker gestiegen als die 
Mietbelastung durch die Kaltmiete. Dies 
ist insbesondere für einkommensschwa-
che Haushalte zu verzeichnen, da diese 
mit einem Anstieg von circa zehn Prozent 
konfrontiert waren. Dagegen stiegen die 
Kaltmieten nur um circa ein bis zwei Pro-
zent. Für einkommensstarke Haushalte 
erhöhte sich die Warmmietbelastung nur 
um zwei bis drei Prozent, die Kaltmietbe-
lastung blieb gleich. Darüber hinaus war 
in Großstädten ein stärkerer Anstieg zu 
registrieren als in ländlichen Räumen.

In dem gesamten Problemfeld über-
lagern sich sozialpolitische, wohnungspo-
litische und energiepolitische Dimensio-
nen. Als Konsequenz für die Ausgestaltung 
politischer Instrumente im Energieeffizi-
enzbereich scheint deshalb ein stärkerer 
ganzheitlicher Ansatz erforderlich zu sein. 
Die Analysen zeigen, dass sozialräumli-
che Unterschiede für die Durchsetzung 
von Zielen der Energiewende sowohl eine 
Rahmenbedingung als auch eine mögliche 
Folge sind, die es zu beachten gilt. Ener-
giepolitische Maßnahmen, zum Beispiel 
Programme der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW), haben eindeutig Rückkopp-
lungseffekte auf den Sozialraum der Städ-
te. Da bestimmte Eigentümer, vorrangig 
große Wohnungsunternehmen, nicht 
kleinteilige Eigentümer im Altbaubestand, 
diese Programme in Anspruch nehmen, 
können die Quartierstypen in unterschied-

51	 Kocks 2013.
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Bewohnergruppen können sich die 
energetisch sanierten Wohnungen 
leisten und sparen trotz anfänglich 
höherer Mietkosten langfristig Kosten 
ein (Gewinner). Einkommensschwä-
chere Mieter können die gestiegene 
Miete für energetisch sanierte Woh-
nungen nicht zahlen. Sie müssen in 
kostengünstigere, ungenügend sa-
nierte Bestände umziehen, wodurch 
sie wiederum einen höheren Anteil an 
den lebensnotwendigen Gesamtaus-
gaben für Energiekosten aufwenden 
müssen (Energiearmut). Dieser Ver-
drängungsprozess wird als „energie-
bedingte Gentrifizierung“52 bezeich-
net, der in der Folge eine Verstärkung 
der residenziellen Segregation nach 
sich zieht.

Es besteht ein wachsender Bedarf an wis-
senschaftlich fundierten Belegen und da-
raus abgeleiteten Empfehlungen und In-
strumenten, um frühzeitig reagieren und 

52	Holm 2011.

eine Prioritätensetzung für Energieeffizi-
enzmaßnahmen vornehmen zu können. 
Erste Arbeiten zeigen, wie mithilfe karto-
grafischer Produkte Risikogebiete für sich 
überlagernde energetische und soziale 
Problemlagen identifiziert werden kön-
nen. Als Grundlage dient eine Risikoindex-
Gestaltung, die Priorisierungen von Quar-
tieren ermöglicht (siehe Abbildung 1).53

54 
Die jeweils vorgefundenen Woh-

nungsmarktangebote beeinflussen Wohn-
standortentscheidungen von Haushalten. 
Jüngere empirische Arbeiten zur Bedeu-
tung von Heizkosten und Wärmeisolie-
rung der Wohngebäude bei Umzügen 
belegen, dass deren Rolle im Entschei-
dungsprozess hinsichtlich Wohnungs-
wahl zunimmt. So kann im Fall der Klein-
stadt Delitzsch, Teilnehmerin am durch 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung geförderten Projekt „Energie-

53	Färber 2013.
54	Färber 2013.

Abbildung 1: Energetische und soziale Problemlagen in Berlin.54 Energetische und soziale Problemlagen weisen 
einen hohen Anteil sanierungskostenintensiven Geschosswohnungsbau auf. Im Monitoring Soziale Stadtentwicklung 
2009 sind sie im Status-Dynamik-Index oder im Entwicklungsindex den zwei unteren Dezilen zugeordnet.
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effiziente Stadt“55, gezeigt werden, dass 
die Wärmeisolierung, ein modernes Hei-
zungssystem sowie geringe Heizkosten 
unter den Top-Kriterien der Wohnungs-
suche der letzten fünf Jahre rangierten 
und für beabsichtigte zukünftige Umzü-
ge sogar weiter an Bedeutung gewinnen. 
Insbesondere für Geringverdiener werden 
hohe Heizkosten zunehmend zu einem 
Push-Faktor, der Wohnungswechsel (mit) 
veranlasst.56 

Auch im großstädtischen Umfeld 
rangieren energetische Maßnahmen und 
der damit verbundene Kostenfaktor im 
Falle von Umzugsentscheidungen an vor-
derer Stelle. Eingebettet in eine kürzlich 
durchgeführte Wanderungsbefragung, in 
der Zuzüge nach und Umzüge in Leipzig 
innerhalb von zwölf Monaten untersucht 
worden sind, fand das Thema energeti-
sche Sanierung und Energiekosten Be-
achtung. Die Untersuchungsergebnisse 
belegen, dass die Gruppe der Umgezo-
genen die schlechte Wärmedämmung 
und die zu hohen Heizkosten mit zu den 
Hauptgründen für den Wohnungswechsel 
zählen (Push-Faktor). Dies ist von hoher 
Relevanz für den Wohnungsmarkt, da 
sich die Umzugsmobilität innerhalb der 
Stadt weiterhin auf hohem Niveau bewegt 
(„Jeder vierte Leipziger sucht eine neue 
Wohnung“).57

Unter den Ausstattungsmerkmalen 
der gesuchten Wohnung gehören sowohl 
für die Umgezogenen als auch für die Zu-
gezogenen eine gute Wärmedämmung 
und eine moderne, sparsame Heizung zu 
den zentralen Kriterien (Pull-Faktoren).58 
Sie verfügen demnach über einen rich-
tungweisenden Einfluss, der sich in der 
standortkonkreten Entscheidung für 
oder gegen eine Wohnung niederschlägt. 
Da energetisch hochwertige Wohnungen 

55	Wilde 2014.
56	Großmann et al. 2014.
57	 LVZ 2014.
58	Welz et al. 2014.

nicht allen Haushalten zugänglich sind, 
wird damit die sozialräumliche Segregati-
on eher unterstützt.

Auch in anderen europäischen 
Ländern werden Instrumente entwickelt, 
um energetische Sanierung zu forcieren. 
Insbesondere in osteuropäischen Län-
dern werden derzeit Modelle entwickelt, 
die eine tragbare Kostenteilung zwischen 
Staat, Gemeinde und Eigentümer vorse-
hen. Zum Beispiel wurden in Rumänien 
energetische Sanierungen zu einem Drit-
tel aus staatlichen Mitteln, einem Drittel 
aus kommunalen Mitteln und einem Drit-
tel von Bewohnervereinigungen getragen. 
In der Weiterentwicklung des Programms 
besteht mittlerweile die Möglichkeit, dass 
die Kosten der energetischen Sanierung 
vollständig von Staat und Kommune ge-
tragen werden.59 Diese Art von Modellen 
reduziert die Lasten für die einzelnen 
Haushalte erheblich. Der europäische 
Vergleich politischer Instrumente kann 
darüber hinaus auf eine breite Palette von 
Möglichkeiten verweisen, auch wenn de-
ren Übertragbarkeit jeweils genau zu prü-
fen ist.

3.4	 Handlungsbedarf

Nachfolgend werden Thesen formuliert, 
die bisherige Erkenntnisse zum Thema 
zusammenfassen und akzentuieren.

1.	 Es besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen energetischer Qualität der 
Bausubstanz, den zu zahlenden Ener-
giekosten auf Haushaltsebene und 
der sozialräumlichen Struktur der 
Städte. Für die umfassende Erklärung 
dieser Zusammenhänge sind soziale, 
ökonomische und juristische Aspekte 
unerlässlich. Als Ausgangspunkt wird 
häufig die Debatte um Energiearmut 
in Großbritannien und Irland aufge-
griffen. Diese thematisiert, dass sich 

59	Turcu 2014.
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auf den dortigen Wohnungsmärkten 
einkommensschwache Haushalte in 
qualitativ schlechter Wohnbausubs-
tanz konzentrieren.60 Somit belasten 
die anfallenden überdurchschnitt-
lich hohen Heizenergiebedarfe gera-
de diejenigen am stärksten, die über 
das geringste Einkommen verfügen. 
Die Haushalte stehen vor der Ent-
scheidung, entweder an Heizkosten 
zu sparen, mit der Konsequenz, ihren 
Wohnkomfort zu reduzieren, oder 
an anderen Stellen zu sparen („Eat 
or heat“). Dieser beschriebene Sach-
verhalt ist nicht undifferenziert auf 
Deutschland übertragbar. Dennoch 
wird damit ein Problemfeld entfaltet, 
das aufgrund des hohen Anteils an 
Mietwohnungsbestand und der jewei-
ligen Sanierungswellen auch für den 
deutschen Wohnungsmarkt Relevanz 
besitzt.

2.	 Energetische Sanierungen von Wohn-
gebäuden sind eine wirkungsvolle 
Maßnahme zur langfristigen Stabili-
sierung der Heizkosten. Die Wirkun-
gen energetischer Sanierung werden 
aber kontrovers diskutiert („Win-
win“ und „Gewinner-Verlierer“). Für 
beide Positionen gibt es plausible 
Argumente, systematische Untersu-
chungen unter Beachtung des Raum-
bezuges fehlen jedoch. Diese „Raum-
blindheit“ gilt es zu überwinden, um 
unterschiedliche sozialräumliche Ef-
fekte, zum Beispiel Risikogebiete für 
Energiearmut, auszuweisen. Auf die-
ser Basis kann der Frage nachgegan-
gen werden, wie viel energetische Sa-
nierung ein Gebiet „verträgt“, bevor 
Verdrängung alteingesessener und 
einkommensschwacher Bewohner-
gruppen einsetzt. 

3.	 Für die Ausweisung von Schwer-
punktgebieten wird eine entspre-
chende Datengrundlage benötigt, die 
aufgrund eines angemessenen Moni-
torings erstellt werden kann. Dabei 

60	Boardman 2010.

sind Überlagerungen von energe-
tischen und sozialen Problemlagen 
räumlich konkret und im Zeitverlauf 
von besonderem Interesse. Das Mo-
nitoring sollte sich an kleinräumigen 
Daten orientieren, die sowohl Aussa-
gen zur Gebäudesubstanz und deren 
energetischer Qualität als auch zur 
Sozialstruktur zulassen. Ein solcher 
Datensatz ist bislang weder auf nati-
onaler noch auf kommunaler Ebene 
vorhanden.

4.	 Die Debatte um die tatsächlichen 
Wirkungen energetischer Sanierung 
ist mit der Entwicklung der Woh-
nungsmärkte, die sowohl regional als 
auch innerhalb städtischer Teilräu-
me angespannt oder entspannt sein 
können, bislang nur lose verknüpft. 
In Kommunen mit wachsender Ein-
wohnerzahl und damit verbundenen 
Wohnungsmarktengpässen werden 
energetische Sanierungsmaßnahmen 
auch als Vehikel für Mietpreissteige-
rungen genutzt. Im Gegensatz dazu 
gibt es Beispiele, wie in schrumpfen-
den Kommunen mit einem hohen 
Wohnungsleerstand und damit ent-
spanntem Wohnungsmarkt energe-
tische Sanierungsmaßnahmen kos-
tenseitig begrenzt werden, um das 
verbliebene Mieterklientel zu halten. 
Generell sind also die Interessen und 
Handlungslogiken der verschiede-
nen Eigentümer (Genossenschaften, 
kommunale Wohnungsunternehmen, 
private Kleineigentümer, große pri-
vate Wohnungsunternehmen sowie 
nationale wie internationale Kapital-
anleger) ein wichtiger Einflussfaktor 
auf die sozialräumliche Entwicklung. 
Eine wesentliche Stellschraube, um 
degressive Effekte zu vermeiden, ist 
eine möglichst kosteneffiziente Um-
setzung der Energiewende und damit 
eine Reduktion der Gesamtbelastung 
der Bevölkerung. Dementsprechend 
müssen alle Instrumente auf ihre Ef-
fektivität und Kosteneffizienz unter-
sucht werden, worauf nur solche zum 
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Einsatz kommen, die beiden Kriterien 
gerecht werden. Wenn Anreizsysteme 
und Instrumente zur Förderung der 
energetischen Sanierung diese Prü-
fung bestehen, so ließe sich in einem 
zweiten Schritt ausloten, inwieweit 
sie angepasst werden könnten, um re-
sidenzielle Segregation zu vermeiden. 
Ein sozialpolitisches Nachsteuern zur 
Korrektur von Verteilungswirkungen 
würde allerdings die Gesamtkosten 
weiter steigen lassen. Ebenso können 
regional unterschiedliche Regulie-
rungen die Kosten insbesondere ge-
genüber Lösungen auf europäischer 
Ebene deutlich erhöhen. Diese Effi-
zienzverluste sind in jedem Falle mit 
den möglichen Vorteilen eines Nach-
justierens abzuwägen.

5.	 Energiekosten sind Teil der Wohnkos-
ten. Bereits gegenwärtig ist zu beob-
achten, dass steigende Energiekosten 
Einfluss auf Wohnstandortentschei-
dungen haben. Dies ist mit Rück-
kopplungseffekten ins sozialräumli-
che Gefüge der Städte verbunden. Die 
energieeffizientesten und gleichzeitig 
preiswertesten Wohnungen sind im 
sanierten Geschosswohnungsbestand 
zu finden. Hier ist demzufolge mit 
einer Zunahme der Nachfrage durch 
einkommensschwächere Haushalte 
zu rechnen.

6.	 Nach einem klassischem Gerechtig-
keitsprinzip, dem Differenzprinzip 
von John Rawls,61 sollen jene Perso-
nengruppen am meisten von Maß-
nahmen profitieren, die am schlech-
testen gestellt sind. Folgt man diesem 
Prinzip, dann sind Maßnahmen der 
Energiewende so zu gestalten, dass 
am meisten von Energiekosten belas-
tete Haushalte am stärksten von Effi-
zienzsteigerungen profitieren. Derzeit 
sind die Anreizsysteme und Förder-
instrumente im Energiebereich eher 
konträr ausgerichtet. Daraus ergeben 
sich folgende Fragen:

61	 Rawls 1979.

•	 Wie sind Anreizsysteme für energe-
tische Sanierung in Wohnlagen mit 
hoher Konzentration einkommens-
schwacher Haushalte zu gestalten?

•	 Wie können Regelungen für die Kos-
ten der Unterkunft so überarbeitet 
werden, dass das Dilemma der dop-
pelten Schwellenwerte (Kaltmieten, 
Heizkosten) überwunden wird?

•	 Wie können weniger finanzstarke, 
überschuldete und/oder schrump-
fende Kommunen gezielt unterstützt 
werden?

•	 Wie können Maßnahmen und Inst-
rumente der Sanierungsförderung so 
gestaltet werden, dass auch einkom-
mensärmere Besitzer von Ein- und 
Mehrfamilienhäusern zur energeti-
schen Sanierung motiviert werden 
(zum Beispiel Förderung ökologischer 
Mietspiegel)?

Weitere Gerechtigkeitsprinzipien ver-
weisen auf die Bedeutung von gerech-
ter Prozessgestaltung (prozedurale 
Gerechtigkeit).62 Dabei sind partizipati-
ve Verfahren auf kleinräumiger Ebene, 
zum Beispiel in Form von „Sanierungsfo-
ren“, eine Option. Der offene und ehrli-
che Austausch über die Notwendigkeiten 
und Konsequenzen energetischer Sanie-
rungsmaßnahmen von Wohnbausubs-
tanz zwischen allen Beteiligten auf allen 
Entscheidungsebenen ist von zentraler 
Bedeutung.63

62	Walker/Day 2012.
63	Gallego Carrera et al. 2011.
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Beim Bau einer Hochspannungs-
leitung sind zum Beispiel sowohl öffent-
lich-rechtliche als auch privatrechtliche 
Genehmigungen relevant. Eine öffentlich-
rechtliche Planung läuft grundsätzlich in 
zwei aufeinanderfolgenden Schritten ab: 

•	 Raumordnungsverfahren: Die-
ses beinhaltet unter anderem eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung und 
identifiziert den aus landesplanungs-
rechtlicher Sicht besten Standort für 
die geplanten baulichen Maßnahmen. 
Debatten zur Sinnhaftigkeit eines Pla-
nungsvorhabens können nur dann 
Wirkung erzielen, wenn sie sich an 
den Eckpunkten des Raumordnungs-
verfahrens ausrichten. Allerdings 
interessieren sich am Anfang eines 
Planungsverfahrens nur wenige Bür-
ger für das Projekt, weil sie die eigene 
Betroffenheit noch nicht abschätzen 
können (Beteiligungsdilemma).

•	 Planfeststellungsverfahren: In 
diesem wird unter anderem die Öf-
fentlichkeit beteiligt. Interessenver-
bände und Bürger haben die Möglich-
keit, relevante Dokumente einzusehen 
und gegebenenfalls schriftliche Ein-
wände einzureichen. Diese werden 
im Anhörungsverfahren erörtert und 
durch die Planfeststellungsbehörde 
geprüft. Die Mitwirkung im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens be-
schreitet den Kommunikationsweg 
nur in eine Richtung. Die Bürger und 
Interessenverbände können Einwän-
de vorbringen, es findet jedoch, und 
das ist das entscheidende Kriterium, 
kein wechselseitiger Austausch der 
Argumente statt, was die Kommuni-
kation erschwert. Informationen zu 

4.	 Kommunikation im Planungsprozess

Die Berichterstattung zur Energiewen-
de erfolgt in den Nachrichtensendungen 
der privaten und öffentlich-rechtlichen 
Programme sowie in überregionalen und 
lokalen Zeitungen. Sie entspricht einem 
Schema, bei dem die Energiewende als so-
genannter „Issue“ – als streithaltige Ent-
scheidungssache – behandelt wird. Rittel 
erklärt diesen schwer zu übersetzenden 
Begriff mit einfachen Worten: „Wann im-
mer die Antwort auf eine Frage für kont-
rovers gehalten werden kann, können wir 
von einem Issue sprechen, wann immer 
die Antwort auf eine Frage unstrittig ist, 
sind wir bloß mit einer Frage konfrontiert. 
Auf einen Issue gibt es mindestens zwei 
Antworten, die mindestens zwei verschie-
dene Parteien repräsentieren.“64 Gerade 
die potenzielle Konfliktträchtigkeit des 
Energiethemas ist Gewähr dafür, dass es 
von den Medien aufgegriffen wird. Dies 
gilt sowohl für die grundsätzlichen Debat-
ten, etwa zum angestrebten Energiemix, 
als auch für Umsetzungsdetails, wie die 
Suche nach Trassen und Infrastruktur
standorten.

4.1	 Kommunikationsanforderungen 
im Planungsprozess

Die Planung von Infrastruktursystemen 
erfolgt in einem hochspezialisierten Ent-
scheidungssystem, bei dem rechtliche, 
fachliche und politische Regelungen zu-
sammenspielen. Die relevanten Begriffe 
und die Verfahren werden von den Initi-
ativen und Non-Governmental Organiza-
tions (NGOs) zwar verstanden, nicht aber 
von der Bevölkerung. 

64	Rittel 1972/1992-1, S. 179.
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zu kurz gegriffen, eine Erörterung der 
Funktion dieser Methode als planungs-
kommunikative Brücken-, Schnittstellen- 
oder Transfertechnik ist aber hilfreich.

4.2	 Kommunikative
	 Herausforderungen

Die kommunikative Begleitung der Suche 
nach möglichen Energietransporttrassen, 
Windparks, Solarenergiefeldern, Biogas-
anlagen, Pumpspeicherwerken etc. ist eng 
mit vier zentralen Herausforderungen der 
Energiewende verknüpft. 

1.	 Die Energiewende ist als Ganzes ein 
Großprojekt, das bundes- und euro-
paweite Dimensionen berührt. Die 
in diesem Maßstab benötigte Netzin-
frastruktur kann schon bei kleineren 
Bruchstellen dysfunktional werden. 
Weil es zum Beispiel nicht gelungen 
ist, gleichzeitig zur Fertigstellung der 
Offshore-Windparks die landwärtige 
Verteilerstruktur zu bauen, kann der 
Wind der Nordsee nicht geerntet wer-
den und es entstehen Kosten für deren 
Wartung. Die neue bundesweite Groß-
infrastruktur ist abhängig von der 
Kooperation der Bundesländer und 
dem Gelingen der damit verbundenen 
Aushandlungsprozesse. Planungsent-
scheidungen werden auf der Europa-, 
der Bundes-, der Länder- sowie der 
Regional- und Kommunalebene von 
oben nach unten schrittweise koor-
diniert. In der Bauleitplanung wer-
den Planungsmaßnahmen von den 
Landesentwicklungsplänen über die 
Regionalpläne bis zu den Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen Schritt 
für Schritt und erst zum Schluss auch 
für die Bürger verbindlich.

2.	 Die Energiewende ist eine fast alle Po-
litikbereiche berührende, intersekto-
rale Herausforderung. Die Richtung 
verläuft von wenigen hin zu vielen 
Energieanbietern, vom Einsatz weni-
ger Rohstoffe und Techniken hin zu 

unterschiedlichen Planungsoptionen 
im Sinne einer Planungsfolgenab-
schätzung werden häufig nur im Zu-
sammenhang von Bürger- und Volks-
entscheiden geboten, wobei es dann 
nur noch um eine Ja/Nein-Entschei-
dung geht und zuvor ausgeschlosse-
ne Optionen nicht mehr betrachtet 
werden.65 Auch die Medien sind meist 
überfordert, Raumordnungs-, Ge-
nehmigungs- oder Planfeststellungs-
verfahren, inklusive der förmlichen 
Möglichkeiten zur Beteiligung und 
der informellen Angebote zur Partizi-
pation, in einfachen Worten zu erklä-
ren und auseinanderzuhalten.

Initiativen und Programme zur Vermitt-
lung einer allgemeinen planungsbezo-
genen Bildung, ähnlich wie die Anstren-
gungen zur politischen Bildung oder zur 
Wissenschaftskommunikation, sind rar. 
Also stellt sich die Frage nach den Inhalten 
und Zielen, der Organisation und den Er-
folgsbedingungen von Planungskommu-
nikation. Im Folgenden wird geprüft, ob 
es gelingen kann, Planung weniger nach 
dem Muster von Gesetzeserläuterungen, 
Nachschlagewerken oder als Lernstoff zu 
vermitteln, sondern eher als methoden-
gestützte Kompetenz in der Auseinan-
dersetzung über Werte und Bewertungs-
verfahren bei der Folgenabschätzung von 
Planungsoptionen.

Als Rückgrat der Planungsprozes-
se kann die Nutzwertanalyse dienen. Sie 
kommt in unterschiedlicher Form und 
Bezeichnung in fast allen Planungspro-
zessen zur Anwendung und ist auch als 
Alltagstechnik bei Kaufentscheidungen 
den Bürgerinnen und Bürgern bestens be-
kannt. Natürlich ist die einfache Gleich-
setzung der Bewertung verschiedener Pla-
nungsoptionen für die Energiewende mit 
einem Test zu bestimmten Konsumgütern 

65	Siehe auch folgende Literaturhinweise: Staatsminis-
terium Baden-Württemberg 2014; Landesregierung 
Baden-Württemberg 2013; Verein Deutscher Ingenieure 
2014; Verein Deutscher Ingenieure 2015. 
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einem vielfältigen Mix an beidem. Die 
dafür auszubauenden Infrastrukturen 
haben unterschiedliche Standortan-
forderungen und ihre Planung muss 
in verschiedene Querschnitts- und 
Fachplanungen (Raumordnung, Was-
serwirtschaft, Agrarpolitik etc.) ein-
gebunden werden. Neben der vertika-
len Koordination auf verschiedenen 
Planungsebenen geht es also auch um 
die horizontale Koordination von ver-
schiedenen Fachpolitiken.

3.	 Die Energiewende wird einige Flä-
cheneigentümer und Kommunen zu 
besonderen NIMBY(Not In My Back 
Yard)-Beteiligten machen, andere 
nicht. Während die Auswirkungen 
auf die Strompreise eventuell noch 
auf einer allgemeinen Politikebene 
diskutiert werden können, erzeugen 
die raumplanerisch bedeutsamen 
Maßnahmen der Energiewende lo-
kal unterschiedliche Betroffenheit. 
Potenzielle Anlagenbetreiber haben 
zum Beispiel ein Recht auf die Ge-
nehmigung einer Anlage, sofern die 
planerischen Voraussetzungen dazu 
gegeben sind. Die Planung muss vor 
allem späteren Klagen standhalten. 
In der öffentlichen Diskussion geht 
es dagegen um eine gerechte Gleich-
behandlung potenziell betroffener 
Bürger, die immer die Prüfung al-
ternativer Standorte fordern. Juris-
tische und kommunikative Anfor-
derungen widersprechen sich dabei 
häufig.

4.	 Schließlich soll die Energiewende in 
absehbaren Zeiträumen bewältigt 
werden und sie gerät gleichzeitig in 
eine Zeitfalle. Technikentwicklung 
und Planung, also die konzeptionel-
le und räumliche Ausgestaltung des 
neuen Energiesystems, liegen zu-
nächst in den Händen der Ingenieu-
re, der Politik und schließlich der Ju-
risten. In einer Planungskaskade für 
Übertragungsleitungen gemäß dem 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
und dem Netzausbaubeschleuni-

gungsgesetz (NABEG) wird die Pla-
nung von der Bedarfsabschätzung 
mit der Identifikation von groben 
Trassenkorridoren bis zur Anfech-
tung der Genehmigung konkreter 
Trassen erfolgen. Der sogenannte 
Bulldozereffekt erzeugt bei den Be-
troffenen ein Gefühl der Hilf- und 
Machtlosigkeit. Der Vorwurf, die 
Betroffenen hätten frühzeitig mit-
wirken können, geht an der Realität 
vorbei. Denn die meisten Menschen 
entwickeln für früh und abstrakt dis-
kutierte Themen kein Interesse. Erst 
wenn die Veränderungen sichtbar 
werden, werden sie wach und wehren 
sich. Dann ist es aber meist schon zu 
spät für eine Kurskorrektur.

Die planungskommunikativen Erforder-
nisse sind mit diesen Herausforderungen 
eng verbunden, denn die Diskurse müssen 
auf den oberen Ebenen relativ systemisch 
und von Ebene zu Ebene „projektförmiger“ 
gefasst werden. Ziel der Kommunikations-
bemühungen muss es also sein, den kom-
plizierten Prozess der Planung und der po-
litischen Entscheidung so zu organisieren, 
dass Bürgeranliegen parallel dazu gehört 
und berücksichtigt werden. Denn auf der 
abschließenden lokalen Ebene wird das 
gesamte Entscheidungsverfahren von den 
Betroffenen noch einmal infrage gestellt. 
Spätestens dann ist die Maßnahme nicht 
mehr nur potenziell streithaltig, sondern 
sichtbar umstritten und kann mithilfe der 
Medien leicht zu einem gesellschaftlichen 
Konflikt eskalieren.

4.3	 Zur Verständigung über Issues

Die immanente Konfliktträchtigkeit von 
Energiethemen verlangt eine besonnene 
und kommunikativ bedachte Planung mit 
einer besonderen Ansprache der Bürge-
rinnen und Bürger. Zunächst geht es da-
rum, unterschiedliche Facetten des The-
mas für einen verständigungsorientierten 
Diskurs richtig aufzubereiten.
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•	 Nur wenige, nämlich faktische und ko-
gnitive, Tatsachenbehauptungen kön-
nen objektiv geklärt werden.

•	 Explanatorische Klärungen fokussieren 
auf die Interpretation von komplexen 
Ursache-Wirkungs-Beziehungen, bei 
denen auch Unsicherheit und Mehr-
deutigkeit behandelt werden müssen.

•	 Instrumentelle Klärungen beziehen 
sich auf die Wirksamkeit von Inter-
ventionen (auf der Basis prognosti-
scher Ursache-Wirkungs-Beziehun-
gen), mit einem planerischen, in die 
Zukunft weisenden Bezug.

•	 Expressive Klärungen geben Emotio-
nen und menschlichen Beziehungen 
Raum in der Debatte.

•	 Normative Klärungen über Ziele und 
künftig wünschenswerte Entwicklun-
gen berühren Werte und Präferen-
zen, die in einer pluralen Gesellschaft 
stark streuen. Einigung ist hier nicht 
über Wissen (was stimmt?), sondern 
mittels eines Diskurses zu den norma-
tiven Kriterien und ihrer Anwendung 
auf unterschiedliche Handlungsopti-
onen (was wollen wir?) zu erzielen.

•	 Kommunikative Klärungen sollen Er-
kenntnis- und Verständnisprozesse 
unterstützen.66

Es ist unbestritten, dass alle diese Aspek-
te in der Diskussion über Energiethemen 
eine Rolle spielen. Sie werden oft vermischt 
und nicht sorgfältig getrennt verhandelt. 
Im Dialog stehen sie häufig implizit als 
Behauptung im Raum, nicht klar ausfor-
muliert oder sogar bewusst verschleiert. 
Eine explizite, kategorisch angemessene 
Ansprache der Kommunikationsdimen-
sionen ist bereits ein anspruchsvolles 
Ziel. Zusätzlich muss die Debatte nach 
vorne getrieben werden. Dies ist nur zu 
erreichen, wenn Issue-Fragen, also kom-
munikative Geltungsansprüche, mit pla-
nerischen Verfahren und methodischem 
Vorgehen verbunden werden. 

66	Siehe auch: Rittel 1972/1992-2, S. 164; National 
Research Council 1997; Renn/Oppermann 1998, S. 353 
nach Habermas 1981; Renn 2014, S. 529ff.

4.4	 Planung und Entscheidung im 
Mehrebenensystem der Politik

Planerinnen und Planer wenden zum 
Beispiel Methoden an, um eine Aufgabe, 
wie etwa die Entscheidungen zum Um-
bau des Energiesystems, zu strukturieren. 
Für jeden Schritt steht fest, welche Art 
von Information benötigt wird, wie die 
Verknüpfung der Informationen erfolgt 
und welches Ergebnis vom Typ her zu er-
warten ist. Wenn man sich an die Schrit-
te hält, wird ein Ergebnis garantiert, das 
trotzdem inhaltlich offen ist. Bei allen 
strukturierten Kommunikationsprozes-
sen funktioniert eine solche Methode wie 
ein innerer Kompass.67 

Für die vielen Teilprojekte der Ener-
giewende soll der jeweils beste Standort 
oder die Trasse mit den geringsten negati-
ven Auswirkungen auf allgemeine Schutz-
güter gefunden werden. Planungsalterna-
tiven weisen aufgrund unterschiedlicher 
ökologischer oder gesellschaftlicher Ge-
gebenheiten der Standorte also einen grö-
ßeren oder geringeren Raumwiderstand 
auf. Die angewandten Planungsmethoden 
beruhen dabei im Kern auf der nutzwert-
analytischen Zusammenstellung aller Kri-
terien, mit denen dieser Raumwiderstand 
gemessen werden kann.68 Die deutsche 
Bezeichnung „Nutzwertanalyse“ (eng-
lisch: Multi-Attribute Utility Tool) ent-
stammt dem Zeitgeist der 1970er-Jahre, 
als „kybernetische Systemanalysen“ den 
wissenschaftlichen Diskurs bestimmten.69 
Faktisch handelt es sich aber nicht um 
eine wissenschaftliche (System-)Analyse, 
sondern um eine Zieldiskussion, mit de-
ren Hilfe Planungsalternativen aus unter-
schiedlichen Perspektiven beurteilt wer-
den können.70

67	Oppermann 1997.
68	Bachfischer 1978.
69	Kiemstedt 1967; Zangemeister 1976; Vester 1976; Bech-

mann 1978.
70	Kühnapfel 2014.
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se Weise nahegebracht. Aufgrund ihrer 
politischen Legitimation bleibt es ihnen 
dann aber überlassen, ob sie dieser Emp-
fehlung folgen wollen oder nicht. Die Ent-
scheidung selbst liegt in der sogenannten 
Abwägung, mit der verschiedene gesell-
schaftliche Interessen in Bezug zueinan-
der gesetzt werden.

Die Bewertung der Optionen kann 
an der fiktiven Messlatte eines Ideals 
(100 Prozent Nutzwert) oder im Ver-
gleich mehrerer geeigneter Standorte er-
folgen. Die Betrachtung mehrerer poten-
zieller Standorte, die alle zunächst den 
wichtigsten Standortkriterien genügen 
müssen, wird in den Untersuchungen 
dann Schritt für Schritt weiter vorange-
trieben. In diese Verfahren fließen auch 
gesetzliche Vorgaben ein, dazu kommen 
allgemeine und politische Kriterien, mit 
denen das Zielsystem komplettiert wird. 
Unterschiedliche Interessenlagen und 
Präferenzen, also jeweils unterschiedlich 
gewichtete Kriteriensets, können durch 
Mehrfachrechnungen abgebildet werden. 
Ähnlich wie beim Wahl-O-Mat der Bun-
deszentrale für politische Bildung72 füh-
ren unterschiedliche Präferenzmuster zu 
unterschiedlichen Rangfolgen für Stand-
orte oder Trassenvarianten. Und um-
gekehrt gilt: Die Wahl eines Standortes 
oder einer Trasse lässt auf das zugehörige 
Präferenzmuster schließen. Mithilfe ei-
ner im politischen Prozess modifizierten 
Nutzwerttabelle könnte man also ex post 
nachvollziehen, welchen Kriterien, die 
wiederum häufig bestimmte Interessen 
widerspiegeln, die Politik Vorrang gegen-
über anderen gegeben hat. Diese Klarheit 
wird leider selten erreicht, sie würde den 
Politikern auf jeden Fall mehr Standver-
mögen abverlangen.

72	BPB 2002.

Ausgehend von einem Wertbaum71 
werden Kriterien mit Indikatoren so un-
terfüttert, dass sich für jede Option ein 
aus mehreren Teilnutzen addierter Ge-
samtnutzen ergibt. Es ist die Aufgabe von 
Experten, die Kriterien mit Informatio-
nen so zu unterfüttern, dass räumliche 
Daten in einem geografischen Informati-
onssystem (GIS) Aufschluss über den Zie-
lerfüllungsgrad der Kriterien geben. Bei 
einer solchen Operationalisierung exis-
tiert jedoch ein erheblicher Ermessens-
spielraum mit typischen Kontroversen, 
welche Indikatoren für das Messen der 
Kriterien überhaupt geeignet sind. Aus-
schlaggebend für das Ergebnis einer nutz-
wertanalytischen Bewertung ist auch die 
Bedeutung, die den einzelnen Kriterien 
in Form von unterschiedlichen Gewichten 
zugewiesen wird. Der Teilnutzen für jedes 
Kriterium trägt nämlich mit unterschied-
lichem Faktor zum Gesamtnutzwert bei. 
Ein Argument kann, wenn es auf diese 
Weise bedeutsam gemacht wird, den Aus-
schlag für die Auswahl einer Trasse oder 
eines Standortes geben.

Die Konzeption einer solchen 
Nutzwertanalyse fällt also nicht vom 
Himmel. Ingenieure konstruieren sie als 
„Maschinen zur Messung des Raumwi-
derstands“ zunächst nach ihren Regeln. 
Ähnlich wie bei einer von der Stiftung 
Warentest unterstützten Kaufentschei-
dung erwarten Bürger und Politiker ein 
Tableau, in dem die Optionen nebenei-
nander stehen und in bestimmten Krite-
rienbereichen vergleichend und in Bezug 
zu einem (imaginären) Optimum beur-
teilt werden. Die relativen Gewichtungen 
zwischen den Kriterien können durch die 
Entscheidungsträger oder durch partizi-
pative Verfahren gewonnen werden. Am 
Ende steht eine Matrix, in der verschiede-
ne Optionen mithilfe von Nutzwertpunk-
ten charakterisiert werden. Die Auswahl 
der besten (oder am wenigsten schlech-
ten) Option wird den Politikern auf die-

71	 Keeney et al. 1984.
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3.	 Häufig sind die Kriterien der Nutz-
wertanalyse nicht unabhängig von-
einander, sondern bedingen sich ge-
genseitig. Man kann zwar versuchen, 
durch die entsprechende Wahl der 
Kriterien gegenseitige Unabhängig-
keit herbeizuführen, dies lässt sich 
aber in einem hoch vernetzten und 
funktional zusammenhängenden Pla-
nungskontext nur schwer umsetzen. 
Von daher läuft man schnell Gefahr, 
dass bestimmte Eigenschaften der 
Standorte mehrfach gemessen oder 
Abhängigkeiten nicht angemessen er-
fasst werden. Methodisch ausgerich-
tete Schwachstellenanalysen könnten 
das Bewusstsein für diese Probleme 
schärfen.

4.	 Ein weiterer Kritikpunkt ist die Prä-
sentation der Nutzwertanalyse als 
mathematische Gleichung. In ab-
surder Art und Weise argumentiert 
man, dass beispielsweise eine Opti-
on mit dem Nutzwert 3,873 besser 
sei als eine andere mit dem Nutzwert 
3,742. Ohne eine analysierende In-
terpretation des Zustandekommens 
dieser Zahlen, ihres Verhältnisses zu-
einander und ihrer Relation zu einem 
Idealwert sind sie aber wertlos. Auch 
eine verbal-argumentativ ausformu-
lierte Nutzwertanalyse setzt das zah-
lenbasierte Modell nicht außer Kraft. 
Ob die Bewertung anhand von Zah-
len oder Worten dargestellt wird, ist 
also eine Frage der kommunikativen 
Präferenz. Immerhin hilft die Text-
form Politikern und Bürgern, ihre 
Gesamturteile gegenüber den schwer 
nachvollziehbaren Ergebnissen ei-
ner „Bewertungsmaschine“ auf argu-
mentbezogene Abwägungsdiskurse 
abzustützen.

5.	 Die Methode birgt für diejenigen, die 
mit ihr umgehen können, eine große 
Verführung. Sie kann so konzipiert 
werden, dass bestimmte Optionen 
vorhersehbar als Sieger herauskom-
men. Mit ihr kann man manipulieren, 
ohne gegen ein logisch schlüssiges 

4.5	 Kritik der Nutzwertanalyse

Die Nutzwertanalyse wurde in den 1970er- 
und 1980er-Jahren so exzessiv eingesetzt, 
dass Kritik an ihr nicht ausbleiben konnte.73

Folgende Punkte beleuchten die Diskus-
sion:

1.	 Die Nutzwertanalyse ist eine sehr 
aufwändige Methode.74 Eine vollstän-
dige Untersuchung aller möglichen 
Optionen, inklusive einer Nullvarian-
te, bräuchte man eventuell gar nicht, 
wenn sich schon frühzeitig eine Spit-
zenreitergruppe ergäbe und man den 
Rest der möglichen Optionen gar nicht 
erst in die Untersuchung aufnehmen 
müsste. Es besteht immer die Gefahr, 
dass Standorte von Bürgern in die Dis-
kussion gebracht werden, die mit an-
geblich ausschlaggebenden Kriterien 
sehr früh aus der Betrachtung ausge-
schlossen wurden. Aus der Sicht der 
Ingenieure soll eine Untersuchung im-
mer so schlank wie möglich konzipiert 
sein. Kommunikativ notwendig ist aber 
eine Prüfung von vielen Optionen. Die 
Nutzwertkonzeption sollte also nicht 
zu effizient konzipiert werden.

2.	 Eine weitere konzeptionelle Schwäche 
der Nutzwertanalyse besteht darin, 
dass negative Ausschläge eines Krite-
riums durch positive Ausschläge eines 
anderen Kriteriums aufgewogen wer-
den. Es gibt aber Kriterien, sogenann-
te unverletzbare Prinzipien, die grund-
sätzlich nicht ausgeglichen werden 
können. Beispielsweise ist es ethisch 
nicht gerechtfertigt, das Leben eines 
Menschen zu opfern, um dadurch ei-
nen hohen Gewinn für die Volkswirt-
schaft zu erreichen. Mithilfe einer der 
Untersuchung vorangestellten Prä-
misse kann klargestellt werden, dass 
alle Optionen in der näheren Betrach-
tung unverletzbare Kriterien erfüllen.

73	 Überblick in Ishizaka/Nemery 2013.
74	Strassert 1995.
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eingeführt.77 Diese Darstellung der Er-
gebnisse lässt den Adressaten mehr Ge-
dankenspielraum. Sie können den Be-
wertungen folgen oder sich mit eigenen 
Argumenten und anderen Gewichtungen 
von dem vorgeschlagenen Urteil der Ex-
perten distanzieren.

Auch weiterhin haben Experten 
aber Verantwortung für den Planungspro-
zess. Sie liefern weiterhin die Grundkon-
zeption für die Unterfütterung der ver-
gleichenden Optionenanalyse mit Daten 
und deren Verknüpfung mit den jeweils 
ausgehandelten Beurteilungskriterien. 
Und sie müssen denjenigen, die damit 
eigenständig bewerten und entscheiden, 
die Zusammenhänge anschaulich erklä-
ren. Dazu gehört auch die Erläuterung der 
Stärken und Schwächen des Instrumentes 
selbst. Für Planungs- und Wissenschafts-
kommunikatoren ist die Nutzwertanalyse 
der zweiten Generation immer noch kei-
ne ideale Methode, aber sie ist unter den 
möglichen alternativen Entscheidungs-
methoden diejenige, die logischen Auf-
bau, Transparenz und kommunikative 
Nachvollziehbarkeit besser als jede ande-
re auf sich vereint.78

4.6	 Kommunikative 
Planungsbeschleuniger

In den Standortsuch- und -auswahlpro-
zessen werden mehrere solcher Nutzwert-
analysen mit unterschiedlichem Aufwand 
und in unterschiedlicher Detailschärfe 
hintereinandergeschaltet. Die methodisch 
bedingten Fallstricke, Verführungsmög-
lichkeiten und Dilemmata der Nutzwert-
analysen potenzieren sich in ihrer Mehr-
fachanwendung. Das Vertrackte dieser 
Vorgehensweise liegt aber nicht darin, 
dass man diese Verfahren nicht erklären 
oder verstehen kann. Die Herausforde-

77	 Siehe auch: Rittel 1972/1992-1.
78	Übersicht über alternative Verfahren in Schulte-Zurhau-

sen 2014, S. 589ff.

Konstrukt zu verstoßen. Man fordert 
nicht: Das muss die Option sein oder 
diese Option muss ausgeschlossen 
werden, sondern man führt eine Ei-
nigung über Kriterien und Gewichte 
herbei, ohne zu verraten, auf welche 
Optionen es dann hinausläuft. Das 
wissen alle, die schon einmal versucht 
haben, ein für ihre Option günstiges 
Kriterienset durchzusetzen. Gegen-
mittel wäre die umfangreiche metho-
dische Bildung der Bevölkerung, die 
sich ohnehin bei Kauf- und Lebens-
entscheidungen gegen methodische 
Manipulationsversuche wehren muss.

6.	 Ein letztes methodenbedingtes kom-
munikatives Dilemma kommt dazu: 
Je transparenter alle Teilschritte 
der Nutzwertanalyse (Suchkriterien, 
Auswahlkriterien, Operationalisie-
rung, Gewichtung der Kriterien, In-
terpretation der Nutzwerte) offenlie-
gen, desto angreifbarer machen sich 
ihre Autoren, denn für die Kriterien, 
Gewichte und Interpretationen gibt 
es nie objektive, allenfalls intersub-
jektiv nachvollziehbare Begründun-
gen. Die Angreifbarkeit des gewähl-
ten Untersuchungskonzepts wächst 
mit dem Bemühen, die Konstruktion 
der Nutzwertanalyse in allen Details 
offenzulegen. 

Dennoch erlaubt die Nutzwertanalyse 
in unterschiedlicher Form (Ökologische 
Risikoanalyse, Kosten-Nutzen-Analyse 
etc.), Entscheidungen begründet zu tref-
fen.75 Damit ist sie in der Planung bes-
ser geeignet als das Los oder das inkre-
mentalistische Verfahren der begrenzten 
Vergleiche (Turnierverfahren).76 In der 
Folge wurde häufig auf die Addition der 
Teilnutzwerte zu einem Gesamtnutzwert 
verzichtet und eine verbal-argumentative 
Darstellung der Ergebnisse als „Nutz-
wertanalyse der zweiten Generation“ 

75	 Scholles 1995.
76	Siehe auch: Lindblom 1959.
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rung besteht vielmehr darin, dass jede 
Anwendung zwingend viele angreifbare 
Konstruktionsdetails enthält, die immer 
und grundsätzlich infrage gestellt wer-
den können. Eine Antwort auf diese He-
rausforderung liegt in der Nutzung von 
Sachzwängen und Planungsbeschleuni-
gern.79 Wer A sagt, muss auch B sagen, 
die kürzeste Verbindung von A nach B, 
alternativlose Planungsoptionen, auf der 
Hand liegende Lösungen – all das sind 
bildreiche und wortgewandte Versuche, 
den Entscheidungsprozess rhetorisch, 
nicht sachorientiert, zu vereinfachen. 
Sachzwänge sind „Falsche Freunde“, weil 
die Erörterung zu stark verkürzt und das 
Verständnis des Entscheidungsprozesses 
selbst erschwert wird. 

Der Begriff der „Falschen Freun-
de“ stammt aus dem Englischen (False 
Friends) und bezeichnet Worte oder Aus-
sagen, die falsch übersetzt werden, weil 
sie an Konstrukte der Muttersprache er-
innern. Gemeint sind hier vermeintlich 
hilfreiche „Planungsbeschleuniger oder 
-verbesserer“, die aber dennoch kontra-
produktiv wirken können, weil sie später 
zu Recht angezweifelt werden und des-
halb das Risiko des Scheiterns der Pla-
nung erhöhen. Hier werden fünf Kommu-
nikationsstrategien als Falsche Freunde 
zur Diskussion gestellt: (1) das zu schnelle 
Konkretisieren der Planung, (2) die ein-
seitige Ansprache von Betroffenen in der 
Bürgerbeteiligung, (3) unangemessene 
Closure-Prozeduren für Teilentscheidun-
gen, (4) der schwierige Übergang von ar-
gumentativ gesteuerten Diskursverfahren 
in einen Verhandlungsmodus und (5) die 
meist falsch verstandene Funktion der 
Nutzwertanalyse als Mess- und nicht als 
Kommunikationsinstrument.

1.	 Ohne Zweifel gilt: Konkrete Projek-
te können leichter behandelt werden 
als abstrakte Politik. Dennoch ist es 
hilfreich, in der Planungskaskade 

79	Rittel 1976/1992.

nicht zu schnell zu den konkreten 
Planungsentscheidungen vorzudrin-
gen. Die abstrakten Politikentschei-
dungen, zum Beispiel zur optimalen 
Netzdimensionierung und Netzdichte 
oder zur Bündelung von verschiede-
nen Netzinfrastrukturen (zum Bei-
spiel Straßen und Energietrassen), 
setzen den Rahmen für die Standor-
te oder Trassen in der engeren Wahl. 
Für Bürgerinnen und Bürger sind die 
übergeordneten Ebenen der Politik 
zunächst weniger interessant als die 
lokale Ebene. Für NGOs und Lobbyis-
ten gilt umgekehrt, dass die Einfluss-
nahme auf Politik sich hier besonders 
lohnt. Damit stehen die frühen Pla-
nungsphasen in der Entscheidungs-
kaskade unter einem begründeten 
Generalverdacht, dem nur durch 
nachvollziehbare Abwägungsprozesse 
und aktivierende kommunikative Be-
gleitung im Sinne einer partizipativen 
Technikfolgenabschätzung entgegen-
gewirkt werden kann.80

2.	 Auf der lokalen Planungsebene sind 
Bürgerbeteiligungsverfahren um-
fangreich erprobt und haben sich in 
Form von Konfliktlösungsverfahren 
wenigstens zum Teil bewährt. Je kon-
kreter ein Planungsprojekt beschrie-
ben werden kann und je besser die 
entsprechenden Daten zur Umwelt 
aufbereitet wurden, desto deutlicher 
kann sein Raumwiderstand beschrie-
ben werden und desto klarer schälen 
sich die möglichen Betroffenen her-
aus. Es scheint legitim, sie als Erstes 
im Planungsprozess anzusprechen 
und zu beteiligen. Je präziser die Pro-
jekte im Raum verortet sind, desto 
eher wenden sich aber die nun nicht 
mehr direkt betroffenen Bürger von 
der Diskussion über das Projekt ab. 
Die Wahrnehmungen und die Mei-
nungen dieser Bürger fehlen dann bei 
der Zusammenstellung des Entschei-
dungsmaterials. Gerade auf den über-

80	Schweizer et al. 2014.
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Suche nach diesem Konsens, und sei 
es der Konsens über einen Dissens, 
sollte deshalb nicht zu schnell auf-
gegeben werden. Konsensmodelle 
unterstützen die Argumentation von 
Minderheitsmeinungen, die mög-
lichst genauso schlüssig, belastbar 
und widerspruchsfrei präsentiert wer-
den sollten wie Mehrheitspositionen.

4.	 Am Ende eines Standortauswahlver-
fahrens geht die Diskussion häufig von 
einem argumentativen in einen Ver-
handlungsmodus über.82 Geht es zu-
nächst „nur“ um die Begründung der 
besten Planungsalternative, so spielen 
schließlich auch mögliche Ausgleichs- 
und Kompensationsmaßnahmen eine 
Rolle. Einerseits mildern Kompensa-
tionen die negativen Folgen eines Pro-
jektes für die Betroffenen, anderer-
seits kann der Planungsprozess nun 
leicht als illegitimer Kuhhandel ange-
sehen werden. Soll eine Trasse in eini-
gen Abschnitten unter die Erde gelegt 
werden? Bis zu welchem Preis kann 
eine solche Erdverkabelung akzepta-
bel sein, wann wird sie zu teuer? Und 
können solche Kompensationskosten 
in die Verhandlungen quasi antizipie-
rend eingearbeitet und eingerechnet 
werden? 

5.	 Schließlich liegt im falschen Verständ-
nis der Nutzwertanalyse ein Problem. 
Die Nutzwertanalyse wurde lange als 
Expertenbewertungs- und Messin-
strument verstanden. Mithilfe von 
Messwerten und Tabellen wird ratio-
nales Handeln inszeniert, obwohl es 
doch um Interessen und Bewertung 
geht. Zuallererst ist die Nutzwert-
analyse deshalb ein Instrument, um 
Diskurse zwischen Fachleuten, Politi-
kern und Bürgern zu organisieren und 
Transparenz über ansonsten implizite 
Präferenzmuster herzustellen.83 Sie 
zwingt alle Parteien zu einer möglichst 
präzisen und verständlichen Aus-

82	Saretzki 1996.
83	Renn et al. 1999.

geordneten Planungsebenen (Bund 
– Land – Region) könnte sich deshalb 
die Ansprache von Personen, die per 
Los gefunden werden, lohnen.81 Die 
Beteiligung von Nicht-direkt-Betrof-
fenen, ähnlich wie im Schöffengericht, 
trägt zu einer Entemotionalisierung 
und Versachlichung der Debatten bei. 
Sie stellen eine heterogene aber nicht 
repräsentative Wählerschaft dar, die 
breit gefächert diskutieren kann. Be-
troffene dürfen aus den Verfahren 
selbstverständlich nicht ausgeschlos-
sen werden.

3.	 Diskussionen brauchen immer ein 
gewisses Vor-und-Zurück, ein schlei-
fenartiges (iteratives) Vorgehen, um 
gute Lösungen zu produzieren. Um 
aber auch voranzukommen, muss 
jede Phase so abgeschlossen werden, 
dass man nicht mehr hinter einen 
einmal erreichten Diskussionsstand 
zurückfallen kann. Zwischenergeb-
nisse müssen dafür explizit als gültig 
erklärt werden (Closure). In der Poli-
tik übernehmen Abstimmungen diese 
Funktion, die auch in den Entschei-
dungskaskaden der Energiewende zur 
Anwendung kommt. Wenn in einer 
öffentlichen Debatte Closure-Mecha-
nismen aber falsch eingesetzt wer-
den, entpuppen sie sich als Falsche 
Freunde. Fehler können entweder auf 
den falschen Zeitpunkt im Diskurs (1) 
oder auf der Art des Closure-Mecha-
nismus beruhen (2). (1) Der richtige 
Zeitpunkt für den Abschluss eines 
Diskussionsschritts hängt von einem 
gesättigten Austausch der Argumente 
ab. Ein vorläufiger Schlusspunkt kann 
meist nur mit Augenmaß gesetzt wer-
den. Je heterogener das Diskussions-
gremium zusammengesetzt ist, desto 
besser. (2) Nicht die Abstimmung, 
sondern der Konsens und die Synopse 
nebeneinanderstehender Argumenta-
tionsmuster ist die richtige Form für 
den Abschluss einer Diskussion. Die 

81	 Dienel 1992.
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formulierung ihrer Argumente. Das 
gelingt am besten in einer zunächst 
mündlichen Diskussion, die Schritt 
für Schritt mithilfe von Moderatoren 
verschriftlicht wird. Gesucht werden 
sollte nach Möglichkeiten, diese „argu-
mentationsqualifizierende“ Wirkung 
der Analyse mehr in den Vordergrund 
zu rücken.84 Nutzwertjournalistische 
Formate könnten zum Beispiel dazu 
genutzt werden, umstrittene Aspek-
te der Energiedebatte öffentlich ver-
ständlich und unter verschiedenen 
Perspektiven aufzubereiten.85

4.7	 Rechnergestützte Kommunika-
tion über das Internet

Die neuen Medien bieten in Bezug auf 
die Nutzwertanalyse besondere Vorteile: 
Mehrere Bewertungsszenarien lassen sich 
schnell und unkompliziert durchrechnen. 
Diese Rechnungen können in mehreren 
Schleifen modifiziert werden. In einer 
Sensitivitätsanalyse kann die Bewertung 
hinsichtlich ihrer Input/Output-Effekte 
geprüft und eventuell sogar umkonstru-
iert werden. Es wird zum Beispiel deut-
lich, welche Abstände warum zwischen 
der besten und der zweitbesten Option be-
stehen und ob dieser Abstand überhaupt 
relevant ist. Indem man mit den numeri-
schen Bewertungsergebnissen ernsthaft 
„spielt“, wird ihre Konstruktion mit jeder 
Berechnung transparenter. Das bedeutet 
aber nicht, dass die Bewertung qualitäts-
voller erfolgt, nur weil sie rechnerisch un-
terstützt wird. Gute Moderatoren können 
diese Diskurse anleiten, indem sie der 
Rechnerfunktionalität einen angemesse-
nen Stellenwert in der Debatte zuweisen. 
Zahlen und Daten täuschen Genauigkeit 
und Wissenschaftlichkeit vor, wo es um 
widerspruchsfreie (kohärente), logisch 
folgerichtige (konsistente), verallgemei-
nerungsfähige und gesetzlich kompatible 

84	Hammond et al. 1999.
85	Fasel 2004.

Argumente geht.86 Bei der Nutzung der 
Nutzwertanalyse als Kommunikationsin-
strument ist eine gewisse Enthaltsamkeit 
gegenüber Zahlen, und damit einher-
gehend eine besondere Wertschätzung 
sprachlicher Darstellungen, eine Tugend.

Das Internet bietet ohne Zweifel 
auch besondere Hilfestellungen, wenn es 
darum geht, verständigungsorientierte 
Diskurse einer breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen. Internet-Partizipa-
tionsprojekte sind üblich geworden, und 
auch die Energiewende wird auf diese 
Verfahren angewiesen sein. Gerade das 
„Issue Based Information System (IBIS)“ 
von Rittel war Inspirationsquelle für ei-
nes der ersten Diskursverfahren im Netz. 
Es ging um die Ausweisung eines Bauge-
bietes in Esslingen am Neckar.87 Rittels 
Idee bestand darin, Issues zur Debatte zu 
stellen und daran verschiedene Klärungen 
anzuknüpfen, also Argumente und Ge-
genargumente unterschiedlichen Typs so 
zu sortieren, dass ein gesättigtes Gesamt-
bild der Bewertung aus verschiedenen 
Perspektiven entsteht.

Die Schwierigkeiten im Vergleich 
zur Face-to-Face-Kommunikation sind 
aber genauso offensichtlich:

•	 Zwar sind die Diskurse für jeden 
grundsätzlich zugänglich. Viele Nut-
zer legen ihre Identität aber oft nicht 
offen. Viele agieren im Netz anonym.

•	 Die mathematische Form der Nutz-
wertanalyse wird im Netz aufgrund 
der Rechnerfunktionalität besonders 
unterstützt, was ihre falsch verstan-
dene Funktion eher verfestigt, statt 
sie als Mittel der Kommunikation zu 
nutzen.

•	 Die Abstimmungen per Mausklick 
müssen im Internet mühsam und ge-
gen habitualisierte Routinen außer 
Kraft gesetzt werden.

86	Renn/Oppermann 1998, S. 353.
87	Trénel et al. 2001.
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Positiv sind dagegen die umfäng-
lichen Informationen, die Möglichkeit 
eigenständiger Aneignung von Informati-
on und die weit reichenden Dokumenta-
tions- und Archivierungsfunktionen.

Nutzwertanalytische Bewertungen 
für viele Handlungsalternativen in die 
Planungskaskade angemessen einzubet-
ten, ist eine schwierige Kunst. Dabei gibt 
es immer einen Punkt, an dem Rechtferti-
gung zu aufwändig erscheint, der Prozess 
also beschleunigt wird und die Nachvoll-
ziehbarkeit für Dritte eingeschränkt ist. 
Deshalb müssen die Planungsverantwort-
lichen immer – für sich und für die Öf-
fentlichkeit – unbrauchbare Alternativen 
frühzeitig ausschließen und sie müssen 
bis zu einem gewissen Grad auch die ge-
schilderten risikoreichen Beschleuniger 
von Planung nutzen, um ihre Aufgabe 
überhaupt zu bewältigen.

Bürger und Politiker müssen den 
Planungsmanagern deshalb vertrauen 
können. Das tun sie allerdings nur dann, 
wenn sie die rahmensetzende Konzepti-
on für einen „Alternativen generierenden 
und bewertenden Prozess“ nachvollziehen 
können und dabei ihre Präferenzen wie-
derfinden. Ein mittleres Transparenzni-
veau ist angemessen, um einerseits offen 
in die Bewertungs- und Entscheidungs-
prozesse hineinzugehen und andererseits 
Bewertungsprozesse nicht so transparent 
zu gestalten, dass die Wissenden sie hin-
sichtlich ihrer bevorzugten Option mani-
pulieren können.

Genauso scheint ein mittleres Tem-
po fortschreitender Planung hilfreich. 
Dieses Tempo hängt nicht zuletzt von den 
planungsbegleitenden Kommunikations-
prozessen ab. Zu starke Beschleunigung 
unterbindet die Möglichkeit, sich in die 
Planungsprozesse hineinzufinden, ein all-
zu langsames Vorgehen schreckt genauso 
ab. Kommunikationsverfahren und Öf-
fentlichkeitsarbeit können mittlerweile 
zeitlich gut kalkuliert und mit den fach-

lichen Untersuchungen und politischen 
Entscheidungsprozessen verschränkt wer-
den. Eine angemessene Anzahl von Closu-
re-Punkten, die Möglichkeit, einige wenige 
Schritte zurückzugehen und argumentativ 
gesättigte Begründungen (statt schneller 
Mehrheitsvoten) helfen, einen Planungs-
prozess in einem angemessenen Tempo 
voranzubringen. Das bedeutet aber, dass 
den Anfangsphasen der Planung mehr Ge-
wicht eingeräumt werden muss, um dann 
darauf zu hoffen, dass sich die Endphasen 
als weniger störrisch erweisen.

Der kommunikative Kern der Ener-
giewende besteht darin, die Auseinander-
setzung um mögliche Bewertungs- und 
Argumentationsfiguren in Planung und 
Entscheidung zu fördern. Nur so kann be-
gründet und erklärt werden, warum eine 
Maßnahme an einem bestimmten Ort und 
nicht anderswo gebaut wird. Gerade die 
Einsicht in die potenzielle Konfliktträch-
tigkeit des Themas und die Möglichkeit, 
die Nutzwertanalyse als „Issue-Bearbei-
tungsprozess“ zu konzipieren, ermöglicht 
einen voranschreitenden verständigungs-
orientierten Diskurs. Diskurse über Fak-
ten und Ziele, kausale Zusammenhänge 
und die Machbarkeit von Maßnahmen ge-
hören genauso dazu wie Vertrauen in das 
Planungssystem und eine allgemeine Ver-
ständlichkeit der Vorgehensweise und der 
Sprache, mit der all diese Sachverhalte in 
der Gesellschaft behandelt werden.

4.8	 Folgerungen für das
	 Planungsverständnis

Will man nun eine angemessene Haltung 
zur Nutzwertanalyse als planungs- und 
entscheidungsunterstützendes Instru-
ment finden, so muss man feststellen: Die 
Nutzwertanalyse ist fehleranfällig, nicht 
manipulationsresistent und erzeugt leider 
keine klaren, unangreifbaren Ergebnisse. 
Aber wir haben kein besseres Instrument 
zur Verfügung, um die notwendigen Wer-
tedebatten zu organisieren und auf Evi-
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denz zu gründen. Sie verlangt den Fach-
leuten, den Politikern und den Bürgern 
eine Art „demütige Forschheit“ oder „for-
sche Demut“ ab. Einerseits müssen Argu-
mente, Bewertungen und Optionen in die 
Debatte eingebracht, andererseits müssen 
diese im Diskurs immer wieder relativiert, 
präzisiert und neu geordnet werden. Das 
funktioniert nur mit einem Mindestmaß 
an Vertrauen in die Planungsprozesse 
(siehe Kapitel 5.4) und dieses baut sich 
wiederum nur auf, wenn ein sozial reflek-
tiertes Planungsverständnis zur Grundla-
ge der Energiewende wird.



41Chancen- und Risikokommunikation im Rahmen der Energiewende

8889

In demokratischen Gesellschaften erwar-
ten die Bürgerinnen und Bürger, dass 
Entscheidungen, die ihr Wohlergehen, 
ihre Versorgungssicherheit und ihre Ge-
sundheit betreffen, öffentlich legitimiert 
werden. Dies lässt sich nicht ohne wechsel-
seitige Kommunikation bewerkstelligen. 
Dabei ist es nicht das Ziel des Dialogs, die 
jeweils andere Seite davon zu überzeugen, 
das geplante Vorhaben (Überlandleitung, 
Windpark, Biogasanlage etc.) sei tragbar 
oder unzumutbar, sondern der Dialog hat 
die wesentliche Funktion, die betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger urteilsfest, oder, 
wie es die Ad hoc-Kommission „Risiko-
bewertung“ der Bundesregierung ausge-
drückt hat, „risikomündig“ zu machen.88 

Das bedeutet, dass jede von Chancen und 
Risiken betroffene Person oder auch sozi-
ale Gruppe befähigt werden sollte, auf der 
Basis der Kenntnis der faktisch nachweis-

88	Ad hoc-Kommission 2003.
89	Lasswell 1948.

baren Konsequenzen von Planungen oder 
Vorhaben und unter Berücksichtigung der 
verbleibenden Unsicherheiten und ande-
rer situativ wirkender Faktoren eine per-
sönliche Beurteilung der jeweiligen Chan-
cen und Risiken vornehmen zu können. 
Diese Beurteilung soll dabei den eigenen 
oder für die Gesellschaft als bindend erach-
teten ethischen Kriterien entsprechen. Wie 
die Chancen und Risiken der Planungsvor-
haben von Politik und Experten bewertet 
werden, ist dafür ebenso bedeutsam für 
eine erfolgreiche Kommunikation wie die 
Frage nach der besten Form, der geeigne-
ten Struktur oder nach dem benutzten Mo-
dell des Kommunikationsprozesses.

Abbildung 2 verdeutlicht den grund-
legenden Verlauf der Kommunikation als 
Flussschema zwischen Sender oder Quel-
le, Transmitter und Empfänger.90 Selten 

90	Ursprünglich: Lasswell 1948; Shannon/Weaver 1994; 
Renn 2008, S. 208f.

5.	 Chancen- und Risikokommunikation
	 im Rahmen der Energiewende

Abbildung 2: Kommunikationsmodell nach Lasswell89



42 Chancen- und Risikokommunikation im Rahmen der Energiewende

können Expertinnen/Experten und Ent-
scheidungsträger direkt mit betroffenen 
Gruppen oder Individuen kommunizieren. 
Sie nehmen dazu vermittelnde Instituti-
onen, wie etwa die Medien, in Anspruch. 
Dabei gibt es zwei Formen der Rückkopp-
lung. Zum einen können die angespro-
chenen Adressaten ihrerseits Botschaften 
über die Überbringer an die Quelle senden. 
Zum anderen vermitteln die Überbringer 
Informationen über die Reaktionen und 
Handlungen der Empfänger an die ur-
sprüngliche Quelle, die darauf wiederum 
ihre Handlungen oder Kommunikations-
inhalte beziehungsweise -strategien anpas-
sen kann.

5.1	 Funktionen der Chancen- und 
Risikokommunikation

Chancen- und Risikokommunikation 
muss, wie jede fachliche Kommunikation, 
als ein offener Prozess des gegenseitigen 
Abgleichs von Informationen und Argu-
menten verstanden werden. Sie hat dabei 
folgende Aufgaben zu erfüllen: 

•	 die sachlich fundierte Aufklärung 
über den Stand der wissenschaftli-
chen Forschung zu den positiv und 
negativ zu erwartenden Wirkungen 
und Nebenwirkungen von öffentli-
chen und privaten Planungen, vor 
allem dem Ausbau der Infrastruktur 
(Chancen wie Risiken),

•	 die Abstimmung der Akteure unter-
einander sowie die Unterrichtung 
der betroffenen Bevölkerung in Be-
zug auf mögliche Schutzmaßnahmen 
und Verhaltensanpassungen (etwa 
Lärmschutz bei Windkraftanlagen, 
Notfallschutzmaßnahmen bei Gas-
speichern),

•	 eine umfassende Information über 
die eingesetzten Verfahren zur Be-
wertung und Abwägung von Risiken 
und Chancen durch die Betreiber und 
die Planungsbehörden (Planfeststel-
lungsverfahren, Scoping etc.),

•	 Klärung der Standpunkte tangierter 
Interessengruppen (Hearings, An-
hörungen im Vorfeld der Genehmi-
gungsverfahren etc.),

•	 die Bereitstellung und Durchführung 
von kommunikativen Verfahren zur 
problemangemessenen und demo-
kratisch gebotenen Beteiligung der 
verschiedenen Akteure an dem Pla-
nungs- beziehungsweise Genehmi-
gungsverfahren (Runde Tische, Bür-
gerforen, Planungszelle etc.).91

Die Erfüllung dieser fünf Funktionen der 
Risikokommunikation bei energierele-
vanten Vorhaben muss von allen Akteu-
ren, die an Planungen und Genehmigun-
gen beteiligt sind, als zentrale Aufgabe 
wahrgenommen werden. Dabei sind so-
wohl öffentliche als auch private Instituti-
onen (Behörden, Industrie, Versicherun-
gen) gefragt. Diese fünf Funktionen der 
Risikokommunikation können prinzipiell 
durch vier verschiedene Kommunikati-
onsformen bedient werden:92

1.	 Dokumentation: Diese Methode 
dient der Herstellung von Transpa-
renz. In einer demokratischen Ge-
sellschaft ist es unerlässlich, dass die 
nicht am Regulierungsprozess betei-
ligte Öffentlichkeit erfährt, aus wel-
chen Gründen man sich für bestimmte 
Planungsvorhaben entschlossen hat. 
Im Mittelpunkt der Dokumentation 
stehen Informationen, wie Entschei-
dungen zur eingesetzten Technologie 
(etwa Windpark) und zur Standort-
festlegung getroffen wurden, welche 
Argumente wie abgewogen und wel-
che wissenschaftlichen Grundlagen 
verwendet wurden. Als Medium dafür 
eignet sich vor allem das Internet. 

2.	 Information: Informationen dienen 
der Aufklärung des Kommunikations-
partners. Informationen sollten so ge-

91	 Zimmerman 1987; Lundgren 1994; Ad hoc-Kommission 
2003; Renn/Graham 2005, S. 54; Renn 2008, S. 207; 
Wiedemann 2014.

92	Renn 2008, S. 207f.
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5.2	 Chancen- und
	 Risikokommunikation

Bei Planungen von Energieanlagen oder 
öffentlichen Infrastrukturmaßnahmen fin-
det Kommunikation mit diversen Akteuren 
auf unterschiedlichen Ebenen statt. Diese 
Ebenen umfassen eine Vielzahl von Akteu-
ren wie Experten unterschiedlicher Fach-
richtungen, Regulatoren, Politiker, Vertre-
ter von Behörden, von gesellschaftlichen 
Organisationen, von Industrie und Ver-
bänden, von Medien und Multiplikatoren 
sowie von betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen. Kommunikation findet auch zwischen 
den unterschiedlichen politischen Ebenen 
der Umweltpolitik, der Energiepolitik, der 
Verkehrspolitik und der Siedlungspolitik 
(Kommunen, Länder, Bund, Europa) statt.

Abbildung 3 verdeutlicht die kom-
plexe organisatorische Struktur der Chan-
cen- und Risikokommunikation im Span-
nungsfeld unterschiedlicher Quellen, 
Übermittler und Empfänger. Auf all die-
sen Ebenen der vielfältigen und sich oft 
überschneidenden Risikokommunikation 
kommt es häufig zu Missverständnissen, 
Fehlinterpretationen und Konflikten. Zu-
dem ist der Kommunikationsprozess im-
mer als ein Austausch zwischen zwei oder 
mehr Parteien zu sehen. Vielfach können 
auch die von Chancen und Risiken betrof-
fenen Personen wichtige Informationen 
für die Abschätzung von zu erwartenden 
Kosten und Nutzen, aber auch von bisher 
unbekannten Chancen und Potenzialen 
liefern. Häufig verfügen direkt betroffene 
Personen über ein breites Wissensreser-
voir, zum Beispiel über die Biodiversität 
oder die klimatischen Bedingungen (und 
institutionellen Rahmenbedingungen) ih-
rer Wohngegend und des lokalen Umfel-
des, das sich aus jahrelanger Beobachtung 
speist. Im Gegensatz zu den Querschnitts
analysen von Wissenschaftlern, die eine 
systematische Momentaufnahme der zu 
erwartenden Konsequenzen erstellen, 
ermöglicht die Einbeziehung von Local 
Knowledge in die wissenschaftliche Ana-

staltet und zusammengestellt werden, 
dass die jeweils angesprochene Ziel-
gruppe sie verstehen, nachvollziehen 
und begreifen sowie die darin enthal-
tene Botschaft auch für den eigenen 
Alltag wirksam werden lassen kann. 
Wichtig ist dabei, dass die Anliegen 
derjenigen, die informiert werden, 
auch adäquat aufgegriffen werden.

3.	 Gegenseitige Kommunikation 
beziehungsweise Dialog: Diese 
Form der Kommunikation ist auf ge-
genseitiges Lernen ausgerichtet. Hier 
geht es nicht um die Einbahnstraße 
der Information, sondern um einen 
Austausch von Argumenten, Erfah-
rungen, Eindrücken und Urteilen. 
Dabei muss auf beiden Seiten die Be-
reitschaft zum gegenseitigen Zuhören 
und Lernen vorhanden sein.

4.	 Beteiligung an Risikobewertun-
gen und Managemententschei-
dungen: Die Menschen erwarten in 
einer pluralistischen Gesellschaft an 
Entscheidungen, die ihr Leben be-
treffen, in adäquater Weise, direkt 
oder indirekt, beteiligt zu werden. 
Nicht jeder Betroffene kann bei der 
Regulierung mitwirken. Es muss 
aber sichergestellt sein, dass die An-
liegen der Betroffenen auch im Ent-
scheidungsprozess selbst vertreten 
sind und die Interessen und Werte 
derjenigen, die mit den Planungsfol-
gen später leben müssen, auch ange-
messen aufgegriffen und in den Ent-
scheidungsprozess integriert werden. 
Dieser Teil der Beteiligung wird im 
folgenden Kapitel nochmals geson-
dert aufgegriffen.

Zu einer wirkungsvollen, wechselseitig 
gelingenden Kommunikation gehört es, 
dass alle vier Formen der Kommunikation 
parallel erfolgen. Denn diese vier Formen 
sprechen unterschiedliche Bedürfnisse 
der diversen Öffentlichkeiten an und be-
ziehen sich in unterschiedlicher Weise 
auf die fünf Funktionen. Dabei gilt es, die 
richtige Kombination vorzunehmen.
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lyse und politische Entscheidungsvorbe-
reitung eine entscheidende Verbreiterung 
der Perspektive.93 Insofern ist auf einen 
möglichst diversifizierten, adressatenge-
rechten und gegenseitigen Informations-
austausch zu achten.

In diesem Sinne setzt erfolgrei-
che Kommunikation über Folgen und 
Nebenfolgen von Vorhaben einen rati-
onal durchdachten, sachgerechten und 
den pluralen Werten der Gesellschaft 
Rechnung tragenden Prozess der Chan-
cen- und Risikobewertung voraus.94 Aus 
diesem Grund ist besonderes Augen-
merk auf nachvollziehbare, konsistente 
und den Anliegen der Menschen gerecht 
werdende Verfahren der Abwägung von 
Vor- und Nachteilen zu legen. Da sich 
einmal gefundene Einstellungen und 
Überzeugungen häufig hartnäckig halten 
und die Aufnahme und Umsetzung neuer 

93	Renn 2010.
94	Renn et al. 2007, S. 115.

Informationen prägen, ist eine möglichst 
frühe, proaktive und kontinuierliche 
Kommunikation anzustreben. Zu einer 
umfassenden Kommunikation in diesem 
Sinne gehören:9596

•	 eine klare, frühzeitige und nachvoll-
ziehbare Dokumentation aller Ab-
wägungs- und Bewertungsprozesse 
sowie deren Ergebnisse mit Informa-
tionen über die eingesetzten Bewer-
tungsverfahren und Bewertungskri-
terien sowie über deren sachliche und 
gesetzliche Grundlagen;

•	 Hinweise darauf, wie Anregungen und 
Kommentare von Dritten (Bürgerini-
tiativen, Umweltschutzgruppen, Ver-
bände etc.) aufgenommen und verar-
beitet worden sind;

•	 Informationen über die rechtlichen 
Möglichkeiten zur Mitwirkung;

95	Covello/Allen 1988; National Research Council 1989; 
Mulligan et al. 1998; Ruhrmann 1999; Renn et al. 2007, 
S. 115; Árvai/Campbell-Árvai 2013, 242ff.

96	Renn 1992.

Abbildung 3: Organisatorische Struktur der Risikokommunikation96
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•	 Öffnung eines Kommunikationskanals 
für Rückkopplungen und Kommentare;

•	 Hinweise auf öffentliche Veranstal-
tungen oder Dialoge zu den angespro-
chenen Folgen und Nebenfolgen der 
jeweiligen Vorhaben;

•	 Hinweise auf Literatur und andere 
Stellungnahmen.

Bei der Kommunikation mit den Akteuren 
und der Öffentlichkeit ist es unabdingbar, 
dass die Verständigung auf der Basis be-
kannter Begriffe und allseits geläufiger 
Konzepte erfolgt.97 Vor allem müssen die 
Termini eindeutig besetzt sein. Da zum 
Beispiel das Wort „Grenzwert“ sehr un-
terschiedliche Bedeutungen haben kann, 
sind Konfusion und Irritationen vorpro-
grammiert. Aus diesem Grund müssen 
Informationen adressatengerecht aufbe-
reitet und in die Sprache der Zielgruppe 
übersetzt werden. Ebenso sollten alle Dis-
kussionen über Folgen und Nebenfolgen 
im Gesamtkontext der Risiko-Nutzen-
Abwägungen und der durch die Ermögli-
chung des geplanten Vorhabens ausgelös-
ten Begrenzung anderer Risiken gesehen 
werden. Zum Beispiel kann verdeutlicht 
werden, wie viel Kohlendioxid oder wie 
viele andere Schadstoffe durch eine neue 
Solar- oder Windkraftanlage ersetzt wer-
den können. 

5.3	 Die drei Konfliktebenen bei 
Planung und Genehmigung

Auftrag öffentlicher Institutionen ist es, 
Entscheidungen zu treffen beziehungs-
weise Planungen vorzunehmen, die eine 
bestimmte Funktion erfüllen und gleich-
zeitig das Leben, die Gesundheit und das 
Wohlergehen der Bürgerinnen und Bür-
ger schützen und die Umwelt erhalten sol-
len. Die Entscheidungen müssen sowohl 
in ihrem Entstehungsprozess als auch 
im Ergebnis demokratisch vorgegebenen 
Bedingungen der gesellschaftlichen Legi-

97	Obermeier 1999; Renn et al. 2007, S. 116.

timität entsprechen. Dies geschieht durch 
die Befolgung gesetzlicher Bestimmungen 
und durch die Berücksichtigung möglichst 
vieler gesellschaftlicher Interessen. Der 
Schutzauftrag muss soweit erfüllt werden, 
dass konsensuelle gesellschaftliche Wer-
te, vor allem die, die im Grundgesetz fest-
gelegt sind, nicht zur Disposition stehen.98 
Beispiele aus dem Energiebereich sind die 
Abwehr von Gesundheitsgefahren durch 
Emissionen, die Sicherung von Beschäf-
tigten gegen Arbeitsunfälle, die Einhal-
tung von Grenzwerten bei Biogasanlagen 
oder Gasspeichern, die Verordnungen 
zum Lärmschutz oder zum Vogelschutz 
bei Windkraftanlagen oder die Mindest-
abstände zu Überlandleitungen. 

Legitimität entsteht durch die Ein-
haltung aller Vorschriften und Planungs-
vorgaben, aber auch durch die Überzeu-
gungskraft der geplanten Maßnahmen bei 
denjenigen, die von den Folgen betroffen 
sind. Diese müssen nicht allen Maßnah-
men zustimmen, aber zumindest den 
Eindruck erhalten, dass ihre Bedenken 
und Sorgen aufgegriffen, behandelt und 
berücksichtigt wurden. Dieser Prozess 
der Legitimation planerischen Handelns 
setzt verständigungsorientierte Dialoge 
voraus, bei denen Planer und Betroffene 
voneinander lernen und gemeinsam nach 
tragfähigen Lösungen suchen. Nicht alle 
Aktivitäten der Risikokommunikation öf-
fentlicher Institutionen sind in Form von 
Dialogen organisiert (hierzu mehr im Ka-
pitel „Beteiligung“ in dieser Analyse). Zur 
Rückmeldung betroffener Bürgerinnen 
und Bürger werden zum Beispiel Befra-
gungen und Hearings eingesetzt. Auch 
Pressemitteilungen oder Pressekonferen-
zen sind oft dazu gedacht, den Empfän-
gern deutlich zu machen, dass ihre Anlie-
gen aufgegriffen wurden. Mehr und mehr 
Gewicht erlangen aber bei großtechni-
schen Vorhaben dialogisch ausgerichtete 
Verfahren der Risikokommunikation, bei 
denen die Argumente aller denkbar Be-

98	OECD 2002.
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troffenen und gesellschaftlichen Interes-
sengruppen systematisch gesammelt und 
ausgewertet werden.

In der Praxis ist verständigungsori-
entierte Risikokommunikation keine leich-
te Aufgabe. In gesellschaftlichen Debatten 
über Risiken wie Klimaschutz, Lärmschutz, 
gesundheitliche Auswirkungen von Hoch-
spannungsleitungen oder Mobilfunk-
strahlungen treffen vielfältige Interessen 
und Anliegen zusammen. Oft erscheint es 
kaum möglich, eine gemeinsame Sprache 
zu finden, geschweige denn Verständigung 
herzustellen. Meistens verschärfen sich 
die Konflikte im Verlauf der Debatte, man 
wirft sich gegenseitiges Unverständnis vor.

Typisch für solche Debatten über 
die Akzeptabilität von Planungsvorhaben 
oder zu genehmigende Infrastruktur sind 
drei Ebenen, auf denen kommuniziert oder 
gerade nicht kommuniziert wird.99 Auf ei-
ner ersten Ebene wird überwiegend fak-
tisch, das heißt wissenschaftlich-technisch 
oder wirtschaftlich argumentiert. Die Ar-
gumente folgen bestimmten Regeln der 
Beweisfähigkeit, die innerhalb des jewei-
ligen Fachgebietes allgemein anerkannt 
sind. Auf der zweiten Ebene finden sich 
die Erfahrungen der Dialogpartner mit 

99	Klinke/Renn 2001; OECD 2002; Renn et al. 2007, 
S. 188ff.

den jeweils anderen wieder. Wie sieht die 
Bilanz der Planer, der Betreiber, der Über-
wachungsbehörden oder der Vertreter der 
Zivilgesellschaft in den Augen der betei-
ligten Akteure aus? Kann man ihnen die 
gestellte Aufgabe zutrauen? Haben sie ge-
zeigt, dass sie die Anliegen der betroffenen 
Bevölkerung beherzigen und in ihren Ent-
scheidungen oder im operativen Geschäft 
berücksichtigen? Auf der dritten Ebene 
werden Argumente ausgetauscht, die sich 
auf Weltanschauungen, soziale Werte und 
kulturelle Hintergründe beziehen. 

Abbildung 4 zeigt die Beziehungen 
zwischen den drei verschiedenen Stufen 
von Technik- und Risikodebatten. Auf 
der X-Achse ist der Grad der Komplexität 
eingetragen, der besonders bei der ersten 
und dritten Stufe stark ausgeprägt ist. Auf 
der Y-Achse sind parallel der Grad der 
Unsicherheit und der Grad der Mehrdeu-
tigkeit (Ambiguität) der hier ausgetausch-
ten Kommunikationsinhalte abgebildet.100 
Beide Variablen steigen von Stufe 1 zu 
Stufe 3 kontinuierlich an. In Tabelle 1 
sind zudem die wichtigsten Kommunika-
tionsformate der drei Stufen von Technik-
debatten und ihre Anforderungen zusam-
mengefasst, einschließlich der Elemente 
zu ihrer Bewertung.101

100	 Renn et al. 2011.
101	 Eigene Darstellung nach Klinke/Renn 2001.
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Bei der Umsetzung der Energie-
wende tauchen Kommunikationsbedürf-
nisse auf allen drei Ebenen auf. Proble-
matisch ist, dass viele Akteure nur die 
Argumente auf der naturwissenschaftlich-
technischen Ebene für „objektive Fakten“ 
halten, während sie die anderen Ebenen 
als subjektive Stimmungen abwerten. Ar-
gumente über die in der Vergangenheit ge-
zeigten Problemlösungskapazitäten oder 
Erfahrungen über die gelebte Ehrlichkeit 
bei Fehlverhalten beruhen ebenso wie Ar-
gumente für oder gegen eine Zukunftsvi-
sion der Energieversorgung auf realen Be-
obachtungen, abgewogenen Bewertungen 
und möglichen Handlungsoptionen und 
Ableitungen von grundlegenden Wertver-
pflichtungen.102 Diese Aspekte müssen als 
bedeutsame, unmittelbar spürbare Ent-
scheidungsfaktoren betrachtet werden. 

Wer an der Risikodebatte teil-
nimmt, ist also immer mit allen drei Ebe-
nen konfrontiert. Es ist daher sinnvoll, sich 
intensiv mit der Erfahrungs- und Visions-
ebene der Planungsprozesse auseinander-
zusetzen. Denn die Intensität des Konflikts 
nimmt in der Regel von Ebene zu Ebene 
zu. Es ist typisch für die Auseinanderset-
zung um komplexe Planungsvorhaben, 
dass sich die Akteure auf der naturwissen-
schaftlichen Ursache-Wirkungs-Ebene re-
lativ schnell einig werden. Hier geht es um 
Sachwissen und Expertise, die Beweiskraft 
der Informationen ist nach festgelegten 
Regeln prüfbar. Persönliche Erfahrungen 
und die Einschätzung von Kompetenz hän-
gen dagegen von vielen unterschiedlichen 
Eindrücken und psychologischen Fakto-
ren ab. Noch weitreichender und schwie-
riger lösbar sind Konflikte um Werte und 
Weltbilder. Da es sich um tiefliegende, teils 
lang tradierte Wert- und Verhaltensmuster 
handelt, können sie nur bedingt im Kom-
promiss aufgelöst werden. Konflikte auf 
dieser Ebene stellen Bezugspunkte der so-
zialen und kulturellen Identität infrage, die 
niemand ohne Weiteres aufgibt. 

102	 Haller/Allenspach 1995.

Für öffentliche Planungsprozes-
se und Genehmigungsverfahren sind die 
drei Ebenen der Kommunikation aus fol-
genden Gründen ein hilfreiches Modell:

•	 Die Hintergründe von Konflikten wer-
den deutlich. Diskutiert wird auf allen 
drei Ebenen gleichzeitig: der fakti-
schen, erfahrungsbedingten und wert
orientierten Ebene. Diese Konflikte 
lassen sich nur konstruktiv angehen, 
wenn man die jeweilige Bedeutung 
der drei Ebenen als eigenständig und 
wichtig betrachtet. Konflikte scheinen 
dann unlösbar, wenn die drei Ebenen 
der Argumentation nicht beachtet 
werden. Wertefragen (zum Beispiel 
die Frage, ob Off-Shore-Windanlagen 
überhaupt benötigt werden, wenn 
man doch dezentral ebenfalls erneu-
erbare Stromquellen nutzen könnte) 
lassen sich nicht mit naturwissen-
schaftlichen Beweisen (zum Beispiel 
dem Sachverhalt, dass die Gesund-
heitsbelastungen durch Hochspan-
nungsmasten bei ausreichendem 
Abstand minimal sind) beantworten. 
Wer Ängsten und Unsicherheiten auf-
grund von persönlichen Erfahrungen 
mit Sachwissen gegenübertritt, der 
wird als unangemessen empfunden, 
gleichgültig wie fundiert die Fach-
kenntnisse sind. Man spricht je nach 
Ebene der Argumentation eine „an-
dere Sprache“. Sind die Akteure einer 
der Ebenen stark verhaftet, so treten 
Verständigungsschwierigkeiten auf. 
Es ist für die Gestaltung einer erfolg-
reichen Risikokommunikation des-
halb von großem Nutzen, sich in alle 
drei Ebenen einfühlen beziehungs-
weise eindenken zu können.

•	 Wer bei der Chancen- und Risiko-
kommunikation alle drei Ebenen 
berücksichtigt, integriert den Fak-
tor Emotionalität in seine Konzepte. 
Ansätze, die versuchen, emotionale 
Argumente auszuklammern, werden 
früher oder später an der öffentlichen 
Wahrnehmung scheitern, denn diese 



48 Chancen- und Risikokommunikation im Rahmen der Energiewende

Die drei Ebenen der Kommunikation sind 
eine Grundlage strukturierten Denkens. 
Werden sie zur Basis der Programme und 
Projekte in öffentlichen Institutionen und 
bei öffentlich geführten Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, so können Kon-
fliktebenen und Verständigungsschwie-
rigkeiten schneller diagnostiziert und 
gezielt bearbeitet werden. Emotionalität 
und Werte werden nicht länger ausge-
klammert, und auf Konfliktpotenziale 
kann besser eingegangen werden. Dies al-
les sind Beiträge, gesellschaftlich legitime 
Entscheidungen in öffentlichen Instituti-
onen zu ermöglichen und zu unterstützen.

5.4	 Vertrauen in die öffentlichen 
Institutionen und Akteure

In einer Situation mit hohem Unsicher-
heitsgrad, in der Entscheidungsprozesse 
schwieriger und die Handlungsspielräu-
me größer werden, kann Kommunikation 
über neue Energie- und Infrastruktur-
maßnahmen nur dann gelingen, wenn 
den Akteuren ein gewisses Grundvertrau-
en entgegengebracht wird. Ohne Vertrau-
en sinkt die Bereitschaft zum offenen Aus-
tausch. Entscheidungsfaktoren werden 
prinzipiell infrage gestellt und die not-
wendige Zusammenarbeit verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen kann nicht ge-

ist von Emotionen und Werten un-
mittelbar geprägt. Für einen besseren 
Umgang mit Emotionen empfiehlt 
es sich deshalb, die Erfahrungsebe-
ne und die Visions- und Werteebene 
gleichberechtigt und systematisch in 
die Entscheidungsprozesse einzube-
ziehen.

•	 Es lassen sich Prognosen treffen, ob 
ein Thema ein hohes oder niedriges 
Konfliktpotenzial besitzt. Risikothe-
men, die sehr stark die Werteebene 
berühren (Klimaschutz, Landschafts-
beeinträchtigung durch Hochspan-
nungsmaste, Nutzung der Biomasse 
für Energie- statt Ernährungszwecke, 
atomares Endlager), weisen ein höhe-
res Konfliktpotenzial auf als Themen, 
die stark auf der wissenschaftlichen 
Ebene verankert sind (gesundheit-
liche Auswirkungen von Windkraft-
anlagen, Optimierung von Solaranla-
gen). Letztere lassen sich relativ leicht 
durch wissenschaftliche Expertise 
klären. Aber auch diese Themen kön-
nen zu Konfliktbrennpunkten wer-
den, wenn die Zahl der Betroffenen 
groß genug ist (Mobilfunkstrahlun-
gen, Windschatten von Windrädern). 
Die Prognosen sind eine wichtige Vor
aussetzung für die Planung von Stra-
tegien und Ressourcen der öffentli-
chen Institutionen.

Thema der Debatte Kommunikationsformate Bewertungskriterien

Technische Sachkenntnis Informationsübermittlung •	 Zugang zur Hörerschaft
•	 Verständlichkeit
•	 Aufmerksamkeit für Besorgnisse der Öffentlichkeit
•	 Anerkennung von Rahmenproblemen

Erfahrung, Kompetenz, 
Vertrauen

Dialog mit Betroffenen 
und der Öffentlichkeit

•	 Abgleich zwischen Leistung und Erwartung der 
Öffentlichkeit

•	 Offenheit gegenüber Forderungen der
	 Öffentlichkeit
•	 Regelmäßige Beratungen
•	 Gemeinsam beschlossene Vorgehensweisen für 

Krisensituationen

Werte, Weltsichten Dialog, Mediation •	 Faire Repräsentation aller betroffenen Parteien
•	 Freiwillige Vereinbarung, die Regeln des rationa-

len Diskurses zu befolgen
•	 Einbeziehung des besten verfügbaren Fachwissens
•	 Klares Mandat und Legitimierung

Tabelle 1: Kommunikationsanforderungen mit Bezug auf die drei Debattenebenen (eigene Darstellung)
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lingen. Vertrauen oder Misstrauen bildet 
den Interpretationshintergrund jeglicher 
Chancen- und Risikokommunikation.103 
Von dieser Beziehungsqualität hängt ab, 
ob die Kommunikation erfolgreich verlau-
fen kann. Vertrauen ist ein heikles Gut – 
oder wie es die Werbebranche formuliert: 
„hard to gain, easy to lose“. Vertrauen 
geschenkt zu bekommen und es zu erhal-
ten ist ein permanenter Prozess wechsel-
seitiger Erfahrungen. Es ist flüchtig und 
brüchig, wenn die Erfahrungen überwie-
gend enttäuschend verlaufen. Es gibt aber 
durchaus Eckpfeiler der Kommunikation, 
die gemeinsam eine vertrauensvolle Be-
ziehung tragen können.104

Eckpfeiler des Vertrauens sind 
Offenheit, Aufrichtigkeit, Empathie, 
Fairness und Kompetenz.105 Dies sind 
Eigenschaften, die nicht nur die Kommu-
nikation beschreiben. Es sind Eigenschaf-
ten, die eine Persönlichkeit beschreiben 
und deren Art, Beziehungen aufzubauen. 
Persönlichkeit lässt sich relativ schwer 
anlernen. Was die oben aufgelisteten 
Faktoren angeht, so beschreiben sie die 
Spielregeln, deren Verletzung Vertrauen 
gefährdet. Die Persönlichkeit kommt im 
Idealfall dazu. Menschen haben ein feines 

103	 Löfstedt 2005, S. 17ff.
104	 Slovic 1999; Löfstedt 1999; Renn 2014, S. 279ff.
105	 Renn/Levine 1991; OECD 2002.

Gespür für gespielte Rollen und Schein-
heiligkeit. Im Zweifelsfall baut es mehr 
Vertrauen auf, aufrichtig die eigenen Vor-
urteile und Interessen offenzulegen, als 
eine vermeintliche Fairness und Neutrali-
tät nur zu spielen.

Vertrauen bedeutet, sich darauf 
verlassen zu können, dass die agierenden 
Mitarbeiter der Betreibergesellschaften 
und Investoren, der Behörden und der 
politischen Instanzen persönlich verant-
wortlich handeln (zwischenmenschliches 
Vertrauen) und dass die Institutionen ihre 
erwarteten Leistungen erbringen (Sys-
temvertrauen).

Die Grundlagen des Vertrauens bestehen 
im Detail aus folgenden Elementen:

1. Offenheit
•	 Bereitschaft, neue Themen und Sach-

verhalte aufzunehmen
•	 Bereitschaft, sich mit allen denkbar 

betroffenen Akteuren auszutauschen
•	 Bereitschaft, Entscheidungsprozesse 

und Handlungsoptionen transparent 
zu machen 

•	 Bereitschaft, sich mit anderen Welt-
bildern, Werten und Interessen ausei-
nanderzusetzen

2. Aufrichtigkeit
•	 Ehrlichkeit gegenüber allen am Ent-

scheidungsprozess Beteiligten 
•	 Ehrlichkeit gegenüber der Öffentlich-

keit
•	 Ehrlichkeit im Nachweis von Infor-

mationsquellen und Informations-
qualität

•	 Ehrlichkeit in Bezug auf Gefühle (zum 
Beispiel Anteilnahme)

3. Empathie
•	 Andere Menschen mit ihren Anliegen 

und Interessen prinzipiell ernst zu 
nehmen

•	 Andere Perspektiven nachzuvollzie-
hen und sich wechselseitig auszutau-
schen

Abbildung 5: Vertrauen als Basis (eigene Darstellung)
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•	 Anderen Menschen Schutz und Un-
terstützung bei Gefahren zu gewähren

•	 Anderen Menschen gegenüber Ver-
antwortung zu übernehmen und sich 
für Fehler zu entschuldigen

4. Fairness
•	 Klare Regeln der Informationsgewin-

nung, Zugänglichkeit der Informati-
onen für alle betroffenen Anspruchs-
gruppen

•	 Klare Regeln für Verfahren zur Chan-
cen- und Risikokommunikation

•	 Klare Regeln für den Entscheidungs-
prozess, nach welchen Prinzipien 
Handlungsoptionen ausgewählt wer-
den oder Kompromisse entstehen

•	 Klare Regeln für die kritische Prüfung 
und Bewertung von Prozess und Er-
gebnis

5. Kompetenz
•	 Wissen über naturwissenschaftlich-

technische Zusammenhänge von Ri-
sikofeldern

•	 Wissen über Methoden zur Bewer-
tung, zum Management und zur Kon-
trolle von Planungsvorhaben

•	 Wissen über Konzepte und Verfahren 
zur Risikokommunikation 

•	 Wissen über gesellschaftliche Werte-
fragen, verschiedene Anspruchsgrup-
pen mit ihren Wahrnehmungsmus-
tern, Interessen und Präferenzen

Dieses gilt sowohl für den Prozess der 
Abwägung von Chancen und Risiken als 
auch für die Maßnahmen zur Risikore-
duktion. Besonders in der Abwägung und 
Bewertung kann persönliches, zwischen-
menschliches Vertrauen der Schlüssel zur 
Verständigung auch über Systemgrenzen 
hinweg sein. Gerade wenn sich in Konflik-
ten Vertreter von Organisationen gegen-
überstehen, die den Leistungen des ande-
ren misstrauen, kann die vertrauensvolle 
Beziehung unter einzelnen Personen die 
Situation maßgeblich entschärfen. Meist 
wird dieses Vertrauen in frühzeitigen Di-
alogen aufgebaut, in denen trotz gegen-

sätzlicher Ansichten ein fairer und offe-
ner Austausch der Argumente stattfindet. 
Vertrauen basiert dann auf eigenen positi-
ven Erfahrungen, die über Systemgrenzen 
hinweg tragen können.

Für das Planungs- und Geneh-
migungsverfahren ist Vertrauen das 
„Schmiermittel“, Misstrauen dagegen der 
„Sand im Getriebe“. Ist eine Krise erst 
eskaliert, so ist es unbedingt notwendig, 
dass die Krisenmanager sich auf eine ver-
trauensvolle Beziehung zu ihren Partnern 
verlassen können. Nur so ist eine schnelle 
und reibungslose Kooperation möglich. 
Das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Kompetenz der Behörden und Betreiber 
ist ebenfalls von großer Wichtigkeit, um 
Chancen überhaupt bewusst wahrzuneh-
men, Ängste und Fehleinschätzungen 
der Risiken zu vermeiden und geordne-
te Maßnahmen durchführen zu können. 
Der letzte Punkt betrifft die Zusammen-
arbeit mit den Medien, die ebenfalls von 
dem Ziel geprägt sein soll, Vertrauen in 
die Ernsthaftigkeit, Kompetenz, Fairness 
und Ehrlichkeit der kommunizierenden 
Behörden zu festigen. Wird in den Medi-
en Misstrauen gegenüber den Behörden 
geschürt, so verschärft sich die Krise. Ver-
trauen muss also bereits vorhanden sein, 
bevor eine Krise öffentlich wird.

Dies ist in Fragen der Energiewende 
nicht einfach zu bewerkstelligen. Die Chan-
cen und Risiken abzuschätzen, ist erstens 
hochkomplex hinsichtlich der zugrunde 
liegenden wissenschaftlichen Zusammen-
hänge. Zweitens ist die Datenbasis, die zur 
Erstellung von kausalanalytischen Ursa-
che-Wirkungs-Ketten führt, unsicher oder 
es besteht Ungewissheit über Interdepen-
denzeffekte.106 Drittens berühren Vorha-
ben im Rahmen der Energiewende nicht 
nur technische oder naturwissenschaftli-
che Problemfelder, sondern werfen auch 
moralisch-ethische Fragestellungen auf.107 

106	 Scheer et al. 2014, S. 27ff.
107	 Buchholz et al. 2014.
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Alle Kommunikationsversuche blei-
ben aber dann vergeblich, wenn die Bot-
schaft die angesprochenen Klienten nicht 
erreicht oder diese durch die Pluralität von 
Meinungen und Urteilen eher verwirrt als 
gut informiert sind. Dieser Fall ist leider 
typisch für die moderne Informationsge-
sellschaft.108 Eine weitere Erhöhung der 
Papierflut oder die Vervielfachung von 
öffentlichen Veranstaltungen wird dieses 
Problem nicht lösen. In diesem Punkt gibt 
es zwei Strategien, die einen möglichen 
Ausweg aus dieser schwierigen Situation 
zeigen:

•	 Einbindung personaler Netz
werke: In jeder Kommune und in 
den meisten Regionen gibt es eine 
Reihe von sozialen Netzwerken, die 
einen regen Informationsaustausch 
pflegen. Solche Netzwerke können re-
ligiöse Gemeinden, Vereine, Nachbar-
schaftsgruppen oder Freizeitgruppen 
sein. Wenn es einem gelingt, diese 
Netzwerke aktiv in die Kommunikati-
onsarbeit einzubinden, ist eine inten-
sive Kommunikation zumindest in-
nerhalb des Netzwerks zu erwarten.109

•	 Engagement durch Partizipation: 
Aus der kommunalen Feldforschung 
ist bekannt, dass soziale Lernprozes-
se selten in Situationen entstehen, in 
denen es nur Informanten und Zu-
hörer gibt. Selbst die Möglichkeit der 
Diskussion reicht nicht aus, um beim 
Teilnehmer Lernprozesse auszulö-
sen. In der Regel werden nur die Ar-
gumente aufgegriffen, die die eigene 
Einstellung unterstützen. Verändert 
man aber die Rahmenbedingungen 
und gibt den Teilnehmern in solchen 
Foren die Gelegenheit der eigenen Ge-
staltung (etwa in Form der Mithilfe an 
Planungen und Standortfestlegungen 
oder durch neue Betreibermodelle 
mit Eigentumsrechten an die Anwoh-
ner, durch gemeinsame Investitionen 

108	 Siegrist et al. 2000.
109	 Zimmermann 1987.

in Effizienz sowie durch gemeinsame 
Initiierung und Unterstützung von so-
zialen Innovationen), ist die Blockade 
meist aufgehoben und intensive Lern-
prozesse sind die Folge.110 Partizipati-
on bedeutet nicht nur mehr demokra-
tische Mitwirkung, sondern auch die 
Erhöhung des eigenen Engagements. 
Damit dies wirksam wird, muss aber 
sichergestellt sein, dass tatsächlich 
Gestaltungsspielräume existieren.

Auch wenn man all diese kommunika-
tiven Maßnahmen wortgetreu umsetzt, 
wird es niemals gelingen, alle potenziellen 
Leittragenden eines Planungsvorhabens 
sachgemäß zu informieren oder sogar 
aktiv in die Planungen einzubinden. Den-
noch lässt sich, wie die Erfahrungen mit 
dem Responsible-Care-Programm in den 
Vereinigten Staaten von Amerika zeigen, 
eine relativ hohe Beteiligung der wich-
tigsten Personen und Gruppierungen in 
einem regional begrenzten Raum errei-
chen.111

5.5	 Kommunikation auf die Phasen 
der Energiewende abgestimmt

Will man mit kommunikativen Maßnah-
men positiv auf Vertrauensbildung und 
Dialogbereitschaft einwirken, ist es sinn-
voll, die Kommunikationsmaßnahmen 
an die jeweils anstehenden Phasen in der 
Umsetzung der Energiewende auszurich-
ten. Dabei sind vier Phasen von besonde-
rer Bedeutung:112

In der ersten Phase geht es vor 
allem darum, die Gesamtstrategie der 
Energiewende und deren Implikationen 
auf lokaler, regionaler, nationaler und eu-
ropäischer Ebene zu verdeutlichen. Der 
Zweck dieser ersten Phase besteht darin, 
die innere Konsistenz der Maßnahmen 

110	 Renn/Kastenholz 1998.
111	 Zöller 2004.
112	 Renn/Dreyer 2013; Popp 2013, S. 288ff.
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zur Energiewende allen Betroffenen und 
Interessierten plausibel darzulegen. Dabei 
geht es um eine übergeordnete Einsicht in 
die Notwendigkeit auch von zum Teil un-
populären Infrastrukturmaßnahmen. Die 
Zustimmung zur Energiewende ist in der 
Bevölkerung vorhanden. Man kann also 
Vertrauen in diese grundlegende Akzep-
tanz der Gesamtstrategie voraussetzen, 
aber nicht unbedingt eine Einsicht in die 
damit verbundenen Maßnahmen. Hier 
gilt es also, Ziele und Umsetzungsstrate-
gien nachvollziehbar zu verbinden.

In der zweiten Phase geht es da
rum, den Nutzen für einen selbst und für 
die Allgemeinheit herauszustellen und 
die generelle Akzeptabilität der mit den 
Maßnahmen verbundenen Risiken und 
Nebenwirkungen zu verdeutlichen. Ein 
wesentliches Kennzeichen ist dabei, dass 
die auftretenden Belastungen als fair ver-
teilt angesehen werden beziehungsweise 
einem die eigene wichtige Rolle bewusst 
wird (zum Beispiel als Investor in dezen-
trale Anlagen, Abnehmer von Öko-Strom 
oder Effizienzdienstleistungen, Umset-
zer von Elektro-Mobilität). Die heutige 
Diskussion um Energiearmut und Ener-
gieprivilegien zeugt von einer besonderen 
Sensibilität gegenüber Verteilungswir-
kungen (siehe das Kapitel „Sozialräum-
liche Perspektiven der Energiewende auf 
lokaler Ebene“ in dieser Analyse). Hier ist 
auch die Politik gefordert, durch entspre-
chende Gestaltung eine faire Verteilung 
von Nutzen und Lasten herbeizuführen.

In der dritten Phase des Ausbaus 
von intelligenten Netzen im Strom- und 
Wärmebereich wird besonders die Selbst-
wirksamkeit angesprochen. Wenn Men-
schen den Eindruck haben, dass sie die 
Souveränität über ihr eigenes Energie-
verhalten einbüßen, ist mit Akzeptanz-
verweigerung zu rechnen. Jegliche intel-
ligente Steuerung muss immer die volle 
Souveränität des Subjekts über die eigene 
Lebenswelt gewährleisten. Dies ist auch 
dann von besonderer Bedeutung, wenn 

mögliche Sicherheitsrisiken im Bereich 
der informationstechnologischen Steue-
rung angesprochen sind.

In der vierten Phase geht es um die 
konkreten Erfahrungen der Bevölkerung 
vor Ort. Die erfolgreiche Umsetzung von 
baulichen Maßnahmen, die langfristige 
Akzeptanz und das Vertrauen in Entschei-
dungsträger hängen nicht zuletzt davon 
ab, wie gut es gelingt, Betroffene vor Ort 
frühzeitig in den Dialog einzubinden.

Es ist sinnvoll, die Kommunikation 
für diese vier Phasen ein Stück weit paral-
lel voranzutreiben, sie aber gezielt in den 
Phasen einzusetzen, in denen die entspre-
chenden Umsetzungen der Energiewen-
de stattfinden. Dabei hilft es, wenn man 
die grundlegenden Botschaften in einen 
narrativen Bezug einbringt, der für die je-
weiligen Adressaten einsichtig und wün-
schenswert erscheint. Erst wenn jemand 
die geplanten Veränderungen als Teil ei-
ner nachvollziehbaren Geschichte, mög-
lichst sogar als neues Element der eigenen 
Geschichte, nachvollziehen kann, ist mit 
einer positiven Übernahme zu rechnen.

Allerdings ist die Wirksamkeit von 
Kommunikation zur Beeinflussung der 
Akzeptanz begrenzt. Das gilt vor allem, 
wenn es um Vorhaben geht, die Belas-
tungen für die Anwohner mit sich brin-
gen und bei denen der Allgemeinnutzen 
gesellschaftlich umstritten ist. Hier ist es 
nahezu unmöglich, allein durch Informa-
tion und Kommunikation – auch wenn sie 
in Form eines Dialogs angeboten werden 
– eine Veränderung der Akzeptanz zu er-
reichen. Hinzu kommt, dass großflächi-
ge Veränderungen eher als Fremdkörper 
und weniger als Bereicherung des örtli-
chen Umfeldes angesehen werden. Hier 
hat der Kommunikator schlechte Karten.

Insofern ist es schon aufgrund der 
mangelnden Effektivität von Kommuni-
kation angebracht, den betroffenen Men-
schen größere Beteiligungschancen ein-
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zuräumen, sodass sie selbst anhand von 
unterschiedlichen Varianten entscheiden 
können, in welchem Maße sie den ge-
planten Vorhaben oder Infrastruktur-
maßnahmen zustimmen. Die Perspektive 
der Beteiligung verändert den politischen 
Entscheidungsprozess. Kommunikation 
ist darauf ausgerichtet, den betroffenen 
Menschen eine einmal legal gefällte Ent-
scheidung zugunsten einer bestimmten 
Option nahezubringen in der Hoffnung, 
dass sie diese Sicht anerkennen oder zu-
mindest tolerieren. Dagegen geht die Per-
spektive der Beteiligung von offenen Wil-
lensbildungsprozessen aus und überlässt 
es innerhalb der gesetzlichen Grenzen den 
in den Prozess einbezogenen Bürgerinnen 
und Bürgern, auf der Basis der eigenen 
Vorstellungen und Bewertungen neue 
Optionen zu schaffen und bestehende zu 
bewerten. In dem Moment, wo Entschei-
dungsbetroffene zu Entscheidungsträgern 
werden, wird Identität bereits durch das 
Verfahren geschaffen.

5.6	 Ausblick

Der Erfolg der Chancen- und Risikokom-
munikation in der Energiepolitik beruht 
einerseits auf einer offenen und dialogori-
entierten Kommunikationspolitik, ande-
rerseits auf einer Kongruenz zwischen Er-
wartungen der betroffenen Bürgerschaft 
und den erlebten Leistungen der entspre-
chenden Institutionen. Beide Vorausset-
zungen sind in einer modernen pluralen 
Mediengesellschaft schwer zu erzielen. 
Zum einen konkurrieren immer mehrere 
Sender um die Aufmerksamkeit des Pu-
blikums. Experten wie Politiker sind in 
einem Dauerstreit um die Chancen und 
Risiken von Planungsvorhaben eingebun-
den. Zum anderen sind die Leistungen 
von Entscheidungsträgern und Genehmi-
gungsbehörden fortwährend dem Dauer-
feuer der Kritik ausgesetzt, weil Komple-
xität und Mehrdeutigkeit der Datenlage 
sowie Pluralität der Werte und Präferen-
zen eine eindeutige Bewertung und Ab-

wägung nicht zulassen.113 Eine faire Bilanz 
der institutionellen Leistungsfähigkeit ist 
unter diesen Umständen schwer zu erstel-
len. Spekulationen und strategisch moti-
vierte Öffentlichkeitskampagnen bestim-
men daher das Image, das Institutionen 
umgibt, die neue Energie- und Infrastruk-
turanlagen genehmigen oder kontrollie-
ren müssen. Um die Voraussetzungen 
für eine glaubwürdige Informationspoli-
tik wieder herzustellen, erscheinen drei 
grundsätzliche gesellschaftliche Forde-
rungen gerechtfertigt:114

1.	 Gerade weil das Folgewissen von 
Energie- und Technikentscheidungen 
eine ganze Bandbreite von legitimen 
Wahrheitsansprüchen umfasst, ist es 
notwendig, so eindeutig wie möglich 
die Grenzen der Bandbreite legitimen 
Wissens zu bestimmen. Von daher ist 
es auch notwendig, die Kommunika-
tion auf der ersten Ebene des tech-
nisch-wissenschaftlichen Systemwis-
sens zu führen, ohne dabei die beiden 
anderen Ebenen des psychologischen 
Erfahrungswissens und der gesell-
schaftlichen Optionenbewertung zu 
vernachlässigen.

2.	 Expertenabschätzung von Chancen 
und Risiken und Laienwahrnehmung 
sind eher als Ergänzung denn als Kon-
kurrenz zu sehen. Bei allen Diskur-
sen über Zumutbarkeit von Risiken 
wollen die Vertreter der Öffentlich-
keit die eigenen Vorurteile über die 
vermuteten Nebenfolgen als Maßstab 
kollektiver Energiepolitik einklagen. 
Im Gegenteil: Dialoge beginnen meist 
mit der Frage: Wie hoch ist das Risiko 
für mich und andere? Was sagen die 
Experten hierzu? Wenn diese Fragen 
einmal beantwortet sind, verbleibt das 
politische Problem, Chancen und Ri-
siken gegenseitig abzuwägen und zu 
einer den Werten der Menschen ange-
messenen Bewertung zu kommen. 

113	 Scheer et al. 2013, S. 29.
114	 Renn 2008, S. 65.
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3.	 Entscheidungen über die Zumutbar-
keit von Folgen und Nebenfolgen be-
ruhen letztlich immer auf einer sub-
jektiven Abwägung von System- und 
Orientierungswissen. Erst die diskur-
sive Auseinandersetzung mit diesen 
beiden Wissenselementen ermöglicht 
eine kompetente und faire Entschei-
dung. Ein Diskurs, der diesen Na-
men verdient, braucht Offenheit des 
Ergebnisses, ein klares Mandat, ein 
Begründungszwang für Wissensele-
mente und ethische Normen. In ei-
nem solchen Dialogprozess stellt sich 
Glaubwürdigkeit quasi als Neben-
produkt ein. Wenn die Teilnehmer 
einmal erfahren haben, wie Vertreter 
von Institutionen die Anliegen der 
beteiligten Bürger und Bürgerinnen 
aufgreifen und nach gemeinsamen 
Lösungen ringen, bedarf es gar kei-
ner zusätzlichen vertrauensbildenden 
Public-Relations-Maßnahmen mehr. 
Wird diese Erfahrung aber nicht ge-
macht, dann nutzen auch die besten 
vertrauensbildenden Maßnahmen 
wenig, um mangelnde institutionel-
le Offenheit und Leistungsfähigkeit 
zu überkitten. Vertrauenswürdigkeit 
lässt sich nicht „herstellen“, sondern 
bestenfalls „verdienen“.
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6.	 Partizipation im Kontext der Energiewende

schiedliche Akteursgruppen in die Gestal-
tung der Energiewende frühzeitig einzu-
beziehen. Denn die Gewährleistung einer 
nachhaltigen und damit sowohl stabilen 
als auch bezahlbaren Versorgung der Bür-
gerinnen und Bürger mit Energie gehört 
zu den existenziellen Leistungen einer 
Gesamtgesellschaft. Um diese Leistung 
erbringen zu können, ist der Dialog zwi-
schen Entscheidungsträgern, Experten 
und der Bevölkerung von herausragender 
Bedeutung.

Im Zuge der Energiewende wird es 
in der Gesellschaft eine Neuausrichtung 
mit Blick auf die individuelle Verantwor-
tung geben müssen. Denn die Energie-
wende vollzieht sich nicht nur in Form des 
Netzausbaus für erneuerbare Energien, 
sondern gerade auch im Alltag von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern (siehe 
hierzu auch Kapitel 2 in dieser Analyse). 
Hierbei treten Aspekte in den Vorder-
grund, die zum einen Veränderungen bei 
alltäglichen Routinen, zum anderen aber 
auch einer Aufgeschlossenheit gegenüber 
Erneuerungen und Innovationen bedür-
fen. Dies kann jedoch nicht vorausgesetzt 
werden, vielmehr müssen Bürgerinnen 
und Bürger die Einsicht in die Notwen-
digkeit der geforderten Verhaltensanpas-
sungen erhalten und auch mit entspre-
chenden Informationen versorgt sein, 
um Alternativen kompetent abwägen und 
beurteilen sowie die Energiewende aktiv 
mitgestalten zu können.

Gegenwärtig wird die Energiewen-
de zwar von einer großen Mehrheit in 
der Bevölkerung befürwortet,115 geht es 

115	 TNS Emnid 2013.

Die Energiewende ist ein Vorhaben, das 
für ein Gelingen die Anwendung zu-
kunftsweisender partizipativer Elemente 
erfordert. In einer Demokratie, die ge-
tragen wird von interessierten und ver-
antwortungsbewussten Bürgerinnen und 
Bürgern, die sich in die Gestaltung „ihres 
Energiesystems“ einbringen wollen, sind 
Rahmenbedingungen gefragt, die die In-
tegration unterschiedlicher Interessen 
und Wissensformen ermöglichen und 
damit auch zu langfristig tragfähigen Ent-
scheidungen mit einer breiten Akzeptanz 
in der Bevölkerung beitragen.

Der innovative Charakter der 
Energiewende bezieht sich auf die Frage, 
wie Unsicherheiten, Risiken und stritti-
ge Argumente in den Gesamtprozess zur 
Ausgestaltung der Energiewende so ein-
gebunden werden können, dass zum ei-
nen genügend Flexibilität bleibt, um auf 
unvorhergesehene Ereignisse reagieren 
und Werte und Interessen verschiedener 
Akteure berücksichtigen zu können, zum 
anderen aber auch eine gewisse Stabilität 
gewährleistet wird, um Planungssicher-
heit möglichst weitgehend zu garantie-
ren.

Darüber hinaus hängt der Erfolg 
der Energiewende davon ab, wie gut es 
gelingt, den Aushandlungsprozess inner-
halb der Gesellschaft effektiv, effizient 
und sozial gerecht (fair) zu gestalten. Die 
Energiewende ist in ihrer Umsetzung ein-
zigartig. Es kann nicht auf bereits vorhan-
dene Erfahrungswerte zurückgegriffen 
werden. Umso wichtiger ist es, die mit 
der Energiewende verbundenen Proble-
me gegenüber der Bevölkerung klar und 
nachvollziehbar zu benennen und unter-
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allerdings um Fragen der konkreten Um-
setzung der Energiewende vor Ort, sehen 
sich Entscheidungsträger, Unternehmen 
und Investoren zunehmend einer schwin-
denden Akzeptanz, wenn nicht sogar 
heftigen Protesten ausgesetzt. Bürgerin-
nen und Bürger, die sich gegen konkrete 
Baumaßnahmen, wie zum Beispiel den 
Ausbau des Stromnetzes im direkten Le-
bensumfeld, positionieren, treten jedoch 
gleichzeitig für etwas ein, nämlich zum 
Beispiel für das Recht auf eine angemes-
sene Lebensqualität, den Erhalt des Öko-
systems, Transparenz und die Umsetzung 
des Vorhabens unter Berücksichtigung 
der gegebenen örtlichen Rahmenbedin-
gungen. Sie erhoffen sich von den Ent-
scheidungsträgern ein entsprechendes 
Gehör. Dabei sind Proteste gegen Infra-
strukturprojekte nicht neu.116

Neu sind jedoch die Vehemenz 
und die Selbstverständlichkeit, mit der 
sich Bürgerinnen und Bürger in Pla-
nungs- und Entscheidungsfindungspro-
zesse einfordern.117 Laut einer Umfrage 
der Bertelsmann Stiftung wünschen sich 
dreiviertel der Bürgerinnen und Bürger 
mehr Möglichkeiten zur Mitwirkung und 
möchten über wichtige Fragen selbst ent-
scheiden. Direktdemokratische und deli-
berative Instrumente der Mitsprache und 
Mitentscheidung werden also von einem 
überwiegenden Teil der deutschen Be-
völkerung eingefordert.118 Derartige Mit-
sprache und Entscheidungsprozesse zu 
gestalten, erfordert jedoch auch ein hohes 
Maß an Dialogbereitschaft bei allen Be-
teiligten, sowie die Fähigkeit, Entschei-
dungen für eine Option und damit gleich-
zeitig gegen eine andere Option treffen zu 
können. 

116	 Kasperson et al. 1988.
117	 Becker 2011; Walter et al. 2013.
118	 Bertelsmann Stiftung 2014.

6.1	 Grundlegende Anforderungen 
an Beteiligungsprozesse

Transparenz, Nachvollziehbarkeit und 
Vertrauen sind in diesem Prozess zentrale 
Schlüsselbegriffe, deren Realisierung in 
der Umsetzung oft Schwierigkeiten berei-
tet. Auch hier bedarf es der Bereitschaft 
aller Beteiligten, neue Wege zu gehen, 
auch Rückschritte als Teil des Gesamtpro-
zesses zu begreifen und das große Ziel der 
Energiewende, nämlich eine weitgehende 
Energieversorgung aus nachhaltigen Res-
sourcen, nicht aus den Augen zu verlieren. 

Will man in einen konstruktiven 
Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern 
treten, so ist es in einem ersten Schritt 
wichtig, die Gründe für Proteste und Un-
mut bei der Planung und Umsetzung der 
Energiewende zu erörtern. Diese können 
beispielsweise sein:

1.	 Verletzung des Fairnessprinzips: 
In einer zunehmend dichteren Besie-
delung und Vernetzung sind Risiken 
und Nutzen von Planungsvorhaben 
nicht gleich verteilt.119 In der Regel 
fällt der Nutzen bei einer anonymen 
Menge an Akteuren an, während 
überwiegend die Standortbevölke-
rung der technischen Anlagen das 
Risiko trägt. Dies wiederum führt zu 
einer wahrgenommenen Verletzung 
des Fairnessprinzips.120 Konflikte, die 
hieraus resultieren, werden vielfach 
mit den NIMBY-121 und LULU(Locally 
Unwanted Land Use)-Syndromen 
beschrieben.122 NIMBYs und LULUs 
wollen zwar gerne die Vorteile moder-
ner Technologien nutzen, im eigenen 
Umfeld aber keine Nachteile in Kauf 
nehmen. Mit zunehmender zeitlicher 
und räumlicher Nähe eines Projekts, 
das für die Standortbevölkerung mit 

119	 Renn/Gallego Carrera 2010.
120	 Renn 2011-2; Gabriel/Völkl 2004.
121	 Rabe et al. 1994.
122	 Allen 1998, S. 297.
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Nachteilen behaftet sein könnte, 
steigt somit die Wahrscheinlichkeit 
für Konflikte.

2.	 Das Expertendilemma:123 Die Not-
wendigkeit der jeweiligen Planungs-
ziele und -inhalte ist häufig auch un-
ter Fachleuten umstritten – erst recht 
bei unerprobten Projekten wie der 
Energiewende. In der öffentlichen 
Auseinandersetzung um das Für und 
Wider bestimmter Bauvorhaben lässt 
sich daher so gut wie jede Position 
durch den Rückgriff auf irgendeinen 
Experten begründen. Unterschiedli-
che Bewertungen der faktischen Aus-
gangslage, gepaart mit divergieren-
den Handlungsempfehlungen, führen 
dazu, dass die Wissenschaft nicht mit 
einer Stimme spricht. Durch diese 
unterschiedlichen Expertenurteile 
herrscht in der Bevölkerung jedoch 
Verwirrung vor. Wem soll geglaubt 
werden und wem nicht? Wie hoch ist 
beispielsweise die Gefahr einer Beein-
trächtigung von Flora und Fauna in 
der Gemeinde, wenn der Netzausbau 
vonstattengeht? Was und wem nützt 
es, wenn der Strom aus Windkraft 
vom Norden in den Süden fließt, wo 
dieser dort doch auch mit lokalen 
Energieträgern erzeugt werden könn-
te? Eine eindeutige Antwort bietet die 
Wissenschaft nicht. Die Wissenschaft 
büßt somit ihre Orientierungsfunk-
tion für die Bevölkerung ein. Dieser 
bleibt daher vielfach nur der Rückzug 
in das eigene Wertesystem mit sei-
ner eher willkürlichen Verteilung von 
Vertrauen und Misstrauen an unter-
schiedliche Experten. 

3.	 Kluft in der Wahrnehmung von 
Risiken: Während die Fachwelt Ri-
siken vielfach quantitativ abbildet, 
also eine mathematische Funktion 
aus „Schadenseintritt und Schaden-
sausmaß“ erstellt, spielen bei der 
Beurteilung von Risiken durch die 
Bevölkerung sogenannte „qualitative 

123	 Nennen/Garbe 1996.

Risikomerkmale“ eine wichtige Rol-
le.124 In psychologischen Untersu-
chungen kommt man zu dem Schluss, 
dass zum Beispiel Aspekte, wie die 
Vertrautheit mit einem Risiko, die 
wahrgenommene Kontrollierbarkeit 
sowie die Freiwilligkeit, mit der ein 
Risiko eingegangen wird, die Wahr-
nehmung von Risiken in der Bevöl-
kerung beeinflussen.125 Aus dieser 
Perspektive heraus scheint es ver-
ständlich, dass Risiken, die der Be-
völkerung ohne jegliches Mitspra-
cherecht zugemutet werden, primär 
abgelehnt werden.

4.	 „Mitspracherecht“: Ein weiterer 
Grund für Konflikte und Proteste 
fußt auf der Art der Beschlussfin-
dung: Der klassisch legitimierte 
„Top-Down-Ansatz“, das heißt, dass 
Entscheidungen durch politisch le-
gitimierte Volksvertreter getroffen 
werden, wird zusehends hinter-
fragt.126 Die Bürgerinnen und Bürger 
verwehren sich hierbei nicht prinzi-
piell den demokratischen Strukturen 
an sich, sondern fordern zusätzlich 
eine Berücksichtigung ihrer eigenen 
Werte und Interessen im Entschei-
dungsfindungsprozess ein. Denn für 
die Bevölkerung ist der Prozess der 
Entscheidungsfindung mindestens 
ebenso bedeutend wie die Entschei-
dung selbst – insbesondere dann, 
wenn die persönliche Lebenswelt be-
troffen ist.

Diese vier Punkte zeigen deutlich, dass die 
Einbindung der Bürgerinnen und Bürger 
in ein konstruktives Verfahren der Betei-
ligung an Planungen und Standortbestim-
mungen für eine erfolgreiche Umsetzung 
der Energiewende vonnöten ist. Bürgerin-
nen und Bürger können die Energiewende 
jedoch nur dann als gesamtgesellschaftli-
chen Transformationsprozess wahrneh-

124	 Kasperson et al. 1988.
125	 Slovic 1987; 1992.
126	 Schetula/Gallego Carrera 2012.
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men, wenn eine frühzeitige Berücksichti-
gung unterschiedlicher Werte, Interessen 
und Präferenzen der verschiedenen Be-
völkerungsgruppen gewährleistet ist. Dies 
impliziert die gemeinsame Problemdefi-
nition und -analyse sowie die gemeinsame 
Bewertung von Handlungsoptionen und 
schließlich der Entschlussfindung. Um 
eine derartig umfassende Beteiligung zu 
ermöglichen, bedarf es deliberativer und 
transparenter Verfahren, sogenannter 
Bürgerbeteiligungsverfahren. Als Bürger-
beteiligungsverfahren sind an dieser Stel-
le intensive wechselseitige, regelgeleitete 
kommunikative Prozesse zu verstehen, in 
denen Personen durch die Eingabe von 
Wissen, Präferenzen, Bewertungen und 
Empfehlungen auf die kollektiv wirksame 
Entscheidungsfindung direkten oder in-
direkten Einfluss nehmen.127 Bürgerinnen 
und Bürger stehen somit in der Pflicht, 
ihre Verantwortung an der Gestaltung 
der Lebenswelt und ihre Interessen aktiv 
wahrzunehmen und sich konstruktiv zu 
engagieren, um an staatlichen Entschei-
dungsprozessen mitzuwirken. Der Staat 
wiederum ist in der Pflicht, Unterstüt-
zungsstrukturen bereitzustellen, die die-
ses Engagement ermöglichen. 

Eine angemessene Bürgerbetei-
ligung bedingt immer eine Zwei-Wege-
Kommunikation, die den Bürgerinnen und 
Bürgern grundlegend die Mündigkeit128 
zu einer ausgewogenen und begründeten 
Urteilsfindung zuspricht. Aktive Teilha-
be an der Kommunikation, Gestaltung 
und Bewertung von Entscheidungen sind 
wesentliche Bestandteile einer Zwei-
Wege-Kommunikation. Das Ziel dieser 
Kommunikationsform ist es, mittels einer 
gemeinsamen, alle Perspektiven umfassen-
den Problemidentifikation sowie gegensei-
tiger Lernbereitschaft Vertrauen zwischen 

127	 Renn 2011-2.
128	 Unter dem Begriff „Mündigkeit“ soll an dieser Stelle in 

Anlehnung an Renn et al. 2005 die Fähigkeit bezeich-
net werden, auf Basis der Kenntnis faktisch nachweis-
barer Konsequenzen von Ereignissen eine persönliche 
Beurteilung der Ereignisse sowie ihrer Konsequenzen 
vornehmen zu können (vgl. Renn et al. 2005, S. 11).

den einzelnen Akteuren aufzubauen und 
somit die Grundlage für eine allgemein 
akzeptierte Entscheidungsfindung zu le-
gen.129 Akteure, die sich für eine Zwei-
Wege-Kommunikation entscheiden, legen 
sich somit auch für bestimmte Formen der 
Beteiligung fest. Denn eine Zwei-Wege-
Kommunikation setzt immer Akteure vo-
raus, die einen Sachverhalt regelgeleitet 
und möglichst diskursiv erörtern.

6.2	 Funktionen von Beteiligung

In jüngster Zeit hat es viele Bestrebungen 
gegeben, Beteiligungsverfahren mit gro-
ßer Medienresonanz öffentlich zu insze-
nieren. Dabei werden auch gerne Dialoge 
im Internet oder in Chatrooms geführt, 
die mit großen Teilnehmerzahlen locken 
und eine Vielzahl von Mitwirkungsoptio-
nen bieten. Im Endeffekt werden die Ein-
gaben und Kommentare der Bürgerinnen 
und Bürger aber bestenfalls zusammenge-
fasst und kategorisiert, aber ein messba-
rer Einfluss auf die Politikgestaltung lässt 
sich nicht feststellen. Oft gibt es auch gar 
keine Adressaten, an die Empfehlungen 
oder Anforderungen weitergeleitet wer-
den könnten. Die Resultate fallen in das 
sprichwörtliche schwarze Loch, aus dem 
sie auch nicht wieder herausgeholt werden 
können. Solche Inszenierungen, so tech-
nisch raffiniert sie auch gestaltet sein mö-
gen, untergraben auf Dauer das Vertrauen 
in politische Beteiligungsprozesse, weil sie 
praktisch keine Wirkung zeigen. 

Damit Beteiligung wirklich gelin-
gen kann, muss es klare Adressaten geben 
(das können Unternehmen, Planungs-
behörden, politische Gremien oder auch 
Verbände und Institutionen sein) und 
eine klare Absprache vorab, was mit den 
Resultaten in Form von Empfehlungen 
oder Vorschlägen geschehen soll. Dabei 
geht es nicht, wie manchmal befürchtet, 
um ein imperatives Mandat der beteilig-

129	 Gallego Carrera 2013-1; 2013-2.
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ten Bürgerinnen und Bürger. Das ist in 
Deutschland rechtlich nicht möglich. Alle 
Beteiligungsformen, die nicht auf Insze-
nierung, sondern auf eine Mitwirkung am 
politischen Entscheidungsprozess abzie-
len, können vielmehr grob nach zwei Ziel-
funktionen unterschieden werden:130

•	 Konsultation: Dies ist ein Überbe-
griff für die Beteiligung von Grup-
pen, Behörden und Bürgerinnen und 
Bürgern an Entscheidungsprozessen 
jeglicher Art. Die Konsultation um-
fasst das Angebot der Stellungnahme 
in Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Die Kommunikation zwischen 
Entscheidungsträgern und Bürgerin-
nen und Bürger erfolgt wechselsei-
tig. Eingesetzte Methoden sind zum 
Beispiel Stellungnahmen, schriftliche 
und mündliche Befragungen sowie 
Bürgerversammlungen.

•	 Kooperation: Hier besteht die Mög-
lichkeit, an Planungs- und Entschei-
dungsprozessen aktiv mitzuwirken 
oder mitzuentscheiden. Der Grad der 
Einflussnahme kann unterschiedlich 
hoch sein und bis zur gemeinsamen 
Entscheidungsfindung reichen. Die 
Kommunikation zwischen den invol-
vierten Personen ist intensiv. Einge-
setzte Methoden sind zum Beispiel 
Runde Tische und Mediationsverfah-
ren.

6.3	 Gründe für mehr Beteiligung

Es gibt viele Gründe, die bei komplexen 
Planungsentscheidungen, wie sie auch 
für die Umsetzung der Energiewende 
vonnöten sind, für eine stärkere Einbin-
dung der Bürgerinnen und Bürger in die 
Entscheidungsfindung sprechen. Eini-
ge dieser Gründe werden nachstehend 
aufgeführt:131

130	 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung 2012; Nanz/Fritsche 2012.

131	 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung 2012.

Durch eine frühzeitige Bereitstel-
lung von Informationen können poten-
ziell betroffene Bürgerinnen und Bürger 
ihre Belange zu einem frühen Zeitpunkt 
geltend machen, sodass Konflikte bereits 
im Vorfeld des förmlichen Verfahrens ge-
löst werden können.

Gerichtliche Auseinandersetzun-
gen können durch das frühzeitige Erken-
nen von Konflikten und entsprechenden 
Plananpassungen vermieden werden, 
wodurch Verfahrensverzögerungen durch 
nachträglich erforderliche Änderungen 
reduziert werden. 

Durch Einbezug von örtlich be-
troffenen Bevölkerungsteilen kann die 
Wissensbasis zur Entscheidungsfindung 
erweitert werden. Neben dem systemati-
schen Wissen der Experten und dem Pro-
zesswissen der Entscheidungsträger kann 
für viele Entscheidungsprobleme auch das 
Erfahrungswissen der betroffenen Bevöl-
kerung von besonderer Bedeutung sein. 
Dies ist vor allem dann zu erwarten, wenn 
die Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge 
in der Realität stark streuen oder die Wir-
kungen von den Entscheidungen der be-
troffenen Bevölkerung mit abhängen.

Weiterhin vermittelt Bürgerbe-
teiligung den jeweiligen Entscheidungs-
trägern wichtige Informationen über die 
Verteilung der Präferenzen und Werte der 
Bürgerinnen und Bürger. Da Entschei-
dungen auf Folgewissen und Urteilen über 
die Wünschbarkeit der zu erwartenden 
Folgen beruhen, ist es für Entscheidungs-
träger häufig unverzichtbar, die Wahr-
nehmung der Wünschbarkeit der Folgen 
explizit zu erheben und mit als Grundlage 
für die eigene Entscheidung zu nehmen. 

Bürgerbeteiligung vermag auf der 
Basis von Begründungen, kollektive Ent-
scheidungen auf eine normative, das heißt 
regelgeleitete Grundlage zu stellen. Ziel 
eines solchen Beteiligungsverfahrens ist 
die diskursive Austragung von begründe-
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ten Standpunkten unter den Rahmenbe-
dingungen einer strikt auf Logik und kon-
sistenter Ableitung beruhenden Prüfung 
der jeweils vorgebrachten Argumente. 

Bürgerbeteiligung kann als ein 
Element der Gestaltung der eigenen Le-
benswelt betrachtet werden. In dieser 
Funktion wird den betroffenen Menschen 
die Möglichkeit gegeben, in Form von 
Selbstverpflichtungen oder von Verant-
wortungszuschreibungen Veränderungen 
in ihrer eigenen Lebenswelt herbeizufüh-
ren. Die Nutzungsinteressen und Bedürf-
nislagen der Betroffenen können nur von 
diesen selbst formuliert werden.

Eine aktive Beteiligung der Bürgerin-
nen und Bürger an öffentlichen Planungen 
ist jedoch nicht bedingungslos zu haben. 
Sie setzt zweierlei voraus: eine Legitima-
tion durch das Verfahren und eine offene, 
transparente Auseinandersetzung mit den 
betroffenen Bevölkerungsgruppen. Ein of-
fener Dialog darf sich hierbei nicht auf die 
Information der Betroffenen beschränken, 
sondern auch Mitwirkungsrechte der Be-
troffenen an der Entscheidungsfindung ein-
schließen. Ohne eine solche Rückkopplung 
wird jeder Dialog letztlich scheitern. Mit-
wirkung ist also eine notwendige Bedingung 
für einen erfolgreichen Dialog.132

6.4	 Bedingungen für eine gelingende 
Beteiligung

Soll nun eine konkrete Ausgestaltung von 
Beteiligungsverfahren erfolgen, so be-
darf es weiterer Eckpunkte, die berück-
sichtigt werden sollten. Nachstehend 
werden beispielhaft einige dieser Punkte 
aufgegriffen:133

Fairness: Die an einem Beteili-
gungsverfahren teilnehmenden Personen 

132	 Renn 2011-2.
133	 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-

wicklung 2012, S. 6ff.

sollten nach fairen, nachvollziehbaren Ge-
sichtspunkten frühzeitig ausgewählt wer-
den und innerhalb des Verfahrens gleiche 
Rechte und Pflichten beanspruchen kön-
nen. Die Teilnehmer und Teilnehmerin-
nen sollten sich der Verantwortlichkeit 
ihrer Funktion bewusst sein.

Kompetenz: Der jeweils notwen-
dige Sachverstand zur Beurteilung von 
Folgen und Nebenfolgen von Entschei-
dungsoptionen muss den Teilnehmern 
und Teilnehmerinnen zugänglich ge-
macht werden. Gemeinsam getragene Re-
geln der Gesprächsführung und der Ent-
scheidungsfindung werden innerhalb des 
Beteiligungsverfahrens vereinbart und 
durchgesetzt. 

Legitimation: Die politisch Ver-
antwortlichen sollten den Verfahrens-
teilnehmern und -teilnehmerinnen einen 
Vertrauensvorschuss gewähren und ih-
nen im Rahmen des rechtlich Möglichen 
Handlungsspielräume eröffnen. Dies 
beinhaltet auch die verbindliche Zusi-
cherung, dass Ergebnisse von Beteili-
gungsverfahren konstruktiv wohlwollend 
geprüft und Abweichungen von den er-
zielten Ergebnissen eingehend begründet 
werden.

Effizienz: Es bedarf der Sicher-
stellung der Anschlussfähigkeit der 
Empfehlungen an den politischen Ent-
scheidungsprozess. Die Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen des Verfahrens sollten 
ein klares Mandat haben, das sie inner-
halb eines begrenzten Zeitraumes erfül-
len können. Der erwartete positive Effekt 
und der Aufwand der Beteiligung müssen 
für alle Involvierten in einem akzeptablen 
Verhältnis stehen. 

Lernbereitschaft: In Beteili-
gungsverfahren geht es um den Aus-
tausch von Argumenten nach festgelegten 
Regeln. Eine Bereitschaft für gegenseitige 
Lernprozesse sollte hierbei vorausgesetzt 
werden. 
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Ergebnisoffenheit: Das Verfah-
ren muss ergebnisoffen sein und Poten-
ziale für neue Win-win-Lösungen bieten 
oder zumindest für alle Mitwirkenden ak-
zeptable Belastungen umfassen. 

Öffentliche Resonanz: Es muss 
sichergestellt werden, dass das Verfahren 
und die Ergebnisse eine entsprechende 
Resonanz in der breiten Bevölkerung fin-
den. Sowohl das Verfahren als auch das 
Ergebnis des Verfahrens sollten transpa-
rent gemacht und in einer für alle Inter-
essierten verständlichen Form dargelegt 
werden.

Anschlussfähigkeit: Das Verfah-
ren sollte so angelegt sein, dass die Ergeb-
nisse in den politischen Entscheidungs-
prozess eingebracht und dort auch unter 
Beachtung aller rechtlichen Bestimmun-
gen umgesetzt werden können.

Werden die zuvor aufgeführten 
Prinzipien bei der Durchführung von 
Beteiligungsverfahren beachtet, so kann 
das Verfahren dazu verhelfen, dass der 
Entscheidungsfindungsprozess und das 
daraus resultierende Ergebnis von einer 
Vielzahl an Bürgerinnen und Bürgern ak-
zeptiert werden. In jedem Falle bietet ein 
derartiges Verfahren die Möglichkeit der 
Nachvollziehbarkeit von Positionen und 
damit auch der Verständigung bei unter-
schiedlichen Wissens-, Interessens- und 
Präferenzbekundungen. Ein Kompromiss 
oder gar Konsens in der Entscheidungs-
findung unter allen beteiligten Akteuren 
erscheint somit möglich.

6.5	 Politischer Handlungsbedarf

Die moderne Gesellschaft ist darauf an-
gewiesen, dass neue diskursive und kom-
munikative Formen in den Prozess der 
politischen Urteils- und Entscheidungs-
findung integriert werden. Damit dies ge-
lingen kann, sind folgende Maßnahmen 
zur Verbesserung der Beteiligungsmög-

lichkeiten und der Beteiligungschancen 
vonnöten:134

Einbezug der Interessengrup-
pen und der Öffentlichkeit bereits in 
der Zielfindungsphase: Je komplexer 
und unsicherer sich die Ausgangssituation 
darstellt, umso wichtiger ist es, einen Kon-
sens bei der Frage, was man erreichen will 
und wozu dies dienen soll, herzustellen. 
Das Postulat der frühzeitigen Beteiligung 
gilt vor allem für Planungsvorhaben, bei 
denen das geltende Recht erst Beteiligung 
vorsieht, wenn sowohl Ziel als auch die Op-
tionen, um dieses Ziel zu erreichen, festste-
hen. Mit den Richtlinien 7000 und 7001 hat 
der Verein Deutscher Ingenieure (VDI) die-
sem Anliegen bereits Rechnung getragen 
und für Betreiber von Infrastrukturanlagen 
Anleitungen zur frühzeitigen Kommunika-
tion und Bürgerbeteiligung verfasst.135

Weiter Spielraum für die Be-
teiligung: Die Festlegung, wie groß der 
Spielraum für die Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger an der Entscheidung 
ist, bestimmt weitgehend das Gelingen 
von Beteiligungsverfahren. Wenn nicht 
von Anfang an klar kommuniziert wird, 
an welchen Entscheidungen die Bürge-
rinnen und Bürger unmittelbar beteiligt 
sind, gerät auch eine frühzeitige Beteili-
gung, etwa bei der Bedarfsplanung, zur 
Alibiveranstaltung und es droht ein Ver-
trauensverlust (siehe Kapitel „Chancen- 
und Risikokommunikation“ in dieser 
Analyse). Daher muss die Empfehlung für 
die Einführung eines frühzeitigen Beteili-
gungsverfahrens mit der Festlegung eines 
möglichst breiten und gleichzeitig recht-
lich und politisch realisierbaren Entschei-
dungsspielraums sowie einer Einigung 
über den weiteren Verfahrensablauf kom-
biniert werden. Außerdem müssen diese 
Rahmenbedingungen allen Beteiligten 
transparent kommuniziert werden.

134	 Renn et al. 2013; Hilpert et al. 2011, S. 102ff.
135	 Verein Deutscher Ingenieure 2013; Verein Deutscher 

Ingenieure 2014.
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Einbezug von Interessengrup-
pen und der allgemeinen Öffent-
lichkeit durch ein strukturiertes 
Verfahren von aufeinander abge-
stimmten Verfahrensschritten: Auf-
grund der Pluralität der Gesellschaft und 
ihrer funktionalen Ausdifferenzierung ist 
es wenig erfolgversprechend, mit einem 
Beteiligungsverfahren alles „erschla-
gen“ zu wollen. Auch der oft geforderte 
Volksentscheid ist kein Allheilmittel der 
Partizipation. Er kann unter bestimmten 
Umständen (etwa bei gleich gut begründ-
baren Alternativen) am Ende einer Kette 
von vorgelagerten Beteiligungsverfah-
ren stehen. Zentral ist, dass bei politisch 
weitreichenden Entscheidungen das beste 
Sachwissen, gerechte und faire Vorschlä-
ge zur Behandlung konfligierender Inter-
essen, eine den Grundwerten angemesse-
ne Abwägung der Vor- und Nachteile und 
mehrere, den betroffenen Bürgerinnen 
und Bürgern zumutbare und akzeptable 
Lösungsvorschläge einbezogen werden. 
Aus diesem Grund müssen Verfahren der 
Wissensbereitstellung, des Interessen-
ausgleichs, der fairen und wertgerechten 
Abwägung und der Präferenzermittlung 
kombiniert werden.136 Dazu steht in der 
Fachliteratur eine Vielfalt von geeigne-
ten Formaten der Beteiligung zur Verfü-
gung.137 Die im politischen Raum so be-
liebte Anhörung ist dabei nur eine (und 
oft nicht einmal besonders effektive) 
Form der Beteiligung.

Vorrang der Transparenz vor 
Vertraulichkeit und Abgeschlos-
senheit: Je komplexer die Beteiligungs
struktur, desto verwirrender ist der Ent-
scheidungsprozess für diejenigen, die 
nicht direkt an dem Verfahren beteiligt 
sind. Ein Höchstmaß an Transparenz 
wäre erreicht, wenn die Bevölkerung die 
Kanzlerin beim Treffen sämtlicher po-
litischer Entscheidungen beobachten 
könnte. Das bedeutet: Je mehr Formen 

136	 Kettle et al. 2014.
137	 Überblick in Nanz/Fritzsche 2012.

der Beteiligung in den Prozess der Ent-
scheidungsfindung einbezogen werden, 
desto größer ist die Gefahr der Intranspa-
renz. Umso wichtiger ist es deshalb, die 
verschiedenen Formate der Beteiligung 
so weit wie möglich öffentlich zu machen. 
Gerade aus dem angelsächsischen Raum 
ist gut dokumentiert, dass prinzipiell 
offene Verhandlungen die Wahrschein-
lichkeit von „Fenster- oder Balkonreden“ 
nicht erhöhen und die Ernsthaftigkeit 
von Verhandlungen nicht infrage stel-
len.138 Allerdings kann es durchaus sinn-
voll sein, dass man bestimmte Zeitfenster 
für geschlossene Gespräche und Ver-
handlungen vorsieht. Das wird von allen 
akzeptiert, wenn diese Ausnahmen öf-
fentlich begründet werden.

Notwendigkeit der begleiten-
den Kommunikation: Die schon zum 
Stereotyp gewandelte Formel, dass es 
sich „nicht um Politik-, sondern um Kom-
munikationsversagen“ handele, greift 
zu kurz. Keine noch so gute Verpackung 
kann ein schlechtes Politikprodukt im 
besseren Licht erscheinen lassen. Im Ge-
genteil: Ein schlechtes Produkt in einer 
tollen Verpackung verärgert noch mehr, 
als das Eingeständnis, dass es besser 
nicht geht. Die offene Debatte über Ziel-
konflikte, negative Auswirkungen oder 
verbleibende Unsicherheiten ist zwar 
anfangs unangenehmer für die Politik, 
schafft aber auf Dauer Glaubwürdigkeit 
und Verlässlichkeit. Dies gilt auch für Be-
teiligung: Kommunikation ist kein Ersatz 
für Beteiligung, sondern eine notwendige 
und zielführende Begleitung.139 Da nicht 
alle Bürgerinnen und Bürger gleichzeitig 
beteiligt sein können, ist vor allem eine 
ansprechende Kommunikation über die 
Verfahren und die Einbindung pluraler 
Interessen und Werte entscheidend für 
den Erfolg des politischen Entscheidungs-
findungsprozesses.

138	 United States National Research Council 2008.
139	 acatech 2011.
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Professionalisierung der Pro-
zesssteuerung und -begleitung: Es ist 
selbstverständlich, dass niemand einem 
Amateur zutrauen würde, die Statik einer 
Brücke zu beurteilen oder die Erfolgsaus-
sichten einer medizinischen Operation 
abzuschätzen. Bei Beteiligungsverfahren 
ist das offenbar anders: Es gibt immer 
Menschen, die der Meinung sind, jeder 
oder jede könne eine Gruppe moderie-
ren. Sieht man sich einmal im Ausland 
um, dann fällt auf, dass etwa in den USA 
hochspezialisierte Dienstleister entstan-
den sind, die unter dem Thema „Alterna-
tive Dispute Resolution“ oder dem Begriff 
„Facilitation“ professionelle Begleitung 
und Steuerung partizipativer Prozesse 
anbieten.140 Inzwischen gibt es einen um-
fangreichen Wissensstand darüber, wie 
Beteiligungsverfahren zu strukturieren 
und zu kombinieren sind, wie man diese 
am besten anleitet, steuert und mode-
riert und wie man mit auftretenden Kon-
flikten am besten umgehen kann. Solche 
Dienstleister gibt es auch in Deutschland, 
die Nachfrage nach ihnen ist aber wenig 
ausgeprägt. Das liegt auch darin begrün-
det, dass selbst bei milliardenschweren 
Projekten eine Prozesssteuerung der Be-
teiligung, die viele Millionen sparen kann, 
hierzulande nichts kosten darf. In den 
USA ist es hingegen üblich, dass ein Pro-
zent des Gesamtwertes einer Maßnahme 
für Prozesssteuerung ausgegeben wird.141

Notwendigkeit einer praxiso-
rientierten Partizipationsforschung: 
Trotz des zweifelsohne fundierten Wis-
sensstandes über Partizipationsverfah-
ren und ihrer Wirkungen ist vor allem 
die praktische Umsetzung von Verfah-
renskombinationen ein weitgehend uner-
forschtes Gebiet. Die Sozialwissenschaften 
in Deutschland haben international einen 
ausgezeichneten Ruf, wenn es um die the-
oretische Analyse und normative Begrün-
dung von partizipativen Elementen in der 

140	 Moore 2014, S. 27f.
141	 Cummins 2013, S. 7f.

repräsentativen Demokratie geht. Sobald 
aber die konkrete Umsetzung im Rahmen 
von Planungskontexten oder anderer Po-
litikfelder angesprochen wird, fehlt es vor 
allem an der empirischen Erforschung der 
Gelingensbedingungen verschiedener Mo-
delle und Kombinationen. Die Gesellschaft 
benötigt hier mehr praxisorientierte For-
schung.142

Die entscheidende Voraussetzung 
für den Erfolg von Bürgerbeteiligung ist 
die Bereitschaft der Politik und der Ver-
waltung, die Formen der Beteiligung nicht 
als lästige Pflichtübung, sondern als Hilfs-
stellung ihrer Arbeit und als Bereicherung 
der repräsentativen Demokratie anzuse-
hen. Auch wenn noch viele Wissenslücken 
über die Gelingensbedingungen von Betei-
ligungsverfahren bestehen, darf dies keine 
Entschuldigung dafür sein, mit der Umset-
zung von Beteiligungsverfahren zu warten.

Für das Gelingen von partizipati-
ven Verfahren ist nicht zuletzt die richtige 
Struktur und Zusammensetzung der Teil-
nehmer entscheidend. Das Einladungs-
verfahren ist für Partizipationsprojekte 
bedeutsam, weil damit letztlich die Struk-
tur und Zusammensetzung derjenigen, die 
miteinander diskutieren, bestimmt wird. 
Betroffene werden angesprochen, damit 
sie ihre legitimen Eigeninteressen vertre-
ten können. Organisierte Gruppen senden 
Delegierte, die aufgrund der Beschäfti-
gung mit einem Thema spezielle Sicht-
weisen in die Debatten einbringen. Es gibt 
aber nur ein Einladungsmodell, das die 
besondere Rolle von Nicht-Betroffenen 
im Diskurs hervorhebt. Dies ist das Los-
verfahren, das von Peter C. Dienel seit den 
1970er-Jahren mit der sogenannten „Pla-
nungszelle“ erprobt wurde.143 Bürgerin-
nen und Bürger werden aus der Einwoh-
nermeldedatei gelost und eingeladen. Sie 
entschließen sich, zu einem gewissen Pro-
zentsatz an dem Verfahren teilzunehmen. 

142	 Bertelsmann Stiftung 2014.

143	 Dienel 1992.
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Empirisch bewiesen ist, dass auf diese 
Weise in Bezug auf Geschlecht, Alter, Be-
ruf und sozialen Status heterogene Grup-
penstrukturen erzeugt werden können. 
Die Rolle dieser Bürgergutachter ist mit 
der von Schöffen vergleichbar. Es sind 
„Laienrichter“, die mit Commonsense und 
geringerer emotionaler Verzerrung zur 
Urteilsbildung beitragen können. Da Be-
troffene allerdings nicht kategorisch aus 
den Debatten ausgeschlossen werden sol-
len, haben sich kombinierte Einladungs-
verfahren bewährt, um den Bürgerinnen 
und Bürgern themen- und zielgruppen-
spezifisch angemessene Kommunikati-
onsangebote anzubieten.144

In der Partizipation zu Vorhaben 
der Energiewende kann das Verfahren 
insbesondere auf der regionalen und Län-
derebene gute Dienste leisten. Einmal, 
um die Debatten auf eine breitere regio-
nale Basis zu stellen, indem zum Beispiel 
Bürger aus verschiedenen Kommunen 
oder Kreisen gelost werden. Bürgergut-
achter, die nicht in unmittelbarer Nähe 
von potenziellen Trassen und Standorten 
wohnen, können eine hilfreiche sachliche 
Haltung entwickeln. Oder es können Bür-
ger aus verschiedenen Standorten in der 
engeren Wahl eingeladen werden, sodass 
eine Diskussion mit ähnlichem Betroffen-
heitsgrad organisiert werden kann.

6.6	 Resümee

Die Transformation des Energieerzeu-
gungssystems gleicht mit Bezug auf ihre 
technischen und gesellschaftlichen Ver-
änderungsprozesse „einer industriellen 
Revolution“.145 Denn die Gestaltung der 
Energiewende hat einen weitreichenden 
Einfluss auf die Gesellschaften, die von 
und mit diesem Energiesystem leben. 
Die Energiewende kann daher nur gelin-
gen, wenn gesellschaftliche Strukturen 

144	 Renn et al. 1999.
145	 RWE 2012, S. 29.

und Entwicklungen von Anfang an mitge-
dacht werden. Um diese gesellschaftlichen 
Wandlungsprozesse ausreichend zu be-
rücksichtigen, bedarf es der frühzeitigen 
Einbindung der Bevölkerung bei der Pro-
blemdefinition, Problemanalyse und Ent-
scheidungsfindung. Denn nur wenn Bür-
gerinnen und Bürger von Beginn an in die 
Prozesse zur Umsetzung der Energiewen-
de einbezogen werden, kann es gelingen, 
diese Transformation als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe wahrzunehmen und 
erfolgreich umzusetzen. Wichtig ist hier-
bei, die Bürgerinnen und Bürger zur Mün-
digkeit zu befähigen, um sie in die Lage 
zu versetzen, Aspekte adäquat beurteilen 
und Entscheidungen kompetent treffen 
zu können. Für eine angemessene Einbin-
dung der Bevölkerung in Entscheidungs-
findungsprozesse gilt es daher geeignete 
Rahmenbedingungen zu schaffen, um den 
Gestaltungsprozess innovativ, transparent 
und offen zu initiieren. Dies wiederum 
setzt ein tiefgehendes Verständnis und die 
Überzeugung von der Richtigkeit von Be-
teiligungsverfahren voraus.

Die Einsicht in die Notwendigkeit 
und den Sinn von Beteiligungsverfahren 
hat sich in der Breite der Bevölkerung 
und auch bei Politik und Entscheidungs-
trägern mehrheitlich manifestiert. Denn 
„durch das Einbinden von Bürgern kön-
nen, über das klassische Expertenwis-
sen hinaus, Faktenkenntnis und Einsicht 
aus verschiedensten Perspektiven mit in 
die Entscheidungsfindung eingebracht 
werden“.146 Dies bedingt den frühzeitigen 
Einbezug der Bevölkerung in ein offenes 
Verfahren, um plurale Werte und Interes-
sen zu berücksichtigen und diskursiv über 
Gestaltungsoptionen der Energiewende 
zu sprechen. 

Neben der Einsicht bedarf es je-
doch noch der konkreten Ausgestaltung 
von Beteiligungsverfahren. Hierfür gibt 

146	 Töpfer et al. 2013, S. 7.
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es kein Allgemeinrezept.147 Es hat sich je-
doch gezeigt, dass vor allem zu Beginn des 
Verfahrens die zentralen Eckpunkte für 
alle Beteiligten transparent gemacht wer-
den müssen. Es bedarf Klarheit darüber, 
in welcher Form und mit welcher Ver-
bindlichkeit Bürgerinnen und Bürger zum 
Gelingen des Verfahrens beitragen kön-
nen. Gleichzeitig muss aber auch ersicht-
lich sein, wo die Grenzen des Verfahrens 
liegen. Dies zu kommunizieren, ist eine 
große Herausforderung, da schon im Vor-
feld der Beteiligung klar Position bezogen 
werden soll. Es beugt aber auch der Ge-
fahr von späterer Enttäuschung vor, wenn 
weniger Einfluss durch die Bürgerinnen 
und Bürger genommen werden kann als 
erhofft. Eine realistische und möglichst 
konkrete Vorstellung über die Möglich-
keiten und Grenzen des Verfahrens sind 
deshalb von zentraler Bedeutung für 
alle Beteiligten, um die Energiewende 
als gesamtgesellschaftlichen Transfor-
mationsprozess erfolgreich gestalten zu 
können. Die Weiterentwicklung unserer 
politischen Kultur wird sich daran mes-
sen müssen, wie es gelingt, die anonymen 
Veränderungen durch Globalisierung und 
Modernisierung mit einer partizipativen 
Kultur der Nachhaltigkeit und der Teil-
habe am Gestaltungsprozess der eigenen 
Lebenswelt zu versöhnen.

147	 Vgl. beispielhaft Oppermann/Langer 2000; Lynn/
Busenberg 1995; Warburton et al. 2012; Meuer/Troja 
2004.
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7.	 Governance der Energiewende

Dieser Transformationsprozess 
muss verschiedenen Herausforderungen 
in Bezug auf die Governance gerecht wer-
den. Mit dem Begriff der Governance ver-
binden wir alle Steuerungsprozesse, die 
eingeleitet werden, um kollektive Aufga-
ben im Zusammenspiel von Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
zu identifizieren und umzusetzen. Dies 
betrifft sowohl technische als auch gesell-
schaftliche Herausforderungen.

7.1	 Governance der Energiewende

Zur Erreichung der Ziele der Bundesre-
gierung im Rahmen der Energiewende 
wurden für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien und der Verbesserung der Ener-
gieeffizienz die oben genannten allgemei-
nen Ziele formuliert. Noch spezifischere 
Ziele und Verantwortungszuschreibungen 
für verschiedene Sektoren der Wirtschaft 
und Gesellschaft sind dagegen bisher we-
niger genau definiert worden. Sie sind 
auch im Detail häufig umstritten. 

Ebenfalls ist zu bedenken, dass 
ernsthafte Konflikte zwischen den aktu-
ellen energiepolitischen Zielen bestehen 
(siehe auch Kapitel 2). Bei der Gestal-
tung der Energiewende bestehen deshalb 
je nach Priorisierung der unterschiedli-
chen Ziele dieses Vorhabens (zum Bei-
spiel Klimaschutz, Versorgungssicherheit, 
Förderung erneuerbarer Energien, Sozi-
alverträglichkeit) verschiedene Gestal-
tungsoptionen, bei denen jede einzelne 
mit spezifischen Möglichkeiten, Neben-
wirkungen und Kosten verbunden ist. 
Einige Ansätze werden im Bereich der 
Effizienz besonders punkten, andere den 

Mit der deutschen Energiewende ist eine 
weitreichende Transformation des Ener-
giesystems verbunden. Das bisher auf 
Atomenergie und fossilen Energieträgern 
beruhende System wird grundlegend um-
gestaltet und der überwiegende Anteil des 
Energiebedarfs soll in Zukunft durch er-
neuerbare Energien gedeckt werden. Ne-
ben dem Ausbau der erneuerbaren Energi-
en bildet für die Bundesregierung derzeit 
die Energieeffizienz die zweite Säule der 
Energiewende, für deren Verbesserung 
ein nationaler Aktionsplan entwickelt 
wurde. Der Primärenergieverbrauch soll 
bis zum Jahr 2020 gegenüber 2008 um 
20 Prozent gesenkt und bis 2015 halbiert 
werden. Um dem Klimawandel entgegen-
zuwirken, sind parallel Maßnahmen zur 
Reduktion der Treibhausgase beschlossen 
worden. Ziel ist die Minderung von Treib-
hausgasemissionen um mindestens 80 
Prozent bis zum Jahr 2050 im Vergleich 
zum Referenzjahr 1990. Die Bundesrepu-
blik möchte dieses Ziel erreichen, indem 
80 Prozent der Stromproduktion und 60 
Prozent der Endenergie (in den Bereichen 
Strom, Wärme, Kälte und Verkehr) durch 
erneuerbare Energien erzeugt werden. 
Zusätzlich soll die Energieeffizienz stark 
verbessert werden, sodass die Menge der 
benötigten Energie zur Versorgung von 
Industrie und Gesellschaft um die Hälfte 
reduziert werden kann. Um diese Lang-
fristziele zu erreichen, wurde eine Reihe 
von Zwischenzielen formuliert. So sind 
Zwischenziele für die Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien fest-
gelegt: 2025 sollen 40 bis 45 Prozent des 
Stroms aus erneuerbaren Energien er-
zeugt werden, im Jahr 2035 soll ihr Anteil 
am Strommix auf 55 bis 60 Prozent stei-
gen. 



67Governance der Energiewende

ökologischen Fußabdruck verkleinern. 
Wieder andere sind mit höheren Kosten 
verbunden, könnten aber zu einer hö-
heren Verteilungsgerechtigkeit führen. 
Je nachdem, welche Prioritätensetzung 
bei der Zielvorgabe vorgenommen wird, 
fällt die Bewertung von Maßnahmen un-
terschiedlich aus. Dieses Kapitel wertet 
wesentliche Ergebnisse aus der neueren 
Governance-Forschung aus und stellt 
ihre Bedeutung für die Energiewende dar. 
Während der Begriff des Regierens und 
Steuerns („Government“, „Governing“) 
den Fokus auf Regierungsakteure legt, be-
zieht sich der Begriff „Governance“ auf die 
Prozesse zur Erreichung der Ziele und die 
Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Akteure, die daran beteiligt sind – Regie-
rungsakteure, Industrieakteure, Wissen-
schaftsakteure und die Zivilgesellschaft.148

7.1.1 Partizipative und deliberative
Governance
Partizipative Governance rückt die Teil-
habe der Gesellschaft in allen Phasen 
der Entscheidungsfindung (Problemde-
finition, Zielfindung, Maßnahmenfestle-
gung) und Implementierung in den Fo-
kus (siehe auch Kapitel 5).149 Wesentlich 
ist, dass alle relevanten Akteure am Ende 
eines Entscheidungsfindungsprozesses 
das Gefühl haben, dass ihre Sichtweisen 
und Interessen angemessen abgewogen 
und berücksichtigt wurden.150 Öffentli-
che Deliberation ist ein Bestandteil von 
partizipativer Governance,151 wobei De-
liberation als öffentliche Beratschlagung 
und argumentative Auseinandersetzung 
verstanden werden kann. Verschiedene 
Autoren zeigen den Zusammenhang von 
Problemlösungskapazität in komplexen 
Zusammenhängen und partizipativen 
Steuerungsformen auf.152 Sie heben her-
vor, dass partizipative Ansätze zu besser 
informierten Entscheidungen führen und 

148	 Benz et al. 2007; Bäckstrand et al. 2010.
149	 Grote/Gbikipi 2002; Heinelt 2010.
150	 Osmani 2007.
151	 Pateman 2012.
152	 Insbesondere zur Komplexität siehe Jessop 2002.

damit auch die Qualität der Steuerungs-
prozesse verbessern. Durch die Teilhabe 
von Experten- und Laienwissen unter-
schiedlicher Akteure werde aber nicht nur 
das Wissensniveau angehoben, sondern 
auch eine höhere Legitimation von Ent-
scheidungen erzielt.153

Partizipative Governance ist nicht 
einfach umzusetzen und meist sehr zeit-
aufwändig. Sie stärkt jedoch das Ver-
ständnis für verschiedene Herausfor-
derungen in der Öffentlichkeit, fördert 
ein Gefühl der Teilhabe und bietet die 
Möglichkeit für Bürgerinnen und Bür-
ger, Organisationen und Kommunen, ihre 
Expertise und Sichtweisen in den politi-
schen Entscheidungsfindungsprozess ein-
zubringen. In der Vergangenheit wurden 
Entscheidungen in der Energiepolitik von 
einer begrenzten Anzahl von Akteuren 
aus Regierung und Vertretern der Ener-
giewirtschaft verhandelt und getroffen.154 
Dieser Weg der Entscheidungsfindung 
hat zu der Herausbildung einer starken 
gesellschaftlichen Opposition geführt.155 
Im Bereich der Governance wird deshalb 
darüber diskutiert, ob und wie man mehr 
direkte Demokratieelemente aufnehmen 
kann. Dies ist aber nur eine Möglichkeit, 
mehr Deliberation in den demokratischen 
Prozess einzubringen.

Die Zivilgesellschaft aktiv einzu-
binden, gilt als Erfolgsfaktor für eine in-
novative und transformative Umwelt- be-
ziehungsweise Industriepolitik.156 Dabei 
ist die Sicherstellung des einfachen Zu-
gangs und der zeitgerechten Teilnahme 
von Akteuren an den Beteiligungspro-
zessen eine der Hauptherausforderungen 
partizipativer Governance. Es besteht 
die Gefahr, dass partizipative Prozesse 
von einer kleinen Gruppe Interessierter 
dominiert werden, wenn keine Maßnah-

153	 Dryzek 2002; Hage et al. 2006.
154	 Kungl 2014.
155	 Schreurs 2012.
156	 Szarka 2012.
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men getroffen werden, um andere Grup-
pen oder Individuen aktiv zu integrieren. 
Die Gründe, warum sich gesellschaftliche 
Gruppen und Akteure trotz vorhandener 
Beteiligungsangebote nicht aktiv in Ent-
scheidungsprozesse einbringen, können 
vielfältig sein. Dazu gehört beispielsweise 
die Sorge, dass sie die Komplexität einer 
politischen Maßnahme nicht verstehen 
oder es ihnen an Selbstbewusstsein fehlt, 
ihre Meinung öffentlich darzustellen.157 

7.1.2 Reflexive Governance
Entscheidungsfindungen, bei denen aus 
vergangenen Erfolgen und Misserfolgen 
gelernt wird, bezeichnet man als reflexive 
Governance.158 Gerade komplexe System-
zusammenhänge, Problemstrukturen und 
-kontexte erfordern reflexive Governance-
Mechanismen.159 Reflexive Governance 
erfordert die Wahrnehmung von und 
Offenheit für neue Informationen. Sie ist 
wissenschaftsbasiert, aber auch gesell-
schaftlich verankert. Voraussetzung dafür 
ist eine grundsätzliche Bereitschaft, Poli-
tiken und Maßnahmen an neue Erkennt-
nisse anzupassen. Forschungsarbeiten zu 
reflexiver Governance beziehen sich auch 
auf Adaptive Management – einen Lear-
ning-by-Doing-Ansatz, der durch Expe-
rimentieren und Feedbackmechanismen 
Lernprozesse ermöglicht. Während eines 
Politikzyklus kann es positive Feedbacks 
geben, die zu einer Stabilisierung beste-
hender Institutionen führen, oder negati-
ve Feedbacks, die destabilisierend wirken. 
Wo Politiken Unterstützerkoalitionen 
finden, stabilisieren sie sich häufig durch 
positive Feedbackprozesse.160 Durch un-
terschiedliche Strategien können Unter-
stützerkoalitionen und bereits etablierte 
Akteure („Incumbents“) solche Lock-ins 
weiter festigen. Dazu gehört beispiels-
weise die Betonung von (Rest-)Unsicher-

157	 Zum Bereich Participatory Governance Failure siehe 
Hage et al. 2006.

158	 Brousseau et al. 2012; Voss et al. 2006; Sanyal et al. 
2012; Rotmans/Loorbach 2008.

159	 Jessop 2002; Voß/Borneman 2011.
160	 Jordan/Matt 2014.

heiten neuer Technologien161 oder das 
verstärkte Engagement einzelner Unter-
nehmen, über die Normungsprozesse von 
rechtlichen Regelwerken die Umsetzung 
der Energiewende zu verzögern.162 Grund-
sätzlich dient dieses Engagement dazu, 
wirtschaftliche und politische Entschei-
dungen so zu beeinflussen, dass bestehen-
de Verhaltensroutinen aufrechterhalten 
werden können.163 Solche Strategien ver-
hindern aber eine systemische Herange-
hensweise an Problemlösungen und ent-
schleunigen Transformationsprozesse. Es 
ist Aufgabe reflexiver Governance, einer-
seits solche Pfade für innovative Lösun-
gen im Sinne der Energiewende zu schaf-
fen und andererseits dafür zu sorgen, dass 
diese Politiken auch revidierbar sind, soll-
ten sie sich als untauglich erweisen.164

Das bedeutet, dass Regierungsak-
teure auf die Meinung von Wissenschaft-
lern, Fachexperten und auf die öffentli-
che Meinung reagieren und in der Lage 
sein müssen, Rahmenbedingungen oder 
politische Maßnahmen gegebenenfalls 
anzupassen. Von Bedeutung ist die Fä-
higkeit von Entscheidungsträgern, auf 
soziale und ökonomische Probleme der 
Energiewende – ob vorhersehbar oder 
nicht-intendiert – rechtzeitig einzugehen. 
Aufgrund vieler Unsicherheiten und der 
komplexen Herausforderung eines syste-
mischen Wandels wird die Energiewende 
laufend neu definiert und redefiniert wer-
den müssen. Langfristig tragfähige gesell-
schaftliche und ökonomische Rahmen-
bedingungen erhöhen die Sicherheit für 
private Akteure und unterstützen Investi-
tionen in nachhaltigere Technologien. Vor 
diesem Hintergrund wird die Bedeutung 
reflexiver Governance deutlich.

161	 Oreskes/Conway 2010.
162	 Werle/Iversen 2006.
163	 Smink et al. 2013.
164	 Ähnlich dazu siehe ebenso Jordan/Matt 2014.
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7.2	 Konzepte zur Verankerung der 
Energiewende

Die Energiewende basiert auf einer Reihe 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie ge-
sellschaftlicher und politischer Zielvorstel-
lungen. Zusammengenommen verdeutlicht 
dies die Komplexität von Energiewende-
politik, die Gleichzeitigkeit von mitunter 
widersprüchlichen Zielen und nicht zuletzt 
die systemischen Zusammenhänge un-
terschiedlicher Ebenen und Prozesse der 
Energiepolitik und damit verbundener Un-
sicherheiten in Bezug auf adäquate politi-
sche Steuerung. Exemplarisch für die kom-
plexe Herausforderung soll hier die Studie 
von Rockström et al. 2009165 zu planetari-
schen Grenzen erwähnt werden. Neuere 
Forschungsergebnisse zeigen, dass bereits 
vier dieser Grenzen überschritten wur-
den.166 Die CO2-Konzentration in der At-
mosphäre ist eine davon. Die Autoren zei-
gen die Notwendigkeit einer systemischen 
Herangehensweise an eine Problemlösung 
auf und plädieren für die Schaffung resili-
enter Systeme. Der Verbrauch endlicher 
Ressourcen steht dem entgegen. Sind fossi-
le Energieträger einmal verbraucht, stehen 
sie einer zukünftigen Nutzung und damit 
zukünftigen Generationen nicht länger zur 
Verfügung. Unabhängig von dem konkre-
ten Zeitpunkt, an dem die Förderung von 
Öl, Gas oder Kohle ihren Höhepunkt er-
reicht hat („Peak Oil“), wird ihre Extrakti-
on zunehmend technologisch aufwändiger 
und kostspieliger. Neue technologische 
Entwicklungen eröffnen unkonventionelle 
Möglichkeiten zur Extraktion fossiler Ener-
gieträger, beispielsweise aus kanadischen 
Teersanden, US-amerikanischem Schiefer-
gestein oder den Methanknollen in den Tie-
fengewässern vor der norwegischen Küs-
te. Um in einem komplexen Problemfeld 
handlungsfähig zu bleiben, hat sich in der 
nationalen und europäischen Energiepo-
litik ein normatives Zielsystem etabliert.167

165	 Rockström et al. 2009.
166	 Steffen et al. 2015.
167	 Siehe beispielsweise BMWi 2014, S. 5ff.

Die Bundesregierung hat die Ener-
giewende in den Kontext des energie-
politischen Zieldreiecks gestellt.168 Um-
weltverträglichkeit ist eine notwendige 
Bedingung für eine erfolgreiche Energie-
politik: Die Energiewende ist ein zentraler 
Baustein der deutschen Klimapolitik und 
stützt sich auf die wissenschaftliche Er-
kenntnis, dass die Erwärmung der Erdat-
mosphäre auf den Eintrag anthropogener 
Treibhausgasemissionen zurückzuführen 
ist.169 Eine erfolgreiche Transformati-
on hin zu einer kohlenstoffarmen Ener-
gieversorgung, die gesellschaftlich und 
ökonomisch tragfähig ist, ist ein aktiver 
Beitrag zur Klimaschutzpolitik, den eine 
Industrienation wie Deutschland erbrin-
gen kann. Das Gelingen einer solchen 
Transformation des Energiesystems kann 
Modellcharakter für andere Länder haben 
und ist somit vor dem Hintergrund, dass 
der Klimawandel erst durch ein multila-
terales Vorgehen effektiv begrenzt wer-
den kann, eine klimapolitische Chance. 
Umweltpolitische Pioniere haben in der 
Vergangenheit immer wieder Trends ins 
Leben gerufen und zur Diffusion tech-
nologischer Innovationen beigetragen.170 
Damit Deutschland die Energiewende 
in die Energie- und Klimapolitik der Eu-
ropäischen Union erfolgreich einbetten 
kann, besteht eine der zentralen Heraus-
forderungen für die Governance darin, 
mögliche Widersprüche zwischen nati-
onalen und europäischen Maßnahmen 
konstruktiv zu bearbeiten, damit gesamt-
europäische Anstrengungen zum Klima-
schutz nicht unterminiert werden.

Neben Klimaschutz ist Versor-
gungssicherheit die zweite Bedingung ei-
ner erfolgreichen Energiewende. Wie eine 
Vielzahl von Konflikten rund um die Gas-
importe aus Russland in der vergangenen 
Dekade gezeigt hat, können Regierungen 
die Frage der Versorgungssicherheit nicht 

168	 Ebd.
169	 IPCC 2014.
170	 Lanoie et al. 2011; Ambec et al. 2013.
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übergehen. Versorgungssicherheit muss 
auch im Hinblick auf eine global immer 
noch wachsende Bevölkerung und den 
wachsenden Energiebedarf in vielen Tei-
len der Welt betrachtet werden. Moderne 
Volkswirtschaften und Gesellschaften be-
nötigen Energie, und Regierungen haben 
die Verantwortung, sie zuverlässig bereit-
zustellen. Die Umstellung auf ein hoch 
effizientes, auf erneuerbaren Energien 
basierendes Energieversorgungssystem 
kann die Energiesicherheit auf lange Sicht 
stärken, um Deutschland sowie Europa 
unabhängiger vom Import fossiler Ener-
gieträger zu machen und dazu beizutra-
gen, dass Investitionen im Energiebereich 
im heimischen Markt getätigt werden 
können. 

Schließlich gehört auch die Wirt-
schaftlichkeit zum energiepolitischen Ziel-
dreieck. Eine wichtige Rolle spielt dabei die 
Kosteneffizienz. Diese Effizienz hängt mit 
davon ab, welches Ziel der Energiewende 
als prioritär verstanden wird. Zudem be-
wirken unterschiedliche Priorisierungen 
von Zielen unterschiedliche Implikationen 
mit Hinblick auf Kosten der Energieversor-
gung und somit auf Verteilungsfragen, was 
für die Akzeptanz in der Bevölkerung eine 
große Rolle spielt. Unter Wirtschaftlichkeit 
kann daher am ehesten eine möglichst kos-
teneffiziente Gestaltung der Energiewende 
verstanden werden, um die volkswirt-
schaftlichen Gesamtkosten und damit die 
Höhe der Belastungen für die Gesellschaft 
möglichst gering zu halten. Dabei können 
Instrumente zum Einsatz kommen, die 
bewirken, dass Marktakteure die (langfris-
tigen) Kosten externer Umwelteffekte bei 
ihren Entscheidungen berücksichtigen.

Um die Wirtschaftlichkeit langfris-
tig zu gewährleisten, ist die Aufrechter-
haltung der Innovationskraft ein wichti-
ger Faktor. Maßnahmen im Rahmen der 
Energiewende können deshalb auch mit 
Blick auf ihre Innovationskraft überprüft 
werden. Wenn auch die Wirkung der bis-
her eingesetzten Instrumente zur Umset-

zung der Energiewende auf Genese und 
Diffusion von Innovationen in der Fach-
welt umstritten ist, so zeigen Beispiele aus 
anderen Umweltbereichen, etwa der Luft-
reinhaltepolitik in Kalifornien, dass politi-
sche Zielvorgaben Druck auf die Entwick-
lung von neuen technischen Lösungen 
ausgeübt haben.171

7.3	 Governance-Herausforderungen 
der Energiewende

Eine zunehmend komplexe und vernetzte 
Welt erfordert eine neue Herangehens-
weise an politische Steuerung. Obwohl 
komplexe Systeme nicht vollständig kon
trolliert werden können, bedarf es doch 
einer Governance, die innovativen Ak-
teuren Nischen verschafft und Feedback-
prozesse ermöglicht.172 Wie im Folgenden 
gezeigt wird, ist die Energiewende ein be-
sonders komplexes Problemfeld, das auf-
grund der Gleichzeitigkeit von Prozessen 
und Zielkonflikten andere Steuerungs-
formen erfordert, als dies bisher der Fall 
war.

7.3.1 Gleichzeitigkeit von Zielen als
Herausforderung
Neben dem Atomausstieg war der Kli-
maschutz ein wichtiger Treiber für die 
Energiewende. Jedes Ziel ist schon für 
sich allein betrachtet ambitioniert und 
mit Umsetzungsherausforderungen ver-
bunden: Im Jahr 2007 wurde ein Treib-
hausgasreduktionsziel von 40 Prozent 
bis 2020 – gemessen am Emissionsni-
veau von 1990 – beschlossen. 2010 hat 
die deutsche Bundesregierung ihr Re-
duktionsziel bis zum Jahr 2050 fortge-
schrieben. Bis zu diesem Zeitpunkt sol-
len die Treibhausgasemissionen um 80 
bis 95 Prozent vermindert werden. Die 
Änderungen im Atomgesetz von 2011 ha-
ben das Jahr 2022 als festes Datum des 
Atomausstiegs festgelegt und einen Plan 

171	 De Cian et al. 2011; Jänicke 2012.
172	 Colander/Kupers 2014.
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vorgelegt, nachdem die verbleibenden 
17 Atomreaktoren in Deutschland vom 
Netz genommen werden (acht wurden be-
reits im Jahr 2011 abgeschaltet). Um den 
Atomausstieg zu steuern, wurden Maß-
nahmen und Pläne für die Einstellung des 
Betriebs der Atomkraftwerke und ihrer 
endgültigen Stilllegung entwickelt. Offen 
ist immer noch die Frage der Endlagerung 
der mittel- bis hochradioaktiven Abfälle. 
Bisher hat es keine Entscheidung bezüg-
lich eines geeigneten Standortes für die 
Endlagerung in einer tiefengeologischen 
Entsorgungsanlage gegeben. Die Einbe-
ziehung der Öffentlichkeit, insbesondere 
von Anwohnern in der Nähe von mögli-
chen Endlagerstätten, wird entscheidend 
sein, um öffentliche Akzeptanz zu gewin-
nen und legitimierte Entscheidungen zu 
treffen.173

Die Senkung von Treibhausgas-
emissionen bei einem gleichzeitigen Aus-
stieg aus der Atomenergie impliziert eine 
Reihe von Governance-Herausforderun-
gen, da sowohl fossile als auch nukleare 
Energieerzeugungstechnologien bislang 
im Grundlastbereich den Strommarkt do-
miniert haben und somit der Wegfall der 
Kernenergie zunächst eine Substitution 
durch Kohle nahelegen würde. 

Ende des Jahres 2013 waren die 
Treibhausgasemissionen rund 20 Prozent 
niedriger als im Jahr 1990.174 Sie müssten 
in etwa sechs Jahren um weitere 20 Pro-
zent reduziert werden, das heißt um etwa 
3,3  Prozent pro Jahr. Bis ungefähr 2010 
gab es eine stetige Abnahme der Emissi-
onen, aber seither haben sich die Werte 
stabilisiert und zwischen 2012 und 2013, 
einem besonders kalten Jahr, kam es so-
gar zu einen leichten Anstieg der Treib
hausgasemissionen. In den letzten Jahren 
gab es einen substanziellen Anstieg der 
installierten Kapazität erneuerbarer Ener-
gieanlagen, im Jahr 2013 waren ungefähr 

173	 Brunnengräber et al. 2012.
174	 Clean Energy Wire 2014.

85  GigaWatt installiert, davon sind rund 
34 GigaWatt Wind an Land und ca. 36 Gi-
gaWatt Solarenergie.175 Die installierte 
Windenergieleistung ist größer als die in-
stallierte Leistung der Kernenergie (12 Gi-
gaWatt) oder der Energieerzeugungska-
pazität aus Gas (28 GigaWatt).176 Mit den 
wachsenden ökonomischen Aktivitäten 
nach der 2008 ausgelösten globalen Fi-
nanzkrise ist auch die Energienachfrage 
wieder angestiegen. Hinzu kommt, dass 
die Kohlepreise aufgrund der Umstruktu-
rierung der US-amerikanischen Energie-
wirtschaft niedrig sind. Durch die höhere 
Förderung von heimischem Erdgas in den 
Vereinigten Staaten von Amerika sank 
dort die Nachfrage nach Kohle, die damit 
verstärkt auf den internationalen Märkten 
verfügbar wurde. Die deutsche Industrie 
hat seit dem Atomunfall von Fukushima 
die Kohlenutzung ausgeweitet und damit 
Anlass zur Sorge um die Einhaltung der 
Treibhausgasminderungsziele gegeben.

7.3.2 Instabile ökonomische
Rahmenbedingungen
Die Energiepreise schwankten in den 
letzten Jahren stark. Auf Phasen star-
ker Preiserhöhungen, wie im Jahr 2008, 
folgten Zeiten niedriger Preise für Gas, Öl 
und Kohle. Die Gründe dafür sind vielfäl-
tig. Die Folgen der Finanzkrise seit 2009, 
neue Gasgewinnung aus Fracking in den 
Vereinigten Staaten von Amerika und an-
derswo, die Verringerung der Nachfrage 
nach Kohle in China aufgrund der dorti-
gen Klima- und Luftreinhaltepolitik sowie 
die Ressourcenpolitik in Ländern mit ho-
hen Vorkommen an fossilen Brennstoffen 
führten zu einer Überflutung des Marktes 
mit billiger Energie (zum Beispiel wurde 
Öl im Dezember 2014 zu weniger als 60 
Dollar pro Barrel verkauft). Die Heizöl-
preise in Deutschland fielen in der Zeit 
zwischen 2012 und 2014. Trotz der Be-
mühungen, den Emissionshandel der Eu-
ropäischen Union auf eine solidere Basis 

175	 BMWi 2014. 
176	 Fraunhofer ISE 2014.
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zu stellen, werden Kohlenstoff-Zertifikate 
für unter sieben Euro gehandelt (Dezem-
ber 2014). Ein derart niedriger CO2-Preis 
hat keine lenkende Wirkung mehr auf die 
Verstromung von Kohle. Das Ergebnis 
war ein Anstieg der deutschen Kohlen-
stoffemissionen in den Jahren nach der 
nuklearen Krise in Fukushima. Parado-
xerweise ging somit der Anstieg erneuer-
barer Energien mit einem leichten Anstieg 
der Kohlenutzung einher. 

Auf lange Sicht ist zu erwarten, dass 
die fossilen Energiepreise wieder steigen, 
da die weltweite Nachfrage steigt (wegen 
wachsender Nachfrage in den Schwellen-
ländern und des Bevölkerungswachstums 
in den Entwicklungsländern). Die fossilen 
Ressourcen sind begrenzt. Ihre Gewin-
nung wird technisch zunehmend aufwän-
diger und kostspieliger.

7.3.3 Heterogenität nationaler
Energiepolitiken in Europa
In mehreren Ländern Europas finden 
Transformationen von Energieversor-
gungssystemen statt, aber sie bewegen 
sich nicht alle in die gleiche Richtung. 
Während einige europäische Länder den 
Ausstieg aus der Kernenergie beschlos-
sen haben (zum Beispiel Deutschland, 
Schweiz, Italien) oder sie gar nicht erst 
verwenden (zum Beispiel Österreich, 
Dänemark), planen andere neue Kern-
kraftanlagen (zum Beispiel die baltischen 
Staaten, Polen, Großbritannien). Ähnlich 
haben einige europäische Länder das Fra-
cking verboten oder strikt limitiert (zum 
Beispiel Frankreich, Deutschland) und 
andere streben an, die Entwicklung vor-
anzutreiben (zum Beispiel Großbritanni-
en, Polen). Diese Tatsache erschwert die 
Bemühungen um die Entwicklung einer 
harmonisierten Energie- und Klimapo-
litik der Europäischen Union,177 was bei 
den Verhandlungen über ein gemeinsa-
mes Klimapaket 2030 unübersehbar war. 
Zwar einigten sich die Mitgliedstaaten 

177	 Tews 2014-2.

am Ende auf drei Ziele: eine 40-prozen-
tige Reduktion der Treibhausgasemissi-
onen bis 2030 (im Vergleich zu 1990), 
die Steigerung des Anteils erneuerbarer 
Energien am Energiemix auf 27 Prozent 
und die Verbesserung der Energieeffizienz 
um mindestens 27 Prozent. Hinsichtlich 
der letzten beiden Ziele gibt es Konflikte 
zwischen den Mitgliedsstaaten. Deshalb 
wurden keine nationalen Ziele für den 
Ausbau erneuerbarer Energien gesetzt 
und das Energieeffizienzziel ist nur in-
dikativ. Die Entwicklung europäischer 
Energiepolitik führt tendenziell zu Kom-
promissen, die unter dem Niveau natio-
naler Ziele liegen können. Das impliziert 
zweierlei für die Governance auf natio-
naler Ebene: Es muss zum einen ständig 
überprüft werden, inwieweit nationale 
Regelungen europarechtskonform sind, 
und zum anderen müssen politisch akzep-
table Wege gefunden werden, nationale 
Interessen wahrzunehmen. Im Sinne der 
responsiven und reflexiven Governance 
folgt daraus die Anforderung, Koordi-
nationsprozesse zunehmend auf bi- und 
multilateraler Ebene auszuweiten. So wie 
die deutsche Energiewende mit Auswir-
kungen auf Nachbarländer wie Polen und 
die Tschechische Republik verbunden 
ist, die kritisierten, dass der in Deutsch-
land generierte Strom aus erneuerbaren 
Energien ihre Netze destabilisiert, so wird 
auch Deutschland von den Entscheidun-
gen und Handlungen seiner Nachbarn 
beeinflusst.178 Die Möglichkeiten zur Ko-
operation sind nicht auf die nationale 
oder europäische Ebene beschränkt. Un-
tersuchungen zeigen, dass die Unterstüt-
zung für einen verstärkten Erneuerbare-
Energien-Ausbau auf dezentraler Ebene 
in Polen größer ist als von der polnischen 
Regierung dargestellt.179 Hier könnte man 
beispielsweise nach Ansatzpunkten für 
verstärkte Kooperationen suchen.

178	 Brandt et al. 2015.
179	 Ancygier/Szulecki 2014.



73Governance der Energiewende

7.4	 Konkrete Problemstellungen 
der Energiewende

In den folgenden Absätzen soll anhand 
konkreter Problemstellungen die Kom-
plexität der Energiewende angedeutet 
und die Bedeutung partizipativer und 
reflexiver Governance-Formen illustriert 
werden.

Mit dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) wurde im Jahr 2000 ein 
Einspeisetarif für einen verstärkten Aus-
bau von Erzeugungskapazität aus er-
neuerbaren Energien eingeführt. Der 
Hauptfokus lag auf dem Ausbau der 
Erzeugungskapazität – für den Ausbau 
der Netzinfrastruktur wurde hingegen 
weniger getan. Infolgedessen gab es ei-
nen schnellen Ausbau der erneuerbaren 
Energien, sodass diese inzwischen fast 
ein Drittel der Stromversorgung abde-
cken. Das derzeitige Stromnetz ist aktuell 
jedoch nicht für große Mengen an Strom 
aus erneuerbaren Energien ausgelegt. 
Strom aus Windkraftanlagen und Photo-
Voltaik-Systemen ist fluktuierend, sodass 
von Minute zu Minute starke Änderungen 
und scharfe Abfälle in der Stromprodukti-
on stattfinden.180 Für das auf erneuerbare 
Energien ausgerichtete Stromnetz müssen 
mehr Hochspannungsübertragungslei-
tungen errichtet werden, die große Men-
gen Strom aus fluktuierender Erzeugung 
zu den Nachfragezentren transportieren 
können. Allerdings ist die öffentliche Ak-
zeptanz dieser Ausbaupläne eine große 
Herausforderung. Während die deutsche 
Öffentlichkeit die Ziele der Energiewende 
grundsätzlich unterstützt,181 sprechen sich 
von konkreten Maßnahmen betroffene 
Bürger oftmals gegen spezifische Infra-
strukturprojekte aus, wie den Ausbau von 
Hochspannungsleitungen, die Entwick-
lung großer Windparks oder Mega-Solar-
Projekte.182 Es gibt auch Gemeinden, die 

180	 Krizikalla et al. 2013; Leprich et al. 2012.
181	 Schreurs/Ohlhorst 2015.
182	 Bruns et al. 2012.

ganz grundsätzlich von dem Wandel des 
auf Kernkraft und fossilen Energien ba-
sierenden Systems hin zu erneuerbaren 
Energien betroffen sind: Ehemalige Koh-
lereviere und einige Städte, die stark von 
der Atomkraft profitiert haben, stehen 
vor der Herausforderung, neue ökono-
mische Modelle für den wirtschaftlichen 
Wohlstand ihrer Region zu entwickeln. 
Vielen Gemeinden widerstrebt es, dem 
Ausbau der Netzinfrastruktur zuzustim-
men, und einige sind sogar massiv da-
gegen. Sie zeigen ihren Widerstand in 
verschiedenen NIMBY-Kampagnen (im 
deutschen Sprachgebrauch: Sankt-Flori-
an-Prinzip).183 Die zentralen Akteure sind 
sich auch uneins über den genauen Be-
darf an Netzinfrastruktur. Verschiedene 
Visionen oszillieren zwischen der Forde-
rung nach einem zentralen Ausbau erneu-
erbarer Kapazitäten (zum Beispiel große 
Offshore- und Onshore-Windparks oder 
große Photo-Voltaik-Anlagen, die wahr-
scheinlich von größeren Unternehmen 
gebaut würden) und dem Wunsch nach 
kleinräumigen, dezentralisierten Model-
len, die auf regionalen Initiativen und 
dem Einsatz von kommunal betriebenen 
Speichern beruhen. Kommunen und Re-
gionen, die sich mittels Kampagnen, Bür-
gerinitiativen und neuen Genossenschaf-
ten einbringen, spielen eine zunehmende 
Rolle in der Energiewende. Die Skepsis 
gegenüber einer ausschließlich zentra-
len Steuerung der Energiewende erklärt 
die aktuell starke Nachfrage einiger Bür-
gerinnen und Bürger, an wesentlichen 
Entscheidungen über die Energiewende 
mitwirken zu können.184 Neue Beteili-
gungs- und Geschäftsmodelle können 
eine Quelle für Feedback im Rahmen der 
Energiewendepolitik sein und tragen auch 
dazu bei, politische Entscheidungen über 
Infrastrukturplanungen gegenüber den 
betroffenen Bürgerinnen und Bürgern zu 
legitimieren.185 

183	 Schreurs/Ohlhorst 2015.
184	 Schreurs 2008.
185	 Landwehr 2012.
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Mittlerweile finden verschiedene 
energiepolitische Maßnahmen auf un-
terschiedlichen Regierungs- und Gesell-
schaftsebenen statt. Es gibt Kommunen, 
die das Ziel einer 100-prozentigen Versor-
gung mit Strom aus erneuerbaren Energi-
en verfolgen – oder sich Ziele setzten, die 
sogar darüber hinaus reichen. Viele Dör-
fer und Städte haben eigene Energiewen-
depläne entwickelt und sich hohe CO2-
Reduktionsziele gesetzt.186 Jedes der 16 
Bundesländer hat eigene Vision und Plä-
ne in Bezug auf die Energiewende, häu-
fig durch regionale Interessen gespeist.187 
Das kann einerseits zu einer Verzögerung 
oder sogar Verwässerung der Umsetzung 
der Energiewende beitragen, kann an-
dererseits aber auch regional angepasste 
Strategien erhalten, die mehr Flexibilität 
zur Zielerreichung versprechen. Eine „re-
flexive“ Governance führt nämlich häufig 
dazu, dass Nischenakteure eigene Lösun-
gen erproben und daraus Lernprozesse 
ableiten.188 Wie Wirtschaftsnobelpreisträ-
gerin Ostrom nachgewiesen hat, kann die 
Resilienz von Systemen durch die gleich-
zeitige Problembearbeitung voneinander 
relativ unabhängig agierender Akteure 
gestärkt werden – durch eine Vielzahl 
dezentraler Lösungsansätze steigen die 
Chancen, auch in größeren Maßstäben 
Lösungen zu finden.189 Ebenso könnten 
dadurch einzelne Bevölkerungsgruppen 
stärker lokal eingebunden werden. Al-
lerdings öffnet die vorrangige Fokussie-
rung auf dezentrale Lösungen die Tür 
für Ineffizienzen, negativen Wettbewerb, 
zusätzliche Kosten und unnötige Ent-
wicklungen von Infrastruktur. Ein dezen-
trales Vorgehen kann auch zu ungleichen 
Verteilungen von Nutzen und Kosten der 
Energiewende führen, wenn Gruppen mit 
hohen Einkommen vor allem von einer 
Förderung lokaler Erzeugung profitieren, 
dies aber letztlich von allen Stromkunden 

186	 Ohlhorst et al. 2014.
187	 Ohlhorst 2015; Hirschl et al. 2011.
188	 Voß/Bornemann 2011.
189	 Ostrom 2010.

und auch von einkommensschwachen 
Haushalten über Umlagen und Steuern 
finanziert wird. Daher müssen mögliche 
Vorteile dezentraler Ansätze mit den hö-
heren gesamtgesellschaftlichen Kosten 
abgewogen werden. 

Die Energiewende tritt in eine 
zweite Phase ein. Die erste Phase wurde 
mit dem EEG unterstützt und von einer 
starken gesellschaftlichen Bewegung an-
getrieben. Mit einem Anteil fluktuieren-
der erneuerbarer Energien von rund 27 
Prozent an der Stromversorgung im Jahr 
2014 (gegenüber drei Prozent im Jahr 
1990 und sechs Prozent 2000) hat die ers-
te Phase der Energiewende schon beacht-
liche Erfolge erzielt, zumindest in Bezug 
auf den Stromsektor. Es besteht jedoch 
zunehmend Unsicherheit darüber, wie die 
Energiewende in die nächste Stufe über-
gehen kann. Die erneuerbaren Energien 
sind nicht länger Nischentechnologien. 
Da sie einen immer größeren Anteil des 
Stroms bereitstellen, sind Maßnahmen 
erforderlich, um einen glatten und er-
schwinglichen Übergang, auch im Sinne 
einer Marktintegration der Erneuerba-
ren, zu gewährleisten. Das berührt auch 
das Governance-System. Was unter dem 
Stichwort „Challenger versus Incumbent“ 
in der Diffusions- und Innovationstheorie 
diskutiert wird, wirft die Frage auf, ob ein 
Nischenakteur bereits über ausreichend 
Ressourcen verfügt, um im politischen 
System seine Interessen gleichwertig zu 
anderen etablierten Industrien zu vertre-
ten. Reflexive Governance bietet das Po-
tenzial, die Chance zur Überprüfung des 
politischen Prozesses hinsichtlich der Do-
minanz einseitiger Interessensvertreter 
zu erhöhen. Ein wichtiger Aspekt dabei ist 
allerdings ebenso, dass die zunehmende 
Förderung bestimmter Akteure im Rah-
men der Energiewende dazu führen kann, 
dass korrigierende politische Eingriffe im-
mer schwieriger werden, was die erfolgrei-
che Umsetzung der Energiewende gefähr-
den kann. Das Governance-System muss 
also ein robustes Konzept entwickeln, 
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um diesen Prozess der Regimebildung zu 
begleiten, möglicherweise sogar mitzu-
steuern, sowie die Bildung hemmender 
institutioneller und interessensgeleiteter 
Pfadabhängigkeiten immer wieder kri-
tisch zu hinterfragen. 

7.5	 Schlussfolgerung

Durch die Steuerung der Energiewen-
de als deliberativ-partizipatorischer und 
reflexiver Prozess wird es möglich, den 
komplexen Herausforderungen und der 
Gleichzeitigkeit von zum Teil gegenläu-
figen Prozessen und Entwicklungen der 
Energiewende zu begegnen. 

Die Energiewende benötigt sowohl 
Anreize, die Akteure aus Politik, Gesell-
schaft, Wissenschaft und Wirtschaft er-
mutigen, an der Transformation aktiv 
mitzuwirken, als auch Sanktionen und 
korrigierende Maßnahmen, wenn sich 
die Akteure nicht an die Vorgaben halten. 
Ein effektiver Instrumentenmix besteht 
aus regulatorischen, kommunikativen, 
anreizorientierten und planerischen Maß-
nahmen sowie aus Monitoring-Prozessen, 
um Fort- beziehungsweise Rückschritte 
laufend zu identifizieren und zu messen. 
Deliberative Entscheidungsprozesse kön-
nen dabei helfen, jene Maßnahmen zu 
wählen, die sich gemessen an den Bedürf-
nissen von Umwelt und Gesellschaft am 
besten für den jeweiligen Zweck eignen. 
Eine verantwortungsvolle, partizipative 
und reflexive Governance muss sowohl 
beim Agenda-Setting als auch in der Pha-
se der Implementierung stattfinden. Der 
Prozess der Entscheidungsfindung muss 
offen gestaltet sein. Er sollte so ausge-
richtet sein, dass er aus den Erfolgen und 
Misserfolgen der Vergangenheit lernen 
kann. Diese Governance erfordert Flexi-
bilität und die Fähigkeit, sich immer wie-
der neu den geänderten Bedingungen und 
verbessertem Wissen anzupassen. Damit 
Umwelt-Governance effektiv sein kann, 
müssen auch die Interessen und Anliegen 

der Öffentlichkeit einbezogen und be-
rücksichtigt werden. 

In Zukunft wird es immer wichtiger 
werden, sich umfassend mit den Konzep-
ten der umweltpolitischen Governance zu 
befassen. Das heißt, es müssen die formel-
len und informellen Institutionen in den 
Blick genommen werden, die auf die Um-
setzung der Energiewende einwirken, aber 
auch die politischen Maßnahmen, um die 
übergeordneten Ziele der Energiewende 
bei allen auftretenden Zielkonflikten er-
reichen zu können. Dazu sind Strukturen 
zu schaffen, die Partizipation ermögli-
chen und ein effektives und umfassendes 
Monitoring-System in Kraft setzen. Auch 
die Frage, wie bei Zielkonflikten Prioritä-
ten gesetzt und umgesetzt werden, ist an 
neue und verbesserte Formen der politi-
schen Willensbildung im Rahmen einer 
reflexiven und partizipativen Governance 
gebunden. Es gibt keinen goldenen Weg.
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8.	 Fazit

messen lassen. Diese Ziele sind nicht kon-
fliktfrei und müssen in gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen in ihrer relati-
ven Gewichtung zueinander immer wie-
der neu justiert werden. Auch dies ist ein 
gesellschaftlicher Kommunikationspro-
zess, der zunächst in seinen Strukturen 
und Prozessen verstanden werden muss, 
wenn man ihn erfolgreich gestalten will. 
Wichtig ist es deshalb, bei allen Maßnah-
men zur Umsetzung der Energiewende 
die soziokulturellen Einflussfaktoren mit-
zuberücksichtigen, ihre Wirkungsweisen 
zu verstehen und die aus dieser Analyse 
entstandenen Erkenntnisse in die weitere 
Ausgestaltung des Energiesystems zu in-
tegrieren.

So unverzichtbar eine sozialwis-
senschaftliche Perspektive zum Verständ-
nis von Transformationsprozessen ist, so 
wichtig ist es aber auch, darauf hinzu-
weisen, dass sozialwissenschaftliche For-
schung keine Blaupausen oder gar einen 
Masterplan für gelingende Interventionen 
bieten kann. Anders als das Gros der na-
turwissenschaftlichen und technischen 
Forschung umfasst der Gegenstand der 
Sozialwissenschaften höchst varianten-
reiche, nur mit probabilistischen Mo-
dellen und unter Einbezug komplexer 
Rahmenbedingungen zu beschreibende 
und erklärende Phänomene. Individuen 
und Gruppen verhalten sich oft erratisch, 
Motivlagen sind nicht immer erkennbar 
und die komplexen Wechselwirkungen 
zwischen zweckgerichteten Handlungen 
der Akteure können ungeahnte und un-
beabsichtigte Nebenfolgen haben, die 
meist im Voraus nicht erkennbar sind. 
Trotz großer Fortschritte in der quanti-
tativen wie qualitativen Sozialforschung 

In der vorliegenden Analyse wurden die 
Energiewende und die hiermit verbunde-
nen gesellschaftlichen Herausforderungen 
und Konsequenzen aus einer sozialwissen-
schaftlichen Perspektive heraus betrachtet. 
Folgt man den in diesem Band zusammen-
gefassten Analysen, kann eine erfolgreiche 
Transformation des Energiesystems nur 
dann gelingen, wenn technische Innova-
tions- und Substitutionsprozesse in Ver-
bindung mit der Organisation von Angebot 
und Nachfrage nach Energiedienstleis-
tungen, mit Steuerungsprozessen durch 
Markt, Staat und Zivilgesellschaft sowie 
mit dem Verhalten von Unternehmen 
und Konsumenten ganzheitlich betrachtet 
wird. Aspekte der Energienachfrage und 
-nutzung sowie das Ausmaß von Tech-
nikinnovationen sind wesentlich durch 
soziokulturelle und politische Rahmen-
bedingungen sowie durch institutionelle 
Strukturen und individuelle Werte und 
Präferenzen geprägt. Das bedeutet: Sozi-
alwissenschaftliche Forschung ist ein we-
sentlicher Baustein zur Erforschung der 
Transformationsprozesse mit Blick auf die 
Ziele der Energiewende.

Nur wenn die Energiewende als 
ein gesamtgesellschaftliches Vorhaben 
verstanden wird, das Technikentwick-
lung, organisatorischen Wandel, effektive 
Steuerungsmaßnahmen und zielgerech-
te Verhaltensweisen umfasst, kann es zu 
einer erfolgreichen Umsetzung kommen. 
Dazu müssen sich alle Maßnahmen zur 
Umsetzung an den drei übergeordneten 
Zielen der Energieversorgung, der Versor-
gungssicherheit, der Umwelt- und Klima-
verträglichkeit und der Wirtschaftlichkeit 
unter der für alle Ziele parallel geltenden 
Randbedingung der Sozialverträglichkeit 
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bleiben historische Entwicklungen wie 
Jahrzehnte andauernde Transformatio-
nen weitgehend einem typisierenden, no-
mologischen Zugriff durch die empirische 
Wissenschaft verschlossen. Dennoch hat 
sich in der Vergangenheit gezeigt, dass 
theoretische Ansätze mittlerer Reichweite 
durchaus zu einem besseren Verständnis 
komplexer Wechselwirkungen beitragen 
können. Auch die Wirksamkeit von Inter-
ventionen in natürliche oder gesellschaft-
liche Kreisläufe lässt sich dadurch zumin-
dest zum Teil abschätzen. Für komplexe 
Phänomene wie etwa das Verhalten von 
Individuen in Transformationsphasen be-
stehen mehrere konkurrierende Theorien 
(etwa psychologische, ökonomische und 
soziologische), die unterschiedliche As-
pekte aufgreifen. Aus dieser Perspektive 
heraus kommen sie zu unterschiedlichen 
Erklärungsansätzen. Diese sind durchaus 
evidenzbasiert, lassen in der vorgegebe-
nen Ambivalenz der zu deutenden Phä-
nomene aber auch mehrdeutige Interpre-
tationen zu. Dies ist häufig irritierend für 
Naturwissenschaftler und Techniker und 
erst recht für Gestalter wie Politiker oder 
Unternehmensführer, die sich eindeutige 
Prognosen und Handlungsanleitungen 
wünschen. Die Mehrdeutigkeit sozial-
wissenschaftlicher Forschungsergebnisse 
lässt sich aber auch als eine Stärke sehen: 
Sie vergrößert den Horizont der Entschei-
dungsträger, fördert adaptive Lern- und 
Managementprozesse und vermittelt fle-
xible und optionale Instrumente, um im 
Angesicht von unerwünschten Nebenwir-
kungen des eigenen Handelns Alternati-
ven verfügbar zu haben.

In diesem Band geht es deshalb 
nicht um Lösungswege für eine sozialver-
trägliche Ausgestaltung der Energiewen-
de, sondern um ein besseres Verständnis 
der komplexen Wechselbeziehungen zwi-
schen Technikentwicklung, organisatori-
schen Strukturen, Steuerungsprozessen 
und Verhaltensweisen. Auf dieser Basis 
lassen sich eine Bandbreite von funktions-
äquivalenten Optionen entwickeln, um 

die Umsetzung der Energiewende sozial-
verträglich zu gestalten. In den vorausge-
gangenen Kapiteln erfolgte diese Analyse 
entlang der gesellschaftlichen Ebenen 
Mikro, Meso und Makro. Dabei standen 
folgende Themen im Vordergrund:

Mikroebene:
Verbraucherenergiepolitik als Innovations
politik

Mesoebene:
1.	 Sozialräumliche Perspektiven der 

Energiewende auf lokaler Ebene
2.	 Kommunikation im Planungsprozess
3.	 Chancen- und Risikokommunikation 

im Rahmen der Energiewende
4.	 Partizipation

Makroebene:
Governance-Strukturen

Diese Themen umfassen nur einen Teil 
der sozialwissenschaftlichen Forschungs-
landschaft im Bereich der Energiewende. 
Aus der Sicht der Arbeitsgruppe spiegeln 
sie aber die Themen wider, die in der ak-
tuellen politischen Diskussion um die 
Energiewende eine besonders wichtige 
Rolle spielen.

8.1	 Ergebnisse der sozialwissen-
schaftlichen Analysen

Anhand der Bearbeitung des Themas 
„Verbraucherenergiepolitik als Innovati-
onspolitik“ zeigt das Kapitel 2 auf, wie der 
technologische Fokus bei der Energiewen-
de um verhaltensstimulierende Elemente 
erweitert werden kann. Es beleuchtet die 
unterschiedlichen Rollen der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher und erörtert mit 
Blick auf die Nachhaltigkeitsstrategien 
„Suffizienz“ und „Effizienz“ unterschied-
liche Optionen, wie politische Interventi-
onen diese Strategien unterstützen kön-
nen. Die empirische Forschung hat viele 
Belege dafür gesammelt, dass kommu-
nikative Instrumente unter bestimmten 
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Bedingungen das Energieverhalten von 
Individuen und Gruppen beeinflussen. 
Darüber hinaus spielen Anreizsysteme 
eine wichtige Rolle: Subventionen oder 
Abgaben und strukturelle Aspekte, vor al-
lem auch die Architektur der Handlungs-
optionen (Nudges). Kapitel 2 verfolgt das 
Ziel, zunächst einen Überblick zu den ak-
tuell diskutierten Instrumenten zur Ge-
staltung von Energieeffizienz und -suffizi-
enz zu geben und anschließend Aussagen 
über deren Wirksamkeit zu machen.

Vor diesem Hintergrund schlagen 
die Autoren vor, Verbraucherenergiepo-
litik als Innovationspolitik zu verstehen 
und entsprechend zu gestalten. Als mög-
liche Instrumente und Maßnahmen einer 
nachfrageseitigen Innovationspolitik im 
Energiebereich führen sie folgende Vor-
schläge auf:

1.	 Effizienz durch Investitionen (zum 
Beispiel Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand etc.) zu verbessern.

2.	 Verhaltensänderungen als soziale 
Innovationen für die Energiewende 
zu konzipieren und entsprechend zu 
kommunizieren (zum Beispiel Fokus 
auf wahrgenommene Nützlichkeit).

3.	 Innovative Politikansätze zu imple-
mentieren, die vor allem auch struk-
turelle Barrieren (etwa Zuständigkei-
ten von Mietern bei der energetischen 
Sanierung) überwinden helfen.

4.	 Konfliktlösungsmechanismen syste-
matisch auszubauen, die eine früh-
zeitige, transparente Information und 
Einbindung der Öffentlichkeit in Ent-
scheidungsfindungsprozesse sicher-
stellt.

Resümierend wird in Kapitel 2 festgehal-
ten, dass Innovationen und Engagement 
auf der Energienachfrageseite mit einem 
Mix von kommunikativen, anreizbasier-
ten und strukturellen Instrumenten ge-
steigert werden können. Ihnen allen ist 
jedoch gemein, dass sie ihre größte Wir-
kung nur dann entfalten können, wenn sie 

auf die Strategien der Effizienz und Suffi-
zienz ausgerichtet werden.

Eine gesellschaftliche Implemen-
tierung von politischen Maßnahmen und 
Instrumenten berührt jedoch nicht nur 
die Mikro-, sondern auch die Mesoebene. 
Gebäudesubstanz und sozialräumliche 
Quartiere bieten hierbei Anknüpfungs-
punkte für sozial-, wohn- und energie-
politische Maßnahmen, die in Kapitel 3 
aufgezeigt werden. Als Konsequenz für 
die Ausgestaltung politischer Instrumente 
im Energieeffizienzbereich scheint hierbei 
ein stärkerer ganzheitlicher Ansatz er-
forderlich zu sein. Denn sozialräumliche 
Unterschiede sind für die Durchsetzung 
von Zielen der Energiewende sowohl eine 
Rahmenbedingung als auch eine mögli-
che Folge, die es zu beachten gilt. Daher 
können Umsetzungsmaßnahmen ambi-
valente Konsequenzen aufweisen, wie 
zum Beispiel Schutz vor baulichem Ver-
fall bei gleichzeitiger Verdrängung ein-
kommensschwacher Haushalte. Somit 
gilt es, die Konsequenzen energiepoliti-
scher Maßnahmen für unterschiedliche 
Einkommensklassen und Wohnquartiere 
genauer zu analysieren und die Ergebnis-
se dieser Analysen in städtebauliche und 
wohnungsmarktrelevante Entwicklungs-
strategien zu integrieren. Nur durch solch 
einen umfassenden Blickwinkel können 
unerwünschte Verteilungseffekte vermie-
den werden. Eine sozialwissenschaftliche 
Perspektive kann hier helfen, mögliche 
Fehlentwicklungen etwa in Bezug auf 
Verteilungseffekte von Interventionen 
frühzeitig zu erkennen und entsprechend 
Maßnahmen zur Gegensteuerung zu ent-
werfen.

Als mögliche Ansätze zur Identifi-
kation sowie Behandlung von regionalen 
Ungleichheiten zeigt Kapitel 3 kartogra-
fische Projekte der Identifizierung von 
räumlichen Verteilungseffekten, räumlich 
differenzierte Formen der energetischen 
Sanierungen sowie politische Anreizsys-
teme auf der Basis unterschiedlicher Be-
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troffenheiten auf. Eine wesentliche Stell-
schraube, um negative Verteilungseffekte 
zu vermeiden, ist zunächst eine möglichst 
kosteneffiziente Umsetzung der Ener-
giewende und damit eine Reduktion der 
Gesamtbelastung der Bevölkerung. Dem-
entsprechend müssen alle Instrumente 
neben ihren Verteilungswirkungen auch 
auf ihre Effektivität und Kosteneffizienz 
untersucht werden. Daran anschließend 
ist eine Verteilungswirksamkeitsanalyse 
unerlässlich, um die möglichen Nebenwir-
kungen einer zwar effizienten, aber nicht 
unbedingt als gerecht empfundenen Ver-
teilung zu erfassen. Das Kapitel zeigt zum 
Schluss einige Optionen auf, um Maßnah-
men der Energiewende so auszugestalten, 
dass die von Energiekosten besonders be-
lasteten Haushalte in besonderem Maße 
von Effizienzsteigerungen profitieren.

Bei der Umsetzung von Maßnah-
men und Steuerungsprozessen kommt 
der Kommunikation eine tragende Rol-
le zu. In Kapitel 4 sind vier Aspekte der 
Energiewende als zentral hervorgehoben, 
die es zu beachten gilt, wenn Kommunika-
tion gelingen soll:

1.	 Die Energiewende ist ein Großpro-
jekt, das bundes- und europaweite 
Dimensionen berührt und dadurch in 
seinen Einzelkomponenten anfällig 
für Brüche ist.

2.	 Die Energiewende ist eine politische, 
intersektoriale Herausforderung.

3.	 Die Energiewende ist ein Vorhaben, 
das unterschiedliche Grade der Be-
troffenheit auslöst.

4.	 Die Energiewende sieht sich einer 
Zeitfalle gegenüber: Entscheidun-
gen werden häufig unter großem 
Zeitdruck getroffen, der oft eine re-
flektierte und abgewogene Entschei-
dungsfindung behindert. Vor allem 
wenn Entscheidungen irreversible 
Folgen haben oder weitreichende 
strukturelle Veränderungen auslösen, 
ist es notwendig, einen genügend lan-
gen Zeitraum für eine Maßnahmen-

folgenabschätzung und eine rationale 
Abwägung der Optionen vorzusehen.

Diese vier Rahmenbedingungen erzeugen 
eine hohe immanente Konfliktträchtig-
keit. Die Autoren plädieren daher dafür, 
die Auseinandersetzung um mögliche 
Bewertungs- und Argumentationsstränge 
frühzeitig und mit dem nötigen organi-
satorischen Aufwand in vorhandene und 
neu gestaltete Planungs- und Entschei-
dungsprozesse einzubinden. Nur so kann 
begründet und erklärt werden, warum 
eine Maßnahme an einem bestimmten 
Ort und nicht anderswo vollzogen werden 
muss. Als mögliche Mittel der kommuni-
kativen Ausgestaltung analysieren die Au-
toren Nutzwertanalysen sowie verschie-
dene Formate der Kommunikation und 
der Beteiligung.

Hierbei zeichnen sich die Diskus-
sionen vielfach durch unterschiedliche 
Risiko-Chancen-Abwägungen der betei-
ligten Akteure aus. Risiken und Chancen 
verschiedener Energiequellen werden je 
nach eigenem Standpunkt unterschiedlich 
beurteilt, die Meinungsbildung erfolgt auf 
der Basis selektiv wahrgenommener Ein-
flussfaktoren. In Kapitel 5 steht daher als 
Ziel der Kommunikation im Vordergrund, 
die Bürgerinnen und Bürger zur „Urteils-
mündigkeit“ zu befähigen, damit sie kom-
petent eine persönliche Beurteilung von 
Chancen und Risiken vornehmen können. 
Eine offene Chancen-Risiko-Kommunika-
tion trägt in diesem Sinne zur Aufklärung, 
Information und Abstimmung der Akteu-
re untereinander bei. Wege dafür sind Do-
kumentation, Information, Dialog sowie 
Einbindung in Risikobewertungsprozesse 
und Managemententscheidungen. Urteils-
mündige Bürger zeichnen sich dadurch 
aus, dass ihnen die Konsequenzen ihrer 
eigenen Präferenzen bewusst sind und sie 
im Zielkonflikt zwischen Eigeninteresse 
und Allgemeinwohl eine sachlich begrün-
dete, aber auch ethisch fundierte Wahl 
treffen können. Sozialwissenschaftliche 
Forschung kann hier helfen, die Rahmen-
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bedingungen zu schaffen, die die Entwick-
lung zur Urteilsmündigkeit begünstigen.

Vielfach sind Kommunikationspro-
zesse an Beteiligungsverfahren geknüpft. 
Diese werden in Kapitel 6 behandelt. Bei 
der Beteiligung gehen die Autoren von 
offenen Willensbildungsprozessen aus. 
Daher postulieren sie, dass die in Ent-
scheidungsprozessen einbezogenen Bür-
gerinnen und Bürger im Rahmen gel-
tenden Rechts auf der Basis der eigenen 
Vorstellungen und Bewertungen neue Op-
tionen schaffen und bestehende bewerten 
können. Die Anwendung partizipativer 
Verfahren scheint im Rahmen der Ener-
giewende in besonderer Weise geboten zu 
sein, da energiepolitische Entscheidungen 
weitreichende Auswirkungen auf Lebens-
stile und Verhaltensweisen der Menschen 
haben. Es mag daher nur konsequent 
sein, wenn die Präferenzen und Werte 
derjenigen Menschen in politische Ent-
scheidungsfindungsprozesse einbezogen 
werden, die von diesen Konsequenzen be-
troffen sind. Kapitel 6 erörtert hierfür die 
Grundlagen und Anforderungen sowie die 
Funktionen von partizipativen Verfahren. 
Als wichtigste Voraussetzung für gelingen-
de Beteiligung sehen die Autoren die Be-
reitschaft der Politik und der Verwaltung 
an, die Formen der Beteiligung als Hilfe-
stellung ihrer Arbeit und als Bereicherung 
der repräsentativen Demokratie anzu-
sehen. Denn wenn es der Politik gelingt, 
geeignete Rahmenbedingungen für eine 
aktive Teilhabe der Bürgerinnen und Bür-
ger zu setzen und den Gestaltungsprozess 
innovativ, transparent und offen zu initiie-
ren, dann können die Verfahren dazu ver-
helfen, dass Entscheidungsfindungspro-
zesse und daraus resultierende Ergebnisse 
von einer Vielzahl von Bürgerinnen und 
Bürgern auch akzeptiert werden.

Kapitel 7 erörtert die hierfür not-
wendigen Governance-Strategien. Im Fo-
kus stehen unterschiedliche Ansätze der 
Governance-Strategien im Kontext der 
Energiewende. Zentrale Begriffe sind hier 

„Reflexive Governance“ und „Inclusive 
Governance“. Das Wort „reflexiv“ deutet 
darauf hin, dass Steuerungsprozesse die 
hohe Komplexität und die oftmals geringe 
Prognosefähigkeit von eingeleiteten Inter-
ventionen mitberücksichtigen und flexibel 
und adaptiv auf beobachtete Nebenwir-
kungen reagieren müssen. Der Begriff „in-
klusiv“ trägt der Tatsache Rechnung, dass 
moderne kollektive Steuerungsprozesse 
in einer pluralen Gesellschaft eine Viel-
zahl von mit- und oft auch gegeneinander 
handelnden Akteuren integrieren müssen, 
um gesellschaftlich wirksam zu werden. 
Für eine verantwortungsbewusste Re
gierungsführung ist es deshalb notwendig, 
einerseits Anreize zu setzen, um Akteure 
aus Politik, Gesellschaft und Wirtschaft zu 
ermutigen, an der Transformation mitzu-
wirken, andererseits Maßnahmen zu kon-
zipieren, um bei Fehlentwicklungen korri-
gierend eingreifen zu können. Eine solche 
Kombination von reflexiver und inklusiver 
Gesellschaftssteuerung sollte schon in der 
Phase des Agenda-Setting einsetzen und 
sich dann bis zur Implementierung und 
zum Monitoring fortsetzen. Flexibilität 
und die Fähigkeit des Steuerungssystems, 
sich neuen Bedingungen und neuem Wis-
sen anzupassen, sind hierbei fundamenta-
le Voraussetzungen.

8.2	 Wesentliche Erkenntnisse

Als wesentliche Erkenntnisse bei der Aus-
einandersetzung mit der Energiewende 
aus sozialwissenschaftlicher Perspekti-
ve können folgende Punkte festgehalten 
werden:

Die Transformation des Energie-
systems ist ein gesamtgesellschaftliches 
Vorhaben. Technische Innovationen und 
wirtschaftliche Abläufe vollziehen sich 
innerhalb von institutionellen Struktu-
ren, gesellschaftlichen Rahmenprozessen 
und politischen Leitlinien. Um die Ener-
giewende sozialverträglich zu gestalten, 
müssen insbesondere Schnittstellen und 
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Wechselwirkungen beachtet werden. Da-
bei kommt den Wechselwirkungen zwi-
schen technologischer Entwicklung, or-
ganisatorischen Strukturen, politischen 
Steuerungsprozessen und individuellem 
Verhalten ein besonderer Stellenwert zu.

Es gibt nicht nur eine, sondern 
mehrere Energiezukünfte. Wie diese zu 
gestalten sind und welche der möglichen 
Zukünfte man anstreben soll, ist in Gesell-
schaft und Politik umstritten. Dazu kom-
men Unsicherheiten und Unabwägbarkei-
ten künftiger Entwicklungen innerhalb 
und außerhalb des Energiebereiches. Um 
mit diesen Herausforderungen angemes-
sen umzugehen, ist es sinnvoll, die Werte 
und Interessen von Stakeholdern, Bür-
gerinnen und Bürgern in den Planungs- 
und Steuerungsprozess einzubinden und 
dadurch eine höhere Identifikation mit 
den notwendigen Veränderungsprozessen 
herbeizuführen.

Grundlage hierfür ist die Schaffung 
von Strukturen, die einen offenen und 
transparenten Dialog sowie eine aktive 
Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 
der Transformation des Energiesystems 
ermöglichen.

Die wechselseitige Kommunikation 
sollte Bürgerinnen und Bürger zur Ur-
teilsmündigkeit befähigen. Dies bedeutet, 
dass Personen oder auch soziale Grup-
pen befähigt werden sollen, auf Basis der 
Kenntnis faktisch nachweisbarer Konse-
quenzen von Planungen und mit Rück-
sicht auf verbleibende Unsicherheiten 
und andere situativ wirkende Faktoren 
eine Beurteilung der jeweiligen Chancen 
und Risiken vornehmen zu können. Sozi-
alwissenschaftliche Forschung kann dazu 
die Rahmenbedingungen untersuchen, 
die eine solche Entwicklung zur Urteils-
mündigkeit fördern.

Ausmaß und Zielstellungen ener-
giepolitischer Maßnahmen bedürfen 
einer genauen Analyse der Verteilungs-

wirkung der Maßnahmen auf unter-
schiedliche Bevölkerungsgruppen und 
Regionen. Durchschnittswerte sagen oft 
wenig darüber aus, wie die Konsequen-
zen auf unterschiedliche Gruppen verteilt 
sind. Die Debatte um „Energiearmut“ 
ist ein Zeugnis dafür, dass die faire Ver-
teilung von Lasten und Chancen in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung einen 
hohen Stellenwert besitzt. Von daher ist 
Verteilungsgerechtigkeit als Aspekt der 
Sozialverträglichkeit eine wichtige Ziel-
größe bei der Transformation des Ener-
giesystems, die entsprechend berücksich-
tigt werden muss.

Politische Steuerungsprozesse und 
Maßnahmen bedürfen einer Anpassung 
an die Strategien der Suffizienz und Ef-
fizienz, um eine nachfrageseitige Inno-
vationspolitik zu etablieren. Ansätze der 
Konsum- und Nutzungsforschung könn-
ten hierbei wegweisend sein. Wichtig ist 
dabei, dass eine Mischung aus kommuni-
kativen, anreizorientierten und struktu-
rellen Instrumenten angestrebt wird, die 
je nach Kontext und Lebenslage unter-
schiedlich zusammengesetzt sein müssen, 
um optimale Wirkung zu entfalten.

Um die Energiewende politisch er-
folgreich zu gestalten, bedarf es der Stär-
kung politischer Maßnahmen sowie der 
weiteren Verankerung der Energiewende 
in Europa. Die Energiewende benötigt 
hierbei sowohl politische Anreize, die Ak-
teure aus Politik, Gesellschaft und Wirt-
schaft ermutigen, an der Transformation 
teilzunehmen (Inclusive Governance), als 
auch korrigierende Maßnahmen, wenn 
aufgrund komplexer Wechselwirkungen 
und mangelnder Prognosefähigkeit der 
eingesetzten Interventionen die Trans-
formation einen anderen Verlauf nimmt 
als beabsichtigt (Reflexive Governance). 
Daher sind immer mehrere Szenarien und 
Interventionsoptionen parallel zu entwi-
ckeln und zu berücksichtigen, um dem 
Ideal einer adaptiven Steuerungskultur 
nahezukommen.
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8.3	 Forschungsbedarf und offene 
Fragen

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend, 
ergibt sich großer Forschungsbedarf. Er 
besteht insbesondere mit Blick auf die 
sozioökonomische Resonanz von politi-
schen Interventionen in einer pluralen 
Gesellschaft und der Bereitstellung von 
erfolgversprechenden Plattformen für 
kollektiv wirksame Diskurse zur weiteren 
Ausgestaltung der Energiewende. Kon-
kret mündet dies in Fragen wie:190

•	 Welche motivationalen, situativen 
und strukturellen Faktoren beeinflus-
sen das Verhalten der Energiekonsu-
menten?

•	 Welche Akteure gestalten die Ener-
giewende und/oder werden durch sie 
tangiert? Wie können deren Bedürf-
nisse und Präferenzen bei der Um-
setzung technischer Optionen ausrei-
chend berücksichtigt werden?

•	 Welche Zielkonflikte ergeben sich bei 
der Einbeziehung der Stakeholder 
und der Bevölkerung in Planungs- 
und Entscheidungsprozesse und wie 
können am besten sachlich kompe-
tente und ethisch fundierte Aushand-
lungsprozesse zur Abwägung von 
Zielkonflikten gestaltet werden?

•	 Welche Beiträge können partizipati-
ve und deliberative Verfahren bei der 
Implementierung neuer Energiestra-
tegien und bei der konstruktiven Be-
handlung von Konflikten leisten?

•	 Wie lassen sich politische Instrumen-
te und Maßnahmen unter einem sys-
temischen Blickwinkel aufeinander 
abstimmen und im Hinblick auf die 
angestrebten Ziele (unter Bezug auf 
notwendige Trade-offs zwischen den 
Zielen) bewerten?

•	 Wie können die einzelnen Meinungs-
bildungs- und Entscheidungsprozes-
se synchronisiert werden? Wie lässt 
sich der häufig auftretende Zeitdruck 

190	 Weiterführend Renn 2011-1.

so handhaben, dass genügend Zeit 
für Reflexionsprozesse verbleibt, ehe 
mehr oder weniger irreversible Ent-
scheidungen getroffen werden?

Diese aufgeführten Forschungsfragen 
deuten auf die Notwendigkeit eines sys-
temübergreifenden Forschungsansatzes 
zur Energiewende hin, der Kontextbe-
dingungen ebenso in den Mittelpunkt 
der Forschungsanstrengungen rückt wie 
Wechselwirkungen und Schnittstellen 
bei Prozessen und Umsetzungsstrategien. 
Nur durch die Integration verschiedener 
Wissensbestände und Disziplinen sowie 
die Berücksichtigung von Werten und Be-
dürfnissen der Bürgerinnen und Bürger 
können Maßnahmen der Energiewende 
sozialverträglich umgesetzt werden. Wie 
diese Einsichten in politische Handlungs-
optionen übersetzt werden können, war 
nicht Gegenstand dieser Analyse. Im wei-
teren Verlauf des Projekts ESYS werden 
dazu entsprechende Stellungnahmen er-
arbeitet und in die öffentliche Diskussion 
eingebracht.
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